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Die Kapazitäten im Stromverteilernetz 
müssen ausgebaut werden – nicht zuletzt 
mit Blick auf die angestrebte vollständig 
auf erneuerbaren Energien beruhende 
Stromversorgung, die die Netzintegration 
einer Vielzahl von dezentralen Erzeugungs
anlagen erfordert. Einen wichtigen Beitrag 
hierzu kann in den kommenden Jahren die 
Ertüchtigung bestehender Verteilernetze 
durch Ersatzneubauten, Änderungen und 
Erweiterungen leisten. Zu den vielfältigen 
Ursachen der unzureichenden Verteiler- 
netzinfrastruktur gehören dabei auch lang
wierige Genehmigungsverfahren. Für Er
satzneubauten, Änderungen und Erweite
rungen des Verteilernetzes ist grundsätz
lich ein zeit- und ressourcenintensives 
Planfeststellungsverfahren durchzuführen. 
Als rechtlicher Beschleunigungsansatz 
könnte daher mehr Verfahrensfreiheit 
durch Reduzierung von Planfeststellungs
erfordernissen bis hin zu einer vollständi
gen Verfahrensfreiheit erwogen werden. 
Während für die Übertragungsnetze in den 
letzten Jahren zahlreiche Beschleunigungs
vorschriften erlassen wurden, spielte die 
Verteilernetzebene bislang eine eher unter
geordnete Rolle bei den Bemühungen des  
Gesetzgebers um Genehmigungsbeschleu
nigung im Netzbereich. 

Dem Gesetzgeber steht zwar in verfas
sungsrechtlicher Hinsicht ein weiter Gestal
tungsspielraum bei Verfahrensfragen zu, 
aber das Unionsrecht erlaubt zumindest für 
Vorhaben, die Konflikte mit dem europäi
schen Umweltrecht auslösen, derzeit keine 
vollständige Verfahrensfreiheit im Sinne ei
nes vollständigen Entfalls aller behördli
chen Prüf- und Entscheidungspflichten. 
Dem stünden behördliche Prüf- und Ent
scheidungspflichten aus dem im Einzelfall 
betroffenen europäischen Umweltrecht 
entgegen, die zur Durchführung von (Ein
zel-)Genehmigungsverfahren verpflichten. 
Ob es bei einem Vorhaben zu Konflikten 
mit dem europäischen Umweltrecht kom
men kann, beurteilt sich nicht nur nach der 
Ertüchtigungsmaßnahme als solche (Ände
rung, Erweiterung, Ersatzneubau), sondern 
auch nach dem dauerhaften Betrieb der er
tüchtigten Anlage. Für Vorhaben, die einer 
Pflicht zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVP) unterliegen, schreibt die UVP-Richt-

linie sogar ausdrücklich ein Genehmi
gungserfordernis vor.  

Schon jetzt könnte jedoch das Planfeststel
lungsverfahren abgeschafft werden, da das 
Unionsrecht nicht zur Durchführung eines 
Gesamtgenehmigungsverfahrens im Sinne 
der deutschen Planfeststellung zwingt. Es 
müsste aber im Einzelfall den bestehenden 
behördlichen Prüf- und Entscheidungs
pflichten aus dem europäischen Umwelt
recht nachgekommen werden, sei es durch 
Durchführung eines anderen Gesamtge
nehmigungsverfahrens (wie etwa dem im
missionsschutzrechtlichen Genehmigungs
verfahren) oder durch Durchführung von 
Einzelgenehmigungsverfahren. Diese Ver
fahren haben zwar nicht die gleichen um
fangreichen Rechtswirkungen wie eine 
Planfeststellung, aber mit dem Planfest
stellungsverfahren würde ein hochkomple
xes Verwaltungsverfahren mit einer Viel
zahl an verfahrens- und materiell-rechtli
chen Anforderungen entfallen. Insbeson
dere wegen seiner umfassenden Konzent
rationswirkung und des fachplanerischen 
Abwägungsgebots löst es einen hohen Auf
wand bei Vorhabenträgern und Behörden 
aus, um das Vorhaben hinsichtlich aller von 
ihm berührten öffentlichen und privaten 
Belange zu prüfen und zu genehmigen. 

Mit der Planfeststellung sind jedoch auch 
umfangreiche Vorteile verbunden. Zu nen
nen sind insbesondere die enteignungs
rechtliche Vorwirkung zur Erleichterung 
von Eingriffen in das Privateigentum oder 
die rechtsgestaltende Wirkung in Form ei
nes umfassenden Ausschlusses etwaiger 
Ausgleichsansprüche Dritter. Mit der Ab
schaffung der Planfeststellung wäre zu
dem – abhängig von ggf. erteilten Einzelge
nehmigungen – vor allem eine Risiko- und 
Verantwortungsverlagerung von der Be
hörde auf den Vorhabenträger verbunden. 
Der Vorhabenträger würde nämlich nicht 
auch von der Pflicht zur Einhaltung materi
ell-rechtlicher Vorgaben – etwa aus dem 
Natur- und Arten- oder Immissionsschutz
recht – befreit. Er müsste diese dann viel
mehr eigenverantwortlich prüfen und ihre 
Einhaltung sicherstellen oder Ausnahmen 
oder Befreiungen bei den Fachbehörden 
einholen. Beim Vorhabenträger können 
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Rechtsunsicherheiten darüber bestehen, 
ob sein Vorhaben die fachrechtlichen Vor
gaben wahrt und ob ggf. eine entspre
chende behördliche Einzelgenehmigung 
erforderlich ist. Stellt sich das Vorhaben 
nachträglich als materiell rechtswidrig her
aus, sieht sich der Vorhabenträger gestei
gerten Haftungs- und Klagerisiken sowie 
einem repressiven Einschreiten der Behör
den zur Durchsetzung des materiellen 
Rechts ausgesetzt, da er sich nicht mehr 
auf die legalisierende und rechtsgestal
tende Wirkung der Planfeststellung beru
fen kann. Eine Legalisierungswirkung be
stünde nur noch im Rahmen ggf. erteilter 
Einzelgenehmigungen.  

Will der Gesetzgeber dem entgegenwirken, 
könnte er ergänzend auch materiell-rechtli
che Wirkungen hinsichtlich der Vereinbar
keit der Vorhaben mit den Anforderungen 
des materiellen Rechts erwägen. Hinsicht
lich der Vereinbarkeit mit den Vorgaben 
aus dem europäischen Umweltrecht beste
hen derzeit allerdings nur begrenzte Um
setzungs- und Konkretisierungsspielräume 
für den deutschen Gesetzgeber. Der Uni
onsgesetzgeber selbst könnte jedoch im 
Rahmen von Grids Package und Umwelt
omnibus materiell-rechtliche Wirkungen 
hinsichtlich der Vereinbarkeit bestimmter 
Vorhaben mit den Anforderungen des eu
ropäischen Umweltrechts regeln oder dies
bezüglich Umsetzungsspielräume für die 
Mitgliedstaaten schaffen.  

Die aktuellen Vorschläge in Grids Package 
und Umweltomnibus zur Beschleunigung 
von Genehmigungsverfahren und Umwelt
prüfungen sehen zwar den teilweisen Ent
fall unionsrechtlicher Prüf- und Entschei
dungspflichten für Verteilernetzinfrastruk
tur vor. Mit Blick auf den Anwendungsbe
reich, die Tatbestandsvoraussetzungen und 
die Rechtsfolgen der Vorschläge verbleiben 
jedoch zahlreiche Rechtsunsicherheiten, 
Auslegungs- und Anwendungsfragen sowie 
teilweise auch Regelungslücken. Es kann 
daher nicht abschließend bestimmt wer
den, inwieweit die Vorschläge bestehende 
unionsrechtliche Hürden für eine vollstän
dige Verfahrensfreiheit abbauen würden. 
Hier bleibt das weitere Gesetzgebungsver
fahren abzuwarten. 

 

 

 

Kernergebnisse 

▶ Eine vollständige Verfahrensfreiheit für 
Verteilernetzprojekte im Sinne eines 
Entfalls aller behördlichen Prüf- und 
Entscheidungspflichten ist zumindest 
für Projekte, bei denen Konflikte mit 
dem europäischen Umweltrecht beste
hen, unionsrechtlich derzeit nicht zu
lässig. Behördliche Prüf- und Entschei
dungspflichten aus dem im Einzelfall 
betroffenen europäischen Umwelt
recht verpflichten zur Durchführung 
von (Einzel-)Genehmigungsverfahren.  

▶ Schon jetzt könnte jedoch das Plan
feststellungsverfahren abgeschafft 
werden, da das Unionsrecht nicht zur 
Durchführung eines Gesamtgenehmi
gungsverfahrens im Sinne der deut
schen Planfeststellung zwingt. Es 
müsste aber den im Einzelfall einschlä
gigen behördlichen Prüf- und Ent
scheidungspflichten aus dem europäi
schen Umweltrecht durch (Einzel-)Ge
nehmigungsverfahren nachgekommen 
werden.  

▶ Eine Abschaffung der Planfeststel
lungspflicht für (bestimmte) Verteiler
netzvorhaben könnte Beschleuni
gungspotenzial heben, da ein komple
xes und aufwendiges Verwaltungsver
fahren mit einer Vielzahl an verfahrens- 
und materiell-rechtlichen Anforderun
gen entfiele. Allerdings ginge mit der 
Abschaffung auch eine Risiko- und Ver
antwortungsverlagerung von der Be
hörde auf den Vorhabenträger einher. 
Will der Gesetzgeber dem entgegen
wirken, könnte er ergänzend zur Ver
fahrensfreiheit – in den engen unions
rechtlichen Grenzen – auch materiell-
rechtliche Wirkungen erwägen.  

▶ Die Kommissionsvorschläge in Grids 
Package und Umweltomnibus würden 
zwar teilweise den Entfall unionsrecht
licher Prüf- und Entscheidungspflich
ten für Verteilernetzinfrastruktur er
möglichen. Da sie jedoch zahlreiche 
Rechtsunsicherheiten, Auslegungs- 
und Anwendungsfragen sowie teils 
auch Regelungslücken beinhalten, er
scheint auf ihrer Grundlage eine voll
ständige Verfahrensfreiheit nicht oder 
nicht rechtssicher möglich. 
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I. Erforderlichkeit eines beschleu-
nigten Verteilernetzausbaus 

Schon seit einiger Zeit gilt das unzu
reichend ausgebaute Verteilernetz als „Fla
schenhals der Energiewende“1. Ein Großteil 
der stetig zunehmenden2 dezentralen Er
neuerbare-Energien-Anlagen und Strom
verbraucher sind oder werden an das Elekt
rizitätsverteilernetz angeschlossen3 – 
gleichzeitig sind die vorhandenen Netzka
pazitäten nicht ausreichend und müssen 
dringend erweitert werden4. Ohne eine leis
tungsfähige Verteilernetzinfrastruktur kann 
der aus erneuerbaren Quellen erzeugbare 
Strom nicht genutzt werden. Eines von vie
len Problemen sind dabei langwierige Ge
nehmigungsverfahren für den Ausbau des 
Verteilernetzes5. Rechtliche Hemmnisse für 
schnellere Genehmigungsverfahren wer
den sowohl im Unionsrecht als auch im na
tionalen Recht identifiziert6.  

 
1 I. Eisenreich/R. Czudaj, Erneuerbare ans Netz – nur 
wie? Zur rechtmäßigen Ausgestaltung von Reservie
rungsverfahren im EEG, EnWZ 2023, S. 440 (440 
m. w. N.); dazu ausführlich T. Klarmann/A. Anapyanova, 
Der rechtliche Rahmen des Netzanschlusses von Er
neuerbare-Energien-Anlagen, Würzburger Berichte 
zum Umweltenergierecht Nr. 60 vom 22.10.2025, S. 3 f., 
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-con
tent/uploads/2025/10/Stiftung_Umweltenergier
echt_WueBerichte_60_Hintergrundpapier_Netzan
schluss.pdf. 
2 Bis 2030 soll der Anteil des aus erneuerbaren Ener
gien erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch in 
Deutschland auf mindestens 80 % gesteigert werden 
(§ 1 Abs. 2 Erneuerbare-Energien-Gesetz 2023). 
3 J.-C. Pielow, in: F. S. Säcker (Hrsg.), Berliner Kommen
tar zum Energierecht, Bd. 1, 4. Aufl. 2019, Vorbemer
kung zu §§ 43–45b EnWG Rn. 6. 
4 In ihren 2024 veröffentlichten Netzausbauplänen er
warten die 82 großen deutschen Verteilernetzbetreiber 
für den netzdimensionierten Ausbau der Verteilernetze 
einen Investitionsbedarf von ca. 207 Milliarden Euro bis 
2045, siehe BNetzA, Update: Verteilernetze bis 2045 – 
Zustand und Ausbau 2024, 31.03.2025, 
https://www.smard.de/page/home/topic-ar
ticle/444/215544.  
5 Zum Ganzen auch BWE/VKU, Gemeinsamer Vor
schlag von BWE und VKU: Beschleunigter Verteilnetz
ausbau durch Regulierungsänderungen, 13.02.2026, 

Der Koalitionsvertrag 2025 sieht daher eine 
Stärkung des Verteilernetzausbaus vor7, 
insbesondere soll „der identische, der er
weiterte und der vollseitige Ersatzneubau 
bei Infrastrukturvorhaben […] von der 
Pflicht eines Planfeststellungsverfahrens 
ausgenommen werden“8. Die Bundesregie
rung will bis Ende 2026 ein „Verteilnetzpa
ket“ auf den Weg bringen, um den Realisie
rungszeitraum von Netzprojekten zu hal
bieren. Dazu sollen unter anderem Plan
feststellungsverfahren flexibilisiert und die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) ge
strafft werden9.  

Auch auf Ebene der europäischen Union 
wurde die Dringlichkeit eines beschleunig
ten Übertragungs- und Verteilernetzaus-
baus erkannt. Die EU-Kommission hat im 
Rahmen des sog. Grids Package vom De
zember 2025 einen Richtlinienvorschlag 
mit Maßnahmen unter anderem zur Be
schleunigung der Genehmigungsverfahren 
für Verteilernetze vorgelegt10. Flankierend 

https://www.lobbyregister.bundestag.de/me
dia/50/c7/712123/Stellungnahme-Gutachten-
SG2603250053.pdf.  
6 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Richtlinien (EU) 2018/2001, (EU) 2019/944 
und (EU) 2024/1788 im Hinblick auf die Beschleuni
gung der Genehmigungsverfahren, COM(2025) 1007 fi
nal v. 10.12.2025, S. 8, https://eur-lex.europa.eu/legal-
content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC1007; 
BWE/VKU, Gemeinsamer Vorschlag von BWE und VKU: 
Beschleunigter Verteilnetzausbau durch Regulierungs
änderungen, 13.02.2026; BDEW, Positionspapier Aus
baubeschleunigung Stromverteilernetz, 26.09.2024, 
www.bdew.de/media/documents/BDEWPositionspa
pierAusbaubeschleunigungStromverteilernetz_fi
nal_gamad97.pdf.  
7 CDU/CSU/SPD, Verantwortung für Deutschland, Koa
litionsvertrag 2025, Zeile 985.  
8 CDU/CSU/SPD, Verantwortung für Deutschland, Koa
litionsvertrag 2025, Zeilen 693 f.  
9 Koalitionsausschuss der Bundesregierung, Ein Pro
gramm für Aufschwung und Beschäftigung v. 
02.07.2026, https://www.bundeskanzler.de/re
source/blob/1832584/2445592/bc8e5e160d879f0bdd593
121a96a45d2/2026-07-02-koaausschuss-
data.pdf?download=1.  
10 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie des Europäischen Parlaments und des Rates zur 

A. Verfahrensfreiheit für Ertüchtigungen von 
110-kV-Freileitungen als Ansatzpunkt für einen 
beschleunigten Verteilernetzausbau 

https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2025/10/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_60_Hintergrundpapier_Netzanschluss.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2025/10/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_60_Hintergrundpapier_Netzanschluss.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2025/10/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_60_Hintergrundpapier_Netzanschluss.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2025/10/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_60_Hintergrundpapier_Netzanschluss.pdf
https://www.smard.de/page/home/topic-article/444/215544
https://www.smard.de/page/home/topic-article/444/215544
https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/50/c7/712123/Stellungnahme-Gutachten-SG2603250053.pdf
https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/50/c7/712123/Stellungnahme-Gutachten-SG2603250053.pdf
https://www.lobbyregister.bundestag.de/media/50/c7/712123/Stellungnahme-Gutachten-SG2603250053.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC1007
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC1007
http://www.bdew.de/media/documents/BDEWPositionspapierAusbaubeschleunigungStromverteilernetz_final_gamad97.pdf
http://www.bdew.de/media/documents/BDEWPositionspapierAusbaubeschleunigungStromverteilernetz_final_gamad97.pdf
http://www.bdew.de/media/documents/BDEWPositionspapierAusbaubeschleunigungStromverteilernetz_final_gamad97.pdf
https://www.bundeskanzler.de/resource/blob/1832584/2445592/bc8e5e160d879f0bdd593121a96a45d2/2026-07-02-koaausschuss-data.pdf?download=1
https://www.bundeskanzler.de/resource/blob/1832584/2445592/bc8e5e160d879f0bdd593121a96a45d2/2026-07-02-koaausschuss-data.pdf?download=1
https://www.bundeskanzler.de/resource/blob/1832584/2445592/bc8e5e160d879f0bdd593121a96a45d2/2026-07-02-koaausschuss-data.pdf?download=1
https://www.bundeskanzler.de/resource/blob/1832584/2445592/bc8e5e160d879f0bdd593121a96a45d2/2026-07-02-koaausschuss-data.pdf?download=1
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hat sie ebenfalls im Dezember 2025 im 
Rahmen des sog. Umweltomnibus einen 
Verordnungsvorschlag zur Beschleunigung 
von Umweltprüfungen vorgelegt11, der sich 
beschleunigend auf Verteilernetzvorhaben 
auswirken könnte.  

II. Ertüchtigung bestehender 110-kV-
Freileitungen als Anknüpfungspunkt 

Ein nicht unwesentlicher Teil der Vorhaben 
im Verteilernetz in den nächsten Jahren 
dürfte sich im Bereich der Ertüchtigung be
stehender und größtenteils aus der Nach
kriegszeit stammender Verteilernetzinfra
struktur bewegen. Betroffen sind vor allem 
die planfeststellungspflichtigen Freileitun
gen mit einer Nennspannung von 110 Kilo
volt (kV)12. Ertüchtigungen bestehender 110-
kV-Freileitungen werden daher als geeig
neter Ansatzpunkt für Erleichterungen im 
Zulassungsrecht zur Beschleunigung des 
Verteilernetzausbaus angesehen13. 

1. Ertüchtigung – Begriffsverständnis 

Während der „Ausbau“ der Netze durch 
den Bau neuer Leitungen in neuen Trassen 
erfolgt, versteht man unter der „Ertüchti
gung“ Maßnahmen zur Erhöhung der Über
tragungskapazität bestehender Leitungen 
in bestehenden Trassen14. Im Rahmen die
ser Studie werden unter den Ertüchti
gungsbegriff Ersatzneubauten, Änderun
gen und Erweiterungen gefasst15. Sie ste
hen im Fokus dieser Untersuchung.  

 

Änderung der Richtlinien (EU) 2018/2001, (EU) 2019/944 
und (EU) 2024/1788 im Hinblick auf die Beschleuni
gung der Genehmigungsverfahren, COM(2025) 1007 fi
nal v. 10.12.2025, https://eur-lex.europa.eu/legal-con
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC1007.  
11 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Verord
nung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Beschleunigung von Umweltprüfungen, COM(2025) 
984 final v. 10.12.2025, https://eur-lex.europa.eu/re
source.html?uri=cellar:de67c08f-d67e-11f0-8da2-
01aa75ed71a1.0003.02/DOC_1&format=PDF.  
12 Siehe etwa BDEW, Positionspapier Ausbaubeschleu
nigung Stromverteilernetz, 26.09.2024, S. 8. 
13 Siehe etwa BDEW, Positionspapier Ausbaubeschleu
nigung Stromverteilernetz, 26.09.2024, S. 4. 
14 Vgl. zum Begriffsverständnis beim Übertragungsnetz 
S. Wiesendahl, in: C. Theobald/J. Kühling (Hrsg.), Ener
gierecht, 91. EL 2017, § 1 NABEG Rn. 14 f.; P. L. Wolfs-

Das nationale Zulassungsrecht unterschei
det verschiedene Vorhabenkategorien (Er
richtung, Ersatzneubau, Parallelneubau, 
Änderung bzw. Erweiterung, Änderung des 
Betriebskonzepts, Seiltausch und standort
gleiche Maständerung). Für diese Katego
rien gelten teils unterschiedliche verfah
rensrechtliche Anforderungen (siehe insb. 
§§ 43, 43f EnWG). Für den Verteilernetzbe
reich sind die Kategorien zwar nicht defi
niert, jedoch erklärt § 43f Abs. 5 S. 1 Energie
wirtschaftsgesetz (EnWG)16 einige Begriffs
bestimmungen aus § 3 Netzausbaube
schleunigungsgesetz Übertragungsnetz 
(NABEG)17 für entsprechend anwendbar. 

▶ „Ersatzneubau“ (§ 3 Nr. 4 NABEG i. V. m. 
§ 43f Abs. 5 S. 1 EnWG) ist „die Errichtung 
einer neuen Leitung in oder unmittelbar 
neben einer Bestandstrasse, wobei die 
bestehende Leitung innerhalb von drei 
Jahren ersetzt wird“. Die Errichtung er
folgt dabei in der Bestandstrasse, wenn 
sich bei Freileitungen die Mastfunda
mente in der Bestandstrasse befinden. 
Eine Errichtung unmittelbar neben der 
Bestandstrasse liegt vor, „wenn ein Ab
stand von 200 Metern zwischen den Tras
senachsen nicht überschritten wird“. Ty
pische Fallkonstellation ist die Ersetzung 
der bestehenden Leitung18 durch eine 
neue, leistungsstärkere Leitung in oder 
unmittelbar neben der Bestandstrasse.  

▶ „Änderung oder Erweiterung einer Lei
tung“ (§ 3 Nr. 1 Hs. 1 und 2 NABEG i. V. m. 
§ 43f Abs. 5 S. 1 EnWG) sind „die Ände
rung oder der Ausbau einer Leitung in ei
ner Bestandstrasse, wobei die beste
hende Leitung grundsätzlich fortbeste
hen soll; hierzu zählen auch 

hohl/F.-J. Scheuten, in: S. de Witt/F.-J. Scheuten (Hrsg.), 
NABEG, 2013, § 1 Rn. 38 f. 
15 Siehe auch T. Pleiner, Überplanung von Infrastruktur, 
2016, S. 21 f. 
16 Energiewirtschaftsgesetz vom 7. Juli 2005 (BGBl. I 
S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 8 Absatz 6 des 
Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226) geän
dert worden ist. 
17 Netzausbaubeschleunigungsgesetz Übertragungs
netz vom 28. Juli 2011 (BGBl. I S. 1690), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 351) geändert worden ist. 
18 Zur „Leitung“ zählen neben dem Leiterseil auch Mas
ten, Sockel und Fundamente, vgl. G. Hermes/D. Kupfer, 
in: K. Bourwieg/J. Hellermann/G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 
4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 48. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC1007
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52025PC1007
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:de67c08f-d67e-11f0-8da2-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_1&format=PDF
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:de67c08f-d67e-11f0-8da2-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_1&format=PDF
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:de67c08f-d67e-11f0-8da2-01aa75ed71a1.0003.02/DOC_1&format=PDF
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▷ die Mitführung von zusätzlichen Seil
systemen auf einer bestehenden Mast
struktur einschließlich einer gegebe
nenfalls hierfür erforderlichen Erhö
hung von Masten um bis zu 20 Prozent 
nebst den hierfür erforderlichen Ände
rungen des Fundaments (Zubeseilung), 

▷ die Ersetzung eines bereits bestehen
den Seilsystems durch ein neues leis
tungsstärkeres Seilsystem, soweit hier
für mehr als geringfügige bauliche Än
derungen von Masten, insbesondere 
eine Erhöhung von Masten um mehr 
als 5 und bis zu 20 Prozent, erforderlich 
sind, nebst den hierfür erforderlichen 
Änderungen des Fundaments (Umbe
seilung), und 

▷ die standortnahe Änderung von Mas
ten, soweit hierfür mehr als geringfü
gige bauliche Änderungen an diesen, 
insbesondere eine Erhöhung von Mas
ten um mehr als 5 und bis zu 20 Pro
zent, erforderlich sind, nebst den hier
für erforderlichen Änderungen des 
Fundaments (standortnahe Mastände
rung)“. 

Bei Masterhöhungen in Bestandstrassen 
um mehr als 20 Prozent liegt jedoch im 
Umkehrschluss aus § 3 Nr. 1 Hs. 2 NABEG 
i. V. m. § 43f Abs. 5 S. 1 EnWG keine Ände
rung oder Erweiterung mehr vor, son
dern ein Ersatzneubau. 

Auf Änderungen des Betriebskonzepts, 
Seiltausch und standortgleiche Mastände
rungen (§ 3 Nr. 1 Hs. 2 a. E. NABEG i. V. m. 
§ 43f Abs. 5 S. 1 EnWG) und ihre spezifischen 
Besonderheiten wird in der Untersuchung 
zwar nicht näher eingegangen, gleichwohl 
lassen sich gewisse Aussagen hierauf über
tragen. Sie sind nach der Regelungssyste
matik19 als „Weniger“ aus dem Definitions
bereich der grundsätzlich planfeststel
lungspflichtigen Änderung oder 

 
19 Vgl. § 3 Nr. 1 Hs. 2 a. E. NABEG: „nicht jedoch Maßnah
men, die […]“. 
20 BT-Drs. 20/7310, S. 122 ff. 
21 BT-Drs. 20/7310, S. 125. 
22 BT-Drs. 20/7310, S. 122 ff. 
23 BT-Drs. 20/7310, S. 127. 
24 „Parallelneubau“ (§ 3 Nr. 5 NABEG i. V. m. § 43f Abs. 5 
S. 1 EnWG) ist die Errichtung einer neuen Leitung un
mittelbar neben einer Bestandstrasse, wobei die beste
hende Leitung fortbestehen soll; die Errichtung erfolgt 
unmittelbar neben der Bestandstrasse, wenn ein 

Erweiterung einer Leitung ausgenom
men20. Für sie ist nach dem Willen des Ge
setzgebers bereits nach geltendem Recht 
weder eine UVP21 noch ein Planfeststel
lungsverfahren und damit auch kein Anzei
geverfahren nach § 43f EnWG erforderlich22. 
Sie sind grundsätzlich verfahrensfrei, soweit 
erforderlich müssen jedoch im Einzelfall 
Einzelgenehmigungen bei den zuständi
gen Fachbehörden eingeholt werden23. 
Sollte der Gesetzgeber für diese Fallkons
tellationen eine vollständige Verfahrensfrei
heit durch Abschaffung auch der Pflichten 
zur Einholung von im Einzelfall ggf. erfor
derlichen Einzelgenehmigungen erwägen, 
gelten die Ausführungen unter D.III. und 
D.IV. entsprechend. Nicht Gegenstand die
ser Untersuchung ist die „Errichtung“ (vgl. 
§ 3 Nr. 3 NABEG), also der Neubau einer Lei
tung einschließlich des Parallelneubaus24. 

2. Ertüchtigung als Anknüpfungspunkt 

Die hier unter dem Oberbegriff der Ertüch
tigung zusammengefassten Ersatzneubau
ten, Änderungen und Erweiterungen ha
ben gemeinsam, dass sie an bestehenden 
Leitungen oder zumindest in oder unmit
telbar neben bestehenden Trassen erfol
gen25. Die Bestandstrassen können auf
grund ihres Alters und der zum Zeitpunkt 
ihrer Errichtung vergleichsweise geringen 
Bebauung mitunter recht geradlinig ver
laufen und daher vergleichsweise kurze 
Strecken beanspruchen. Durch einen mög
lichst geradlinigen Trassenverlauf kann die 
Inanspruchnahme von Raum, Eigentum 
und Umwelt auf ein möglichst geringes 
Maß begrenzt werden, weshalb die Geradli
nigkeit der Trassenführung bei der Prüfung 
räumlicher Trassenalternativen in der pla
nerischen Abwägung auch mit besonde
rem Gewicht zu berücksichtigen ist (vgl. 
§ 43 Abs. 3c S. 1 Nr. 2 EnWG)26. 

Abstand von 200 Metern zwischen den Trassenachsen 
nicht überschritten wird. 
25 Die Errichtung erfolgt „in der Bestandstrasse“, wenn 
sich bei Freileitungen die Mastfundamente in der Be
standstrasse befinden; die Errichtung erfolgt „unmittel
bar neben der Bestandstrasse“, wenn ein Abstand von 
200 Metern zwischen den Trassenachsen nicht über
schritten wird (§ 3 Nr. 4 Hs. 2 NABEG i. V. m. § 43f Abs. 5 
S. 1 EnWG). 
26 BT-Drs. 20/9187, S. 158 f. Das Optimierungsgebot des 
möglichst geradlinigen Verlaufs gilt nicht bei einer 
Bündelung mit einer anderen linearen Infrastruktur 
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Zudem existieren bei Ersatzneubauten, Än
derungen und Erweiterungen von Freilei
tungen bereits Vorbelastungen der Umwelt 
durch die Bestandstrasse (vorhandene 
Überbauung von Fläche, Eingriffe in das 
Landschaftsbild durch Masten, Zerschnei
dung von Räumen, Bodenversiegelung 
durch Fundamente etc.). An diese Vorbelas
tung knüpft die vom BVerwG für die Plan
feststellung von Energieleitungen entwi
ckelte Abwägungsdirektive an, wonach der 
Ausbau des Netzes unter Nutzung vorhan
dener Trassenräume grundsätzlich Vorrang 
vor dem Neubau auf neuen Trassen hat 
(sog. Gebot der Nutzung vorhandener Tras
senräume)27. Dadurch „sollen Natur und 
Landschaft vor weiterer Zerschneidung und 
deren Folgen für den Naturhaushalt und 
das Landschaftsbild geschützt und eine 
weitere Flächeninanspruchnahme vermie
den werden“28. Es müssten bei der räumli
chen Trassenwahl Vorbelastungen eines 
Gebiets berücksichtigt werden, wenngleich 
sich die Planfeststellungsbehörde nicht 
zwingend für eine vorbelastete Trasse ent
scheiden müsse29. Die Vorbelastung führe 
aber nach der Rechtsprechung des BVerwG 
grundsätzlich zu einer reduzierten Schutz
würdigkeit und Schutzbedürftigkeit der be
troffenen Schutzgüter aufgrund des bishe
rigen tatsächlichen Zustands und reduziere 
auch ihr Gewicht in der Abwägung30.  

Diese Rechtsprechung des BVerwG wird 
teilweise kritisch gesehen. Mit Blick auf Lär
mimmissionen wird etwa vorgebracht, 
neue, an Ortschaften vorbeigeführte Tras
sen könnten aufgrund geringerer Lärmbe
lastung vorzugswürdig gegenüber Be
standstrassen in unmittelbarer Nähe zur 
Wohnbebauung sein31. Hochspannungsfrei
leitungen seien teilweise mehr als 60 Jahre 
alt und verliefen nicht selten durch zwi
schenzeitlich entstandene Bebauung32. Die 
an die Bestandstrasse herangerückte 

 

(§ 43 Abs. 3c S. 2 EnWG). Hier geht man davon aus, dass 
die Trassenbündelung weniger konfliktträchtig ist, 
R. Dix, in: C. Theobald/J. Kühling (Hrsg.), Energierecht, 
131. EL 2025, § 43 EnWG Rn. 81i. 
27 BVerwG, Urt. v. 27. 07. 2020 – 4 VR 7.19, BeckRS 
2020, 22736 Rn. 70. 
28 BVerwG, Urt. v. 27. 07. 2020 – 4 VR 7.19, BeckRS 
2020, 22736 Rn. 70. 
29 BVerwG, Beschl. v. 28.03.2020 – 4 VR 5.19, BeckRS 
2020, 7484 Rn. 45. 
30 BVerwG, Beschl. v. 28.03.2020 – 4 VR 5.19, BeckRS 
2020, 7484 Rn. 45. 

Bebauung habe zwar hinsichtlich der be
stehenden Masten, Leitungen und Auswir
kungen eine Mindergewichtung ihrer 
Schutzwürdigkeit hinzunehmen, da sie an 
diese herangerückt sei33. Aus dieser Vorbe
lastung dürfe aber nicht ohne Weiteres 
eine reduzierte Schutzwürdigkeit auch ge
genüber neuen, regelmäßig höheren Mas
ten an neuen Maststandorten mit regelmä
ßig leistungsstärkeren und zusätzlichen 
Leitungen und in der Regel stärkeren Im
missionen abgeleitet werden34. Auch nach 
Ansicht des BVerwG gelten die Berücksich
tigung von Vorbelastungen sowie das Ge
bot der Nutzung vorhandener Trassen
räume „nicht einschränkungslos“35. Sofern 
die zusätzliche Belastung durch die Ände
rung der Nutzung einer bestehenden 
Trasse erheblich größer sei als die Neube
lastung durch eine bislang nicht genutzte 
Trasse, kämen diese Direktiven ebenso we
nig zum Tragen wie in Fällen, bei denen zu 
erwartende Einwirkungen rechtswidrige Ei
gentums- und Gesundheitsbeeinträchti
gungen darstellen36. 

Die Europäische Kommission nimmt in ih
ren Erwägungen zu den im Grids Package 
geplanten Erleichterungen an, dass Um
bau, Modernisierung und Repowering be
stehender Verteilernetzinfrastrukturen so
wie der Bau neuer Verteilernetzinfrastruk
turen im Allgemeinen Projekte mit mini
malen Umweltauswirkungen seien. Pro
jekte zum Umbau, zur Modernisierung oder 
zum Repowering seien in der Regel von be
grenztem Umfang und beträfen nur einen 
Teil der bestehenden Anlagen, für die be
reits zu einem früheren Zeitpunkt eine Um
weltverträglichkeitsprüfung durchgeführt 
wurde. Infolgedessen würden sich die Aus
wirkungen solcher Projekte häufig auf die 
Auswirkungen der Bauarbeiten beschrän
ken, wobei der Betrieb der Anlage diesel
ben oder sogar geringere Auswirkungen 

31 G. Hermes/D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/ 
G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 114. 
32 G. Hermes/D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/ 
G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 163. 
33 G. Hermes/D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/ 
G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 163. 
34 G. Hermes/D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/ 
G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 163. 
35 BVerwG, Urt. v. 15.12.2016 – 4 A 3.15, BeckRS 2016, 
116275 Rn. 26. 
36 BVerwG, Urt. v. 15.12.2016 – 4 A 3.15, BeckRS 2016, 
116275 Rn. 26. 
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habe als der Betrieb des ursprünglichen 
Projekts. Verteilernetze – so die Europäi
sche Kommission – hätten aufgrund der 
geringeren Größe ihrer Projekte, der gerin
geren Spannung ihrer Anlagen und der 
Tendenz, in bebauten, verbrauchernäheren 
Gebieten angesiedelt zu sein, in der Regel 
keine erheblichen Umweltauswirkungen37. 

3. Fokus auf 110-kV-Freileitungen 

Im Fokus der Untersuchung steht die Ver
fahrensfreiheit für Ertüchtigungen von 
Hochspannungsfreileitungen mit einer 
Nennspannung von 110 kV. Erdkabel sowie 
Freileitungen mit einer Nennspannung 
kleiner 110 kV unterliegen hingegen schon 
nach geltender Rechtslage keiner UVP- 
und regelmäßig auch keiner Planfeststel
lungspflicht.  

Erdkabel sind nach Anlage 1 zum Umwelt
verträglichkeitsprüfungsgesetz (UVPG)38 
nicht UVP-pflichtig39. Zudem besteht für Er
richtung, Betrieb und Änderung von Erdka
beln grundsätzlich keine Planfeststellungs
pflicht, sondern in gewissen Konstellatio
nen lediglich eine Planfeststellungsmög
lichkeit auf Antrag des Vorhabenträgers 
(§ 43 Abs. 2 S. 1 Nr. 2–5 EnWG). Freileitungen 
mit einer Nennspannung kleiner 110 kV 
sind ebenfalls nicht UVP-pflichtig40. Sie un
terliegen zudem keiner Planfeststellungs
pflicht41. Es besteht auch hier lediglich eine 
Planfeststellungsmöglichkeit (§ 43 Abs. 2 
S. 1 Nr. 5 EnWG). Beantragt der Vorhaben
träger für Erdkabel bzw. Freileitungen mit 
einer Nennspannung kleiner 110 kV nicht 
die Durchführung des eben erwähnten 

 
37 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der Genehmi
gungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 10.12.2025, Er
wägungsgrund 25. 
38 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), das zuletzt durch Artikel 12 des Geset
zes vom 22. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224) geändert 
worden ist.  
39 Umkehrschluss aus Ziff. 19.1 Anlage 1 zum UVPG: 
„Hochspannungsfreileitung“. 
40 Umkehrschluss aus Ziff. 19.1 Anlage 1 zum UVPG: „mit 
einer Nennspannung von 110 kV oder mehr“. 
41 Umkehrschluss aus § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EnWG: „Hoch
spannungsfreileitungen mit einer Nennspannung von 
110 Kilovolt oder mehr“. 
42 S. Riege, in: L. Assmann/M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK 
EnWG, 18. Ed. 2026, § 43 Rn. 52. 

fakultativen Planfeststellungsverfahrens, so 
sind diese Vorhaben grundsätzlich verfah
rensfrei, ggf. müssen aber Einzelgenehmi
gungen bei den jeweiligen Fachbehörden 
eingeholt werden42.  

Sollte der Gesetzgeber für Erdkabel und 
Freileitungen mit einer Nennspannung 
kleiner 110 kV eine vollständige Verfahrens
freiheit durch Abschaffung auch der Pflich
ten zur Einholung von im Einzelfall ggf. er
forderlichen Einzelgenehmigungen erwä
gen, gelten die Ausführungen unter D.III. 
und D.IV. entsprechend. In materiell-recht
licher Hinsicht müssen Freileitungen aller 
Spannungsebenen sowie Erdkabel grund
sätzlich dieselben Anforderungen einhalten 
(dazu sogleich ausführlich B.II.). Die Betrof
fenheit von Schutzgütern durch Erdkabel 
kann sich aber teils erheblich von der durch 
Freileitungen unterscheiden43.  

Nicht Gegenstand dieser Untersuchung ist 
die Übertragungsnetzebene mit einer 
Nennspannung von 220 kV und größer. Für 
den Übertragungsnetzausbau hat der deut
sche Gesetzgeber seit 2011 bereits eine Viel
zahl von Beschleunigungsgesetzen und  
-vorschriften erlassen (§§ 12a ff. EnWG, 
Energieleitungsausbaugesetz [EnLAG]44, 
NABEG, Bundesbedarfsplangesetz 
[BBPlG]45)46.  

III. Verfahrensfreiheit als 
Beschleunigungsansatz 

Zwar gelten schon jetzt für Ersatzneubau
ten, Änderungen und Erweiterungen ge
wisse verfahrensrechtliche und materiell-

43 Zu den unterschiedlichen Umweltauswirkungen bei 
Erdkabeln und Freileitungen M. J. Ohms/A. Weiss, in: 
M. Appel (Hrsg.), BeckOGK EnLAG, 15.07.2025, § 2 Rn. 9; 
Umweltbundesamt, Netzausbau, 29.04.2025, 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-
energie/energieversorgung/netzausbau. 
44 Energieleitungsausbaugesetz vom 21. August 2009 
(BGBl. I S. 2870), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset
zes vom 8. Mai 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 151) geändert wor
den ist. 
45 Bundesbedarfsplangesetz vom 23. Juli 2013 (BGBl. I 
S. 2543; 2014 I S. 148, 271), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 20. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 215) geän
dert worden ist. 
46 Etwa durch das Gesetz über Maßnahmen zur Be
schleunigung des Netzausbaus Elektrizitätsnetze vom 
28. Juli 2011 (BGBl. I 2011, S. 1690) und das Gesetz zur Be
schleunigung des Energieleitungsausbaus vom 13. Mai 
2019 (BGBl. I 2019, S. 706). 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/energieversorgung/netzausbau
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/energieversorgung/netzausbau
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rechtliche Erleichterungen im Zulassungs
verfahren47. Es ist jedoch im Grundsatz für 
110-kV-Freileitungen ein zeit- und ressour
cenintensives Planfeststellungsverfahren 
mit fachplanerischer Abwägung durchzu
führen (dazu sogleich B.).  

Als Beschleunigungsinstrument könnte da
her mehr Verfahrensfreiheit durch eine Re
duzierung von Planfeststellungserforder
nissen bis hin zu einer vollständigen Ver
fahrensfreiheit durch Abschaffung aller 
Pflichten zur Einholung von Einzelgeneh
migungen erwogen werden. Dadurch wür
den formale, behördliche Prüfpflichten re
duziert bzw. ganz entfallen. Der Vorhaben
träger würde aber durch solche verfahrens
rechtlichen Erleichterungen nicht von der 
Pflicht zur Einhaltung materiell-rechtlicher 
Vorgaben – etwa aus dem Natur- und Ar
ten- und Immissionsschutzrecht oder dem 
Baurecht – befreit. Er müsste diese eigen
verantwortlich prüfen und ihre Einhaltung 
sicherstellen (und ggf. Ausnahmen oder 
Befreiungen bei den jeweils zuständigen 
Fachbehörden einholen)48. Um die mit ei
ner Verfahrensfreiheit einhergehende Ri
siko- und Verantwortungsverlagerung auf 
den Vorhabenträger zu verringern, könn
ten – in den unionsrechtlichen Grenzen – 
ergänzend auch materiell-rechtliche Wir
kungen geregelt werden. Der Gesetzgeber 

 
47 Möglichkeit eines Anzeigeverfahrens nach § 43f 
EnWG, Delta-Betrachtung bei Umweltverträglichkeits
prüfung und UVP-Vorprüfung nach § 43o S. 1 EnWG, 
keine Geltung des Erdkabelvorrangs nach § 43h EnWG, 
grundsätzliche Beschränkung der räumlichen Trassen
alternativenprüfung auf den Raum in und unmittelbar 
neben der Bestandstrasse gemäß § 43 Abs. 3 S. 2 
EnWG. 
48 Insofern deutlich etwa BT-Drs. 20/7310, S. 127: „Ände
rungen an den materiellen Anforderungen, die an 
Hoch- bzw. Höchstspanungsfreileitungen gestellt wer
den, ergeben sich durch diese Gesetzesänderung – wie 
schon bei der energierechtlichen Verfahrens- und Ge
nehmigungsfreistellung der Änderung des Betriebs
konzepts – nicht und sind mit ihr auch gesetzgeberisch 
nicht beabsichtigt. Etwaige Einzelgenehmigungen 
müssen, soweit erforderlich, weiterhin bei den zustän
digen Fachbehörden beantragt werden.“ 
49 W. Durner, Die aktuellen Vorschläge für ein Netzaus
baubeschleunigungsgesetz (NABEG), DVBl 2011, S. 853 
(854); M. Beckmann, Chancen und Grenzen einer Ver
fahrensbeschleunigung durch Genehmigungsfiktio
nen, DVBl 2025, S. 809 (811); vgl. aus der 

könnte hierzu etwa Legalisierungs- oder 
Bestandsschutzregelungen sowie Vor
schriften über die Vereinbarkeit des Vorha
bens mit den Vorgaben des materiellen 
Rechts in Erwägung ziehen. Hinsichtlich 
der Vorgaben aus dem europäischen Um
weltrecht bestehen diesbezüglich jedoch 
derzeit nur begrenzte Umsetzungs- und 
Konkretisierungsspielräume für den deut
schen Gesetzgeber. 

IV. Unionsrechtliche Betrachtung 

Ob und inwieweit nach dem geltenden 
Rechtsrahmen Spielräume des deutschen 
Gesetzgebers zur Regelung von mehr Ver
fahrensfreiheit für Ertüchtigungen von 110-
kV-Freileitungen bestehen (siehe D.), rich
tet sich vor allem nach den Vorgaben des 
Europarechts (dazu C.). In verfassungs
rechtlicher Hinsicht steht dem Gesetzgeber 
diesbezüglich dagegen ein grundsätzlich 
weiter Gestaltungsspielraum zu49. Auch die 
völkerrechtlichen Vorgaben zur Öffentlich
keitsbeteiligung an Entscheidungen über 
bestimmte Tätigkeiten aus Art. 6 Aarhus 
Konvention (AK)50 stehen mehr Verfahrens
freiheit nicht entgegen51. Verfassungs- und 
völkerrechtliche Aspekte sind daher nicht 
Gegenstand dieser Untersuchung. 

Rechtsprechung etwa BVerfGE 53, 30 (65 ff.); BVerfGE 
49, 89 (126 ff.); BVerwG, NJW 2003, S. 230 (232 f.). 
50 Übereinkommen über den Zugang zu Informatio
nen, die Öffentlichkeitsbeteiligung an Entscheidungs
verfahren und den Zugang zu Gerichten in Umweltan
gelegenheiten in der Fassung vom 25. Juni 1998 (BGBl. 
2006 II S. 1251), das zuletzt durch das Änderungs
übereinkommen vom 27. Mai 2005 (BGBl. 2009 II 
S. 794) geändert worden ist. 
51 Art. 6 Abs. 1 AK verpflichtet zu einer Öffentlichkeitsbe
teiligung an Entscheidungen über die Zulassung von 
geplanten Tätigkeiten, die erhebliche Auswirkungen 
auf die Umwelt haben können. Eine Pflicht zur Öffent
lichkeitsbeteiligung besteht also dann, wenn ein be
hördliches Verfahren zur Entscheidung über die Ge
nehmigung von bestimmten Tätigkeiten durchgeführt 
wird (vgl. A. Epiney/S. Diezig/B. Pirker/S. Reitemeyer, 
Aarhus-Konvention, 2018, Art. 6 Rn. 3, 5 und 16; P. Fi
scher-Hüftle, in: J. Schumacher/P. Fischer-Hüftle 
[Hrsg.], Bundesnaturschutzgesetz, § 63 BNatSchG 
Rn. 6). Aus Art. 6 Abs. 1 AK folgt aber nicht die Pflicht, 
ein Zulassungsverfahren durchzuführen. 
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Bevor der Frage nachgegangen wird, ob 
bereits im bestehenden Rechtsrahmen 
Spielräume des deutschen Gesetzgebers 
zur Regelung von mehr Verfahrensfreiheit 
für Ertüchtigungen von 110-kV-Freileitun
gen bestehen (dazu D.), soll ein Überblick 
über die derzeit geltenden genehmigungs
rechtlichen Anforderungen gegeben wer
den. Dieser verdeutlicht zugleich, wo das 
Beschleunigungspotenzial und mögliche 
Hürden für mehr Verfahrensfreiheit liegen 
könnten. 

I. Geltendes Verfahrensrecht  

Für Ersatzneubauten, Änderungen und Er
weiterungen von Hochspannungsfreileitun
gen im Verteilernetz mit einer Nennspan
nung von 110 kV gelten unterschiedlich 
hohe verfahrensrechtliche Anforderungen 
hinsichtlich Planfeststellungspflichten und 
Umweltverträglichkeitsprüfung.  

1. Planfeststellungs- und 
Verfahrenspflichten 

Die Errichtung, der Betrieb und die Ände
rung von 110-kV-Hochspannungsfreileitun
gen unterliegen nach § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
EnWG einer Planfeststellungspflicht. Wäh
rend der Ersatzneubau als „Errichtung“ 

 
52 S. Riege, in: L. Assmann/M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK 
EnWG, 19. Ed. 2026, § 43 Rn. 27 m. w. N. 
53 Eine Änderung im Rechtssinne liegt nur vor, wenn 
die bestehende Anlage so modifiziert wird, dass der ge
änderte Zustand von der bisherigen Zulassungsent
scheidung nicht mehr gedeckt ist, S. Riege, in: L. Ass
mann/M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK EnWG, 19. Ed. 2026, 
§ 43 Rn. 25; R. Dix, in: C. Theobald/J. Kühling (Hrsg.), 
Energierecht, 131. EL 2025, § 43 EnWG Rn. 26e. 
54 G. Hermes/D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/ 
G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 72;  
J.-C. Pielow, in: F. S. Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar 

einer Leitung behandelt wird, fallen im 
Grundsatz alle anderen Vorhaben zur Er
tüchtigung unter den Begriff der „Ände
rung“, der als Unterfall auch die Erweite
rung erfasst („vergrößernde Änderung“)52. 
Dabei umfasst der weit zu verstehende Be
griff der „Änderung“ jegliche – vom Inhalt 
der bestehenden Zulassungsentscheidung 
abweichende53 – substanz- oder zustands
verändernde Modifikation, unabhängig da
von, wie weitreichend oder umfangreich 
diese sind oder welche (Umwelt-)Auswir
kungen diese haben54. Damit ist im Grund
satz jede Änderung planfeststellungspflich
tig. Hintergrund ist eine ansonsten be
fürchtete unvollständige Umsetzung der 
Richtlinie über die Umweltverträglichkeits
prüfung bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Projekten (UVP-RL)55, die auch Än
derungen umfasst56. 

Änderungen des Betriebskonzepts, Seiltau
sche und standortgleiche Maständerungen 
sind hingegen durch den Gesetzgeber 2023 
vom energierechtlichen Änderungsbegriff 
ausgenommen worden (§ 3 Nr. 1 Hs. 2 a. E. 
NABEG) und unterliegen daher keiner ener
gierechtlichen Planfeststellungs-/-geneh
migungspflicht oder Anzeigepflicht mehr, 
aber im Einzelfall ggf. Einzelgenehmi
gungspflichten (z. B. immissionsschutz
rechtliche Anzeige nach § 7 Abs. 2 Verord
nung über elektromagnetische Felder 

zum Energierecht, Bd. 1, 4. Aufl. 2019, § 43 Rn. 6 f.; 
S. Riege, in: L. Assmann/M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK 
EnWG, 19. Ed. 2026, § 43 Rn. 24 f. 
55 Richtlinie 2011/92/EU des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Dezember 2011 über die Um
weltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentli
chen und privaten Projekten, ABl. EU L 26 v. 28.01.2012, 
S. 1.  
56 BT-Drs. 15/4068, S. 7 (Nr. 44); J.-C. Pielow, in: F. S. Sä
cker, Berliner Kommentar zum Energierecht, Bd. 1, 
4. Aufl. 2019, § 43 Rn. 7; M. Kment, in: M. Kment (Hrsg.), 
Energiewirtschaftsgesetz, 3. Aufl. 2023, § 43 Rn. 36. 

B. Bestehende genehmigungsrechtliche 
Anforderungen für Ersatzneubauten, 
Änderungen und Erweiterungen im 110-kV-
Verteilernetz 
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[26. BImSchV]57)58. Daneben können In
standhaltungs- und Reparaturmaßnah
men59 sowie ein abweichender Betrieb im 
Rahmen von festgelegten (technischen) 
Obergrenzen60 innerhalb der bestehenden 
Zulassung vorgenommen werden.  

Zur Verfahrensvereinfachung und -be
schleunigung61 kann unter gewissen Vo
raussetzungen62 anstelle eines Planfeststel
lungsverfahrens eine Plangenehmigung er
teilt werden (§ 43 Abs. 4 EnWG i. V. m. § 74a 
Verwaltungsverfahrensgesetz [VwVfG]63). 
Die Plangenehmigung hat die Rechtswir
kungen einer Planfeststellung (§ 74a Abs. 3 
S. 1 VwVfG), jedoch findet keine Öffentlich
keitsbeteiligung bzw. kein Anhörungsver
fahren nach § 43a EnWG i. V. m. § 73 VwVfG 
statt. Ferner besteht schon jetzt zum Zwe
cke der Verfahrensbeschleunigung64 die 
Möglichkeit, „unwesentliche Änderungen 
oder Erweiterungen“65 durch ein Anzeige
verfahren anstelle des Planfeststellungsver
fahrens zuzulassen (§ 43f EnWG), bzw. kann 
die Planfeststellung/Plangenehmigung in 
Fällen unwesentlicher Bedeutung kraft Ge
setzes gänzlich entfallen (§ 43 Abs. 4 EnWG 
i. V. m. § 74b VwVfG)66. Ggf. müssen jedoch 
erforderliche fachrechtliche Einzelgeneh
migungen eingeholt werden67. Ob Verfah
renserleichterungen wie eine Zulassung 
über ein Anzeigeverfahren oder durch eine 
bloße Plangenehmigung zur Anwendung 

 
57 Verordnung über elektromagnetische Felder in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2013 
(BGBl. I S. 3266). 
58 Siehe BT-Drs. 20/7310, S. 123 ff. 
59 BT-Drs. 20/7310, S. 126; J.-C. Pielow, in: F. S. Säcker 
(Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, Bd. 1, 
4. Aufl. 2019, § 43 Rn. 6; S. Riege, in: L. Assmann/M. Peif
fer (Hrsg.), BeckOK EnWG, 18. Ed. 2026, § 43 Rn. 24. 
60 Hinsichtlich technischer Parameter werden regelmä
ßig nur Obergrenzen in der Zulassung bestimmt, so
dass auch ein Betrieb unterhalb dieser Grenzen zuge
lassen ist (z. B. übergansweiser Betrieb einer 380-kV-
Leitung mit 220 kV), D. Greinacher, in: M. E. Elspas/ 
N. Graßmann/W. Rasbach (Hrsg.), EnWG, 2. Aufl. 2023, 
§ 43 Rn. 5. 
61 BT-Drs. 13/3995, S. 10. 
62 Die Zulassung durch Plangenehmigung ist gemäß 
§ 74a Abs. 1 VwVfG nur zulässig, wenn (1.) Rechte ande
rer nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt werden 
oder die Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme ih
res Eigentums oder eines anderen Rechts einverstan
den erklärt haben, (2.) mit den Trägern öffentlicher Be
lange, deren Aufgabenbereich berührt wird, das Be
nehmen hergestellt worden ist und (3.) nicht andere 
Rechtsvorschriften eine Öffentlichkeitsbeteiligung vor
schreiben. 

kommen, hängt letztlich von den konkre
ten Umständen des Einzelfalls ab (insb. 
vom Grad der Berührung öffentlicher und 
privater Belange sowie von Öffentlichkeits
beteiligungspflichten) und die Entschei
dung liegt im Ermessen der Behörde.  

Im Einzelnen gilt daher Folgendes:  

Ersatzneubauten von Hochspannungsfrei
leitungen der 110-kV-Ebene sind in aller Re
gel planfeststellungspflichtig. 

▶ Planfeststellungspflicht für Errichtung 
und Betrieb nach § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 
EnWG (ggf. Plangenehmigung statt 
Planfeststellungsbeschluss nach § 43 
Abs. 4 EnWG i. V. m. § 74a VwVfG).  

▶ Planfeststellungsmöglichkeit auf Antrag 
des Vorhabenträgers bei einer Gesamt
länge von bis zu 200 Metern, die nicht in 
einem Natura-2000-Gebiet liegen (§ 43 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 lit. b), Abs. 2 S. 1 Nr. 11 
EnWG). 

▶ Keine Möglichkeit eines Anzeigeverfah
rens nach § 43f EnWG, weil die Errich
tung und damit auch Ersatzneubauten 
nicht vom Anwendungsbereich erfasst 
sind. 

▶ Verfahrensfreiheit planfeststellungs
pflichtiger Ersatzneubauten in Fällen von 
unwesentlicher Bedeutung nach § 74b 

63 Verwaltungsverfahrensgesetz in der Fassung der Be
kanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das 
zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Juli 2026 
(BGBl. 2026 I Nr. 224) geändert worden ist. 
64 BR-Drs. 342/11, S. 2. 
65 Nach § 43f Abs. 1 S. 2 EnWG ist eine Änderung oder 
Erweiterung nur dann unwesentlich, wenn (1.) nach 
dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach § 43f Abs. 2 EnWG hierfür keine Umweltver
träglichkeitsprüfung durchzuführen ist, (2.) andere öf
fentliche Belange nicht berührt sind oder die erforderli
chen behördlichen Entscheidungen vorliegen und sie 
dem Plan nicht entgegenstehen und (3.) Rechte ande
rer nicht beeinträchtigt werden oder mit den vom Plan 
Betroffenen entsprechende Vereinbarungen getroffen 
werden. 
66 Als Lex specialis verdrängt § 43f EnWG in seinem An
wendungsbereich die allgemeine Regelung des § 74b 
VwVfG, sodass eine Verfahrensfreiheit kraft Gesetzes 
für planfeststellungspflichtige Vorhaben von unwe
sentlicher Bedeutung nach § 74b VwVfG ausscheidet, 
G. Hermeier/J. Hilsmann, in: L. Assmann/M. Peiffer 
(Hrsg.), BeckOK EnWG, 18. Ed. 2026, § 43f Rn. 3; D. Kup
fer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/G. Hermes (Hrsg.), 
EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43f Rn. 17. 
67 G. Hermeier/J. Hilsmann, in: L. Assmann/M. Peiffer 
(Hrsg.), BeckOK EnWG, 18. Ed. 2026, § 43f Rn. 60. 
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VwVfG (ggf. Pflicht zur Einholung von 
fachrechtlichen Einzelgenehmigungen68). 

▶ Verfahrensfreiheit nicht planfeststel
lungspflichtiger Ersatzneubauten (ggf. 
Pflicht zur Einholung von fachrechtlichen 
Einzelgenehmigungen69). 

Änderungen und Erweiterungen von Hoch
spannungsfreileitungen der 110-kV-Ebene 
sind in aller Regel planfeststellungspflich
tig, können jedoch bei Unwesentlichkeit 
durch ein Anzeigeverfahren zugelassen 
werden.  

▶ Planfeststellungspflicht für Änderungen 
nach § 43 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 EnWG (ggf. Plan
genehmigung statt Planfeststellungsbe
schluss nach § 43 Abs. 4 EnWG i. V. m. 
§ 74a VwVfG). 

▶ Planfeststellungsmöglichkeit auf Antrag 
des Vorhabenträgers bei einer Gesamt
länge von bis zu 200 Metern, die nicht in 
einem Natura-2000-Gebiet liegen (§ 43 
Abs. 1 S. 1 Nr. 1 lit. b), Abs. 2 S. 1 Nr. 11 
EnWG). 

▶ Möglichkeit eines Anzeigeverfahrens 
nach § 43f EnWG anstelle des Planfest
stellungsverfahrens bei unwesentlichen 
Änderungen oder Erweiterungen (ggf. 
Pflicht zur Einholung von fachrechtlichen 
Einzelgenehmigungen70)71. 

▶ Verfahrensfreiheit nicht planfeststel
lungspflichtiger Änderungen und Erwei
terungen (ggf. Pflicht zur Einholung von 
fachrechtlichen Einzelgenehmigungen72). 

2. Pflichten zur Umweltverträglich-
keitsprüfung 

Neben den Planfeststellungspflichten kann 
auch eine Pflicht zur Durchführung einer 
UVP bestehen. Dies bestimmt sich für Er
richtung und Betrieb sowie Änderungen 
und Erweiterungen von 110-kV-Freileitun
gen nach § 1 Abs. 1, § 2 Abs. 4 i. V. m. § 7 oder 

 
68 D. Kupfer, in: F. Schoch/J.-P. Schneider (Hrsg.), Ver
waltungsrecht, Bd. 3, 7. EL 2025, § 74 VwVfG Rn. 184a.  
69 S. Riege, in: L. Assmann/M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK 
EnWG, 18. Ed. 2026, § 43 Rn. 52. 
70 G. Hermeier/J. Hilsmann, in: L. Assmann/M. Peiffer 
(Hrsg.), BeckOK EnWG, 18. Ed. 2026, § 43f Rn. 60. 
71 Als Lex specialis verdrängt § 43f EnWG in seinem An
wendungsbereich die allgemeine Regelung des § 74b 
VwVfG, sodass eine Verfahrensfreiheit kraft Gesetzes 
für planfeststellungspflichtige Vorhaben von 

§ 9 i. V. m. Anlage 1 UVPG. Für Hochspan
nungsfreileitungen im Sinne des Energie
wirtschaftsgesetzes regelt Anlage 1 zum 
UVPG ein abgestuftes System für die UVP-
Vorprüfungspflicht: 

▶ Pflicht zur allgemeinen UVP-Vorprüfung 
bei „einer Länge von mehr als 15 km und 
mit einer Nennspannung von 110 kV bis 
zu 220 kV“ (Ziff. 19.1.2). 

▶ Pflicht zur allgemeinen UVP-Vorprüfung 
bei „einer Länge von 5 km bis 15 km und 
mit einer Nennspannung von 110 kV oder 
mehr“ (Ziff. 19.1.3). 

▶ Pflicht zur standortbezogenen UVP-Vor
prüfung bei „einer Länge von über 
200 Metern und weniger als 5 km und ei
ner Nennspannung von 110 kV oder 
mehr“ (Ziff. 19.1.4). 

▶ Pflicht zur standortbezogenen UVP-Vor
prüfung bei einer Länge von bis zu 
200 Metern und einer Nennspannung 
von 110 kV oder mehr, wenn die Hoch
spannungsfreileitung in einem Natura-
2000-Gebiet nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 Bun
desnaturschutzgesetz (BNatSchG)73 liegt 
(Ziff. 19.1.5). 

▶ Im Übrigen keine UVP-(Vorprüfungs-) 
Pflicht. 

Abweichend von den Vorgaben des Geset
zes über die Umweltverträglichkeitsprü
fung trifft § 43f Abs. 2 EnWG eine Sonderre
gelung für bestimmte Änderungs- oder Er
weiterungsvorhaben. Demnach besteht un
ter gewissen Voraussetzungen für Umbe
seilungen, Zubeseilungen und standort
nahe Maständerungen keine UVP-(Vorprü
fungs-)Pflicht. Erforderlich ist die Feststel
lung der zuständigen Behörde im Einzelfall, 
dass bestimmte Grenzwerte und Vorsorge
anforderungen für elektrische und magne
tische Felder aus der 26. BImSchV und die 
Vorgaben der Technischen Anleitung zum 

unwesentlicher Bedeutung nach § 74b VwVfG aus
scheidet, G. Hermeier/J. Hilsmann, in: L. Assmann/ 
M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK EnWG, 18. Ed. 2026, § 43f 
Rn. 3; D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/G. Her
mes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43f Rn. 17. 
72 S. Riege, in: L. Assmann/M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK 
EnWG, 18. Ed. 2026, § 43 Rn. 52. 
73 Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2542), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
22. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224) geändert worden ist. 
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Schutz gegen Lärm (TA Lärm)74 eingehalten 
sind. Zudem darf keine erhebliche Beein
trächtigung eines Natura-2000-Gebiets 
oder eines bedeutenden Brut- oder Rastge
biets geschützter Vogelarten zu erwarten 
sein.  

Einen allenfalls mittelbaren Beitrag zu 
mehr Verfahrensfreiheit kann die sog. 
Delta-Prüfung aus § 43o S. 1 EnWG leisten75. 
Sie beschränkt für Ersatzneubau, Änderung 
und Erweiterung die UVP-Vorprüfung auf 
die potenziellen Auswirkungen, die sich aus 
der Änderung, Erweiterung oder dem Er
satzneubau im Vergleich zur ursprüngli
chen Netzinfrastruktur ergeben. Die Delta-
Prüfung schafft also keine Prüfpflichten ab, 
wirkt sich aber innerhalb der UVP-Vorprü
fung durch eine Beschränkung des Prü
fungsumfangs auf eine Vergleichsbetrach
tung aus. Für Änderungen und Erweiterun
gen dürfte § 43o EnWG nur klarstellenden 
Charakter haben, weil sich die UVP-Vorprü
fung wegen der gesetzlichen Definition des 
Vorhabens in § 2 Abs. 4 Nr. 2 UVPG ohnehin 
nur auf das Änderungs- bzw. Erweiterungs
vorhaben erstreckt76. Für Ersatzneubauten, 
die nach deutschem Zulassungsrecht eine 
Neuerrichtung einer Leitung darstellen, ist 
hingegen mit der eingeführten Delta-Prü
fung eine Beschränkung des Untersu
chungsumfangs der UVP(-Vorprüfung) ver
bunden. Andernfalls wäre für Ersatzneu
bauten eine UVP-Vorprüfung ohne Berück
sichtigung des Bestands als Vorbelastung 
durchzuführen77. Die Beschränkung des 
Prüfumfangs auf eine Vergleichsbetrach
tung kann also bei UVP-Vorprüfungen für 
Ersatzneubauten ggf. dazu führen, dass we
niger häufig die Schwelle voraussichtlich 
erheblicher nachteiliger Umweltauswirkun
gen überschritten und damit eine UVP-

 
74 Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bun
des-Immissionsschutzgesetz vom 26. August 1998 
(GMBl Nr. 26/1998 S. 503), die zuletzt durch Verwal
tungsvorschrift vom 1. Juni 2017 (BAnz AT 08.06.2017 
B5) geändert worden ist. 
75 Die Erleichterung dient der Umsetzung von Art. 15e 
Abs. 5 EE-RL 2023 in nationales Recht. 
76 M. Kohls/B. Boestra, Aktuelle Beschleunigungsge
setzgebung zum Netzausbau – EU-Notfall-Verordnung, 
RED III und Umsetzung in Deutschland (Teil 1), EnWZ 
2024, S. 69 (77). 
77 M. Kohls/B. Boestra, Aktuelle Beschleunigungsge
setzgebung zum Netzausbau – EU-Notfall-Verordnung, 
RED III und Umsetzung in Deutschland (Teil 1), EnWZ 
2024, S. 69 (77). 
78 Als „sonstige ortsfeste Einrichtung“ i. S. d. § 3 Abs. 5 
Nr. 1 BImSchG unterfallen 

Pflicht ausgelöst wird (die dann auch die 
Genehmigungspflichtigkeit des Vorhabens 
zur Folge hat). 

II. Geltende materiell-rechtliche 
Anforderungen 

Damit Verteilernetzvorhaben planfeststel
lungs- bzw. genehmigungsfähig sind, müs
sen sie die Anforderungen des materiellen 
Rechts einhalten. Solche Anforderungen er
geben sich etwa aus  

▶ der naturschutzrechtlichen Eingriffsrege
lung, §§ 13 ff. BNatSchG (allgemeiner 
Schutz von Natur und Landschaft),  

▶ dem Gebietsschutzrecht, §§ 20 ff. 
BNatSchG (insb. Schutz von Natura-2000-
Gebieten), 

▶ dem besonderen Artenschutzrecht, 
§§ 44 ff. BNatSchG (insb. Zugriffsverbote 
zum Schutz bestimmter Tier- und Pflan
zenarten),  

▶ dem Immissionsschutzrecht78, §§ 22 ff. 
Bundes-Immissionsschutzgesetz (BIm
SchG)79 (insb. Schutz vor schädlichen Um
welteinwirkungen durch Grenzwerte für 
Lärm nach TA Lärm und für elektromag
netische Felder nach 26. BImSchV),  

▶ dem Gewässerschutzrecht (insb. Schutz 
von Grundwasser und oberirdischen Ge
wässern) und  

▶ dem Denkmalschutzrecht der Länder 
(Substanz- und Umgebungsschutz von 
Bau- und Bodendenkmälern)80. 

Sofern aus dem europäischen Umweltrecht 
behördliche Prüf- und Entscheidungs-

Hochspannungsfreileitungen dem Immissionsschutz
recht. Da sie jedoch keiner immissionsschutzrechtli
chen Genehmigung bedürfen (§ 4 Abs. 1 S. 3 BImSchG 
i. V. m. § 1 Abs. 1 der 4. BImSchV), gelten für sie die An
forderungen aus § 22 BImSchG für nicht genehmi
gungsbedürftige Anlagen (BVerwG, Beschl. v. 
27.07.2020 – 4 VR 7.19, 4 VR 3.20, BeckRS 2020, 22736 
Rn. 41). 
79 Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 
2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183) geändert wor
den ist. 
80 Ausführlich S. Riege, in: L. Assmann/M. Peiffer (Hrsg.), 
BeckOK EnWG, 18. Ed. 2026, § 43 Rn. 91 ff.; G. Hermes/ 
D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/G. Hermes 
(Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 91 ff. 
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pflichten folgen, wirken sich diese auf die 
Frage aus, ob schon im bestehenden 
Rechtsrahmen mehr Verfahrensfreiheit zu
lässig wäre. Diesbezügliche Relevanz haben 
vor allem folgende Vorgaben: 

Das Habitatschutzrecht verpflichtet gemäß 
§ 34 Abs. 1 S. 1 BNatSchG dazu, Projekte vor 
ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre 
Verträglichkeit mit den Erhaltungszielen ei
nes Natura-2000-Gebiets zu überprüfen, 
wenn sie geeignet sind, das Gebiet erheb
lich zu beeinträchtigen (sog. FFH-Verträg
lichkeitsprüfung). Projekte, die zu erhebli
chen Beeinträchtigungen des Gebiets in 
seinen für die Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen 
führen können, sind grundsätzlich unzuläs
sig (§ 34 Abs. 2 BNatSchG). Sie können nur 
ausnahmsweise über eine Abweichungs
entscheidung zugelassen werden, soweit 
ein Ausnahmegrund vorliegt, keine zumut
bare Alternative gegeben ist und notwen
dige Maßnahmen zur Sicherung der Kohä
renz des Natura-2000-Netzes vorgesehen 
werden (§ 34 Abs. 3–5 BNatSchG). Damit 
wurden die Vorgaben zur FFH-Verträglich
keitsprüfung aus Art. 6 Abs. 3 Fauna-Flora-
Habitat-Richtlinie (FFH-RL)81 sowie die Vor
gaben zur Erteilung einer habitatschutz
rechtlichen Ausnahme aus Art. 6 Abs. 4 
FFH-RL in deutsches Recht umgesetzt.  

Das besondere Artenschutzrecht erfordert 
insbesondere die Einhaltung der arten
schutzrechtlichen Zugriffsverbote aus § 44 
Abs. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG. Bei Vorlie
gen eines Verbotsverstoßes, der auch nicht 
über Vermeidungs- und Minderungsmaß
nahmen beseitigt werden kann, muss eine 
artenschutzrechtliche Ausnahme nach § 45 
BNatSchG erwirkt werden82. Eine Aus
nahme darf nur zugelassen werden, wenn 
ein Ausnahmegrund vorliegt, zumutbare 
Alternativen nicht gegeben sind und sich 
der Erhaltungszustand der Populationen 

 
81 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der 
wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. EU L 206 v. 
22.07.1992, S. 7. 
82 Zum dreistufigen Aufbau der artenschutzrechtlichen 
Prüfung F. Sailer, Die artenschutzrechtliche Ausnahme 
bei Windenergieanlagen, ZNER 2020, S. 206 (207). 
83 Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. November 2009 über die Erhal
tung der wildlebenden Vogelarten, ABl. EU L 20 v. 
26.01.2010, S. 7. 

der betroffenen Art nicht verschlechtert. 
Die Vorgaben setzen die artenschutzrecht
lichen Zugriffsverbote aus Art. 12 Abs. 1 FFH-
RL und Art. 5 Vogelschutz-Richtlinie (VS-
RL)83 sowie die Anforderungen an die Ertei
lung einer artenschutzrechtlichen Aus
nahme aus Art. 16 Abs. 1 FFH-RL und Art. 9 
VS-RL in nationales Recht um. Relevant ist 
bei Freileitungsvorhaben vor allem das Tö
tungs- und Verletzungsverbot aus § 44 
Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG auf
grund des Anprallrisikos von Zug- und 
Rastvögeln an Freileitungen. Daneben 
kann das Zerstörungsverbot aus § 44 Abs. 1 
Nr. 3 i. V. m. Abs. 5 BNatSchG in der Bau
phase eine Rolle spielen, einerseits durch 
den Rückbau oder die Veränderung teils 
jahrzehntelang bestehender Fundamente, 
Mast- oder Seilstrukturen (etwa wenn hier
für Vogelnester auf Masten und Leitungen 
entfernt werden müssen), andererseits 
durch das Setzen größerer Fundamente 
und Masten84. 

Zu den gewässerschutzrechtlichen Vorga
ben zählen insbesondere die Bewirtschaf
tungsziele (Verschlechterungsverbot und 
Verbesserungsgebot) für oberirdische Ge
wässer und das Grundwasser nach §§ 27, 47 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG)85. Ggf. ist 
eine Ausnahme von den Bewirtschaftungs
zielen gemäß § 31 Abs. 2 oder § 47 Abs. 3 
i. V. m. § 31 Abs. 2 WHG erforderlich. Die ge
nannten Vorschriften setzen das gewässer
schutzrechtliche Verschlechterungsverbot 
bzw. Verbesserungsgebot für Oberflächen
gewässer und Grundwasser aus Art. 4 Abs. 1 
lit. a) und b) Wasserrahmenrichtlinie 
(WRRL)86 sowie die Anforderungen an die 
Erteilung einer gewässerschutzrechtlichen 
Ausnahme nach Art. 4 Abs. 7 WRRL in deut
sches Recht um. Gewässerschutzrechtliche 
Auswirkungen durch Hochspannungsfrei
leitungen dürften sich regelmäßig auf den 
Bereich der Maststandorte beschränken87. 

84 G. Hermes/D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/ 
G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 111. 
85 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 
22. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 224) geändert worden ist. 
86 Richtlinie 2000/60/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Oktober 2000 zur Schaffung ei
nes Ordnungsrahmens für Maßnahmen der Gemein
schaft im Bereich der Wasserpolitik, ABl. EU L 327 v. 
22.12.2000, S. 1. 
87 Siehe am Beispiel von Höchstspannungsfreileitun
gen OECOS GmbH, Umweltauswirkungen unter
schiedlicher Netzkomponenten – Im Auftrag der 
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Beispielsweise kann es zu gewässerschutz
rechtlichen Konflikten in der Bauphase 
durch Bodenaushub und Bauwasserhal
tung kommen. Ferner kann die Bodenver-

 

Bundesnetzagentur, September 2012, S. 114, 
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Down
loads/DE/Bedarfsermittlung/2012/UB/Gutachten
Runge.pdf?__blob=publicationFile. 
 
 

siegelung durch Mastfundamente zu ei
nem Verlust an Versickerungsflächen und 
einer Beeinflussung der Grundwasserneu
bildung führen88.  

88 Zu den Auswirkungen am Beispiel von Höchstspan
nungsfreileitungen auf das Schutzgut Wasser ausführ
lich OECOS GmbH, Umweltauswirkungen unterschied
licher Netzkomponenten – Im Auftrag der Bundesnetz
agentur, September 2012, S. 109 ff. 

https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Bedarfsermittlung/2012/UB/GutachtenRunge.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Bedarfsermittlung/2012/UB/GutachtenRunge.pdf?__blob=publicationFile
https://www.netzausbau.de/SharedDocs/Downloads/DE/Bedarfsermittlung/2012/UB/GutachtenRunge.pdf?__blob=publicationFile
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Ob und inwieweit bereits der geltende 
Rechtsrahmen Spielräume zur Regelung 
von mehr Verfahrensfreiheit zulässt, richtet 
sich vor allem nach unionsrechtlichen Vor
gaben. Aus der UVP-Richtlinie folgt eine 
Pflicht zur Durchführung eines Genehmi
gungsverfahrens, wenn für ein Vorhaben 
eine Pflicht zur Durchführung einer Um
weltverträglichkeitsprüfung besteht. Die 
UVP-Richtlinie regelt zudem Vorgaben für 
die Durchführung der UVP bzw. des Geneh
migungsverfahrens.  

Daneben verpflichten die materiell-rechtli
chen Anforderungen aus dem europäi
schen Umweltrecht (Habitat-, Arten- und 
Gewässerschutz- sowie Naturwiederherstel
lungsrecht) weitestgehend zu behördlichen 
Prüfungen und Entscheidungen, sofern das 
konkrete Vorhaben diesbezüglich Konflikte 
auslöst. Bestehen im konkreten Einzelfall 
behördliche Prüf- und Entscheidungs
pflichten aus dem europäischen Umwelt
recht, so muss diesen durch die Durchfüh
rung von (Einzel-)Genehmigungsverfahren 
Rechnung getragen werden.  

I. UVP-Recht  

Nach Art. 2 Abs. 1 S. 1 UVP-RL müssen die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen Maßnah
men treffen, damit vor Erteilung der Ge
nehmigung die Projekte, bei denen mit er
heblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu 
rechnen ist, „einer Genehmigungspflicht 
unterworfen und einer Prüfung in Bezug 
auf ihre Auswirkungen auf die Umwelt un
terzogen werden“. Für UVP-pflichtige Pro
jekte muss also nicht nur eine Umweltver
träglichkeitsprüfung durchgeführt werden, 
sondern sie sind auch einer Genehmi
gungspflicht und einem entsprechenden 

 
89 Dazu führt Erwägungsgrund 5 der UVP-Änderungs
richtlinie 97/11/EG aus: „Projekte, für die eine Umwelt
verträglichkeitsprüfung vorgeschrieben ist, sollten 
auch genehmigungspflichtig sein.“ 
90 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 36. 

Genehmigungsverfahren zu unterstellen89. 
Der EuGH entnimmt Art. 2 Abs. 1 UVP-RL 
eine „doppelte […] Pflicht zur Prüfung und 
zur Genehmigung“90. Genehmigung ist da
bei definiert als „Entscheidung der zustän
digen Behörde oder der zuständigen Be
hörden, aufgrund deren der Projektträger 
das Recht zur Durchführung des Projekts 
erhält“ (Art. 1 Abs. 2 lit. c) UVP-RL). Die Er
gebnisse der Konsultationen aus dem UVP-
Verfahren sind „beim Genehmigungsver
fahren gebührend zu berücksichtigen“ 
(Art. 8 UVP-RL). Die UVP bzw. die begrün
dete Schlussfolgerung der zuständigen Be
hörde nach Art. 1 Abs. 2 lit. g) Ziff. iv) UVP-
RL ist also nicht selbst die Genehmigungs
entscheidung über das Projekt, dient aber 
ihrer Vorbereitung91. 

Die Genehmigungspflicht aus der UVP-
Richtlinie knüpft also an die UVP-Pflichtig
keit der Vorhaben. Der Richtlinie unterfal
len zwar auch Freileitungen im Verteiler
netzbereich samt deren Änderung und Er
weiterung (Anhang II Nr. 3 lit. b) und Nr. 13 
lit. a) UVP-RL). Nach der Rechtsprechung 
des EuGH besteht für die Mitgliedstaaten 
bei Vorhaben aus Anhang II der UVP-Richt
linie – und damit auch bei Freileitungen im 
Verteilernetzbereich – jedoch ein weiter Er
messensspielraum, ob und welche Projekte 
sie einer Pflicht zur Umweltverträglichkeits
prüfung unterstellen (Art. 4 Abs. 2 UVP-
RL)92. Maßgeblich hierfür ist, ob – aufgrund 
einzelfallbezogener oder generalisierender 
Betrachtung – bei den jeweiligen Projekten 
aufgrund ihrer Art, ihrer Größe oder ihres 
Standortes mit erheblichen Auswirkungen 
auf die Umwelt zu rechnen ist93. Ist dies 
nicht der Fall, müssen solche Projekte kei
ner UVP-(Vorprüfungs-)Pflicht unterstellt 
werden, wie dies etwa in Deutschland für 
Umbeseilungen, Zubeseilungen und stand
ortnahe Maständerungen nach Maßgabe 

91 A. Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 
4. Aufl. 2019, 6. Kapitel Rn. 69. 
92 EuGH, Urt. v. 25.05.2023 – C-575/21 – WertInvest Hotel
betrieb, Rn. 39. 
93 EuGH, Urt. v. 25.05.2023 – C-575/21 – WertInvest Hotel
betrieb, Rn. 39; siehe auch Art. 2 Abs. 1, Anhang II Nr. 13 
lit. a) UVP-RL. 

C. Unionsrechtlich erforderliche (Einzel-) 
Genehmigungsverfahren 
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von § 43f Abs. 2 EnWG oder generell für 
Freileitungen unterhalb der 110-kV-Ebene 
geregelt worden ist (zu den Spielräumen 
der UVP-Richtlinie ausführlich unten 
D.IV.1.). 

Ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung er
forderlich, so muss diese vor Erteilung der 
Genehmigung erfolgen und vollständig 
sein94. Eine vollständige UVP erstreckt sich 
auf die Prüfung aller unmittelbaren und 
mittelbaren erheblichen Auswirkungen ei
nes Projekts auf die in Art. 3 Abs. 1 UVP-RL 
genannten Schutzgüter, zu denen unter 
anderem die biologische Vielfalt unter be
sonderer Berücksichtigung der durch FFH- 
und Vogelschutzrichtlinie geschützten Ar
ten und Lebensräume gehören. Für das Ar
tenschutzrecht bedeutet dies etwa, dass 
sich anhand des Ergebnisses der Umwelt
verträglichkeitsprüfung feststellen lassen 
muss, ob das betreffende Projekt Auswir
kungen haben kann, die nach den Zugriffs
verboten aus Art. 12 FFH-RL verboten sind95. 
Lässt sich eine Verbotsverletzung auch 
über Schutzmaßnahmen nicht vermeiden 
und ist demnach eine artenschutzrechtli
che Ausnahme nach Art. 16 FFH-RL erfor
derlich, muss der Projektträger diese not
wendigerweise vor der Genehmigung des 
Projekts bei der zuständigen Behörde ein
holen96.  

Die UVP-Richtlinie überlässt es dabei aber 
den Mitgliedstaaten, ob sie die UVP im 
Rahmen der bestehenden Verfahren zur 
Genehmigung der Projekte, im Rahmen 
anderer Verfahren oder auch als selbständi
ges Verfahren durchführen (Art. 2 Abs. 2 
UVP-RL). Die UVP muss also nicht zwin
gend integrativer Bestandteil des Geneh
migungsverfahrens, sondern kann auch als 
autonomes Verfahren ausgestaltet sein97. 
Allerdings müssen dabei stets die spezifi
schen Anforderungen der UVP-Richtlinie 
eingehalten werden. Sie stellt zum einen 

 
94 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 39. 
95 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 39; in diesem Sinne bereits 
zuvor EuGH, Urt. v. 24.02.2022 – C-463/20 – Namur-Est 
Environnement, Rn. 50 ff. 
96 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 36; in diesem Sinne bereits 
zuvor EuGH, Urt. v. 24.02.2022 – C-463/20 – Namur-Est 
Environnement, Rn. 52. 
97 M. Kment, Notwendigkeit einer vollumfänglichen 
Umweltverträglichkeitsprüfung in Verfahren nach dem 

verfahrensrechtliche Anforderungen an die 
UVP (Art. 5 ff. UVP-RL), insbesondere die 
Durchführung einer wirksamen Beteiligung 
der betroffenen Öffentlichkeit an den Ent
scheidungsverfahren (Art. 6 Abs. 2 UVP-RL). 
Zum anderen müssen die Ergebnisse der 
UVP beim Genehmigungsverfahren gebüh
rend berücksichtigt werden (Art. 8 UVP-RL). 
Dieses sog. Berücksichtigungsgebot ver
knüpft die Ergebnisse der UVP mit dem Ge
nehmigungsverfahren, das „Wie“ dieser 
Verknüpfung ist aber umstritten98. Es setzt 
jedenfalls voraus, dass die Ergebnisse der 
UVP in den maßgebenden Entscheidungs
prozess über die Zulassung des Vorhabens 
inhaltlich einbezogen werden und über die 
materiell-rechtlichen Vorgaben im jeweili
gen Fachrecht auch zur Versagung der Ge
nehmigung führen können99.  

II. Habitatschutzrecht  

Gemäß Art. 6 Abs. 3 S. 1 FFH-RL müssen 
Pläne oder Projekte, die ein besonderes 
Schutzgebiet erheblich beeinträchtigen 
könnten, einer Prüfung auf Verträglichkeit 
mit den für dieses Gebiet festgelegten Er
haltungszielen unterzogen werden (sog. 
FFH-Verträglichkeitsprüfung). Eine FFH-
Verträglichkeitsprüfung ist also nur und zu
gleich immer dann erforderlich, wenn eine 
FFH-Vorprüfung die Möglichkeit einer er
heblichen Beeinträchtigung eines Gebiets 
ergeben hat. Die zuständigen einzelstaatli
chen Behörden dürfen dem Projekt dann 
nur zustimmen, wenn sie im Rahmen einer 
FFH-Verträglichkeitsprüfung festgestellt 
haben, dass das Gebiet als solches nicht be
einträchtigt wird (Art. 6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL). 
Der EuGH legt diese Vorgaben streng aus, 
sodass die zuständigen Behörden unter Be
rücksichtigung der FFH-Verträglichkeits
prüfung eine Tätigkeit nur dann genehmi
gen dürfen, wenn sie Gewissheit darüber 

Bundes-Immissionsschutzgesetz, UBA-Texte 159/2024, 
Juni 2024, S. 18 und 20, https://www.umweltbundes
amt.de/system/files/medien/11850/publikatio
nen/159_2024_texte_umweltvertraeglichkeitsprue
fung.pdf. 
98 Siehe etwa M. Beckmann, in: M. Beckmann/ 
M. Kment, UVPG, 6. Aufl. 2023, § 25 Rn. 12 ff.; W. Hoppe/ 
G. Püchel, Zur Anwendung der Art. 3 und 8 EG-Richtli
nie zur UVP bei der Genehmigung nach dem Bundes-
Immissionsschutzgesetz, DVBl 1988, S. 1 (3 ff.). 
99 A. Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 
4. Aufl. 2019, 6. Kapitel Rn. 77.  

https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/159_2024_texte_umweltvertraeglichkeitspruefung.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/159_2024_texte_umweltvertraeglichkeitspruefung.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/159_2024_texte_umweltvertraeglichkeitspruefung.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/system/files/medien/11850/publikationen/159_2024_texte_umweltvertraeglichkeitspruefung.pdf
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erlangt haben, dass sich die Tätigkeit nicht 
nachteilig auf das Gebiet als solches aus
wirkt100. Dies sei dann der Fall, wenn aus 
wissenschaftlicher Sicht kein vernünftiger 
Zweifel daran besteht, dass es keine sol
chen Auswirkungen gibt101. Die Ergebnisse 
der FFH-Verträglichkeitsprüfung sind also – 
anders als die lediglich gebührend zu be
rücksichtigenden Ergebnisse der UVP – für 
behördliche Entscheidungen über die Zu
stimmung zu einem Projekt bindend102.  

Dass die zuständigen einzelstaatlichen Be
hörden einem Projekt nur zustimmen dür
fen, wenn sie festgestellt haben, dass das 
Gebiet als solches nicht beeinträchtigt wird 
oder eine habitatschutzrechtliche Aus
nahme erteilt werden kann, deutet stark 
auf das Erfordernis einer behördlichen FFH-
Verträglichkeitsprüfung hin103. Zudem 
kommt in Art. 6 Abs. 3 S. 2 FFH-RL das um
weltrechtliche Vorsorgeprinzip zum Aus
druck104. Das Vorsorgeprinzip ist in Art. 191 
Abs. 2 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union (AEUV)105 verankert 
und will ein hohes Umweltschutzniveau 
durch die vorbeugende Vermeidung von 
Umweltbeeinträchtigungen gewährleisten. 
Umweltschutz soll danach nicht nur repa
rierend, sondern durch Prävention voraus
schauend betrieben werden106. Die Prüfung 
eines Projekts auf Verträglichkeit mit den 
für dieses Gebiet festgelegten Erhaltungs
zielen verlangt nach der Rechtsprechung 
des EuGH auch unter Verweis auf das Vor
sorgeprinzip, dass vor der Zustimmung 
zum Projekt und unter Berücksichtigung 
der besten einschlägigen wissenschaftli
chen Erkenntnisse sämtliche Gesichts
punkte der Projekte zu ermitteln sind, die 
für sich oder in Verbindung mit anderen 

 
100 EuGH, Urt. v. 07.09.2004 – C-127/02 – Herzmuschelfi
scherei, Rn. 59. 
101 EuGH, Urt. v. 07.09.2004 – C-127/02 – Herzmuschelfi
scherei, Rn. 59. 
102 Europäische Kommission, Natura 2000-Gebietsma
nagement – Die Vorgaben des Artikels 6 der Habitat-
Richtlinie 92/43/EWG, ABl. EU C 33 v. 25.01.2019, S. 55. 
103 So auch P. Fischer-Hüftle, in: J. Schumacher/P. Fi
scher-Hüftle (Hrsg.), Bundesnaturschutzgesetz, § 63 
BNatSchG Rn. 8. 
104 EuGH, Urt. v. 07.09.2004 – C-127/02 – Herzmuschelfi
scherei, Rn. 58. 
105 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union (konsolidierte Fassung), ABl. EU C 326 v. 
26.10.2012, S. 47.  

Projekten die für dieses Gebiet festgeleg
ten Erhaltungsziele beeinträchtigen kön
nen107. Stellt die Behörde im Rahmen einer 
FFH-Verträglichkeitsprüfung fest, dass das 
Gebiet als solches beeinträchtigt wird, be
darf es einer behördlichen Entscheidung 
über die Erteilung einer habitatschutz
rechtlichen Ausnahme (Art. 6 Abs. 4 FFH-
RL) entweder im Rahmen eines Gesamtge
nehmigungsverfahrens oder isoliert in ei
nem Einzelgenehmigungsverfahren.  

Zwar können die Mitgliedstaaten durch 
programmatische, gesetzliche Regelungen 
Schwellenwerte für die Pflicht zur Durch
führung einer behördlichen FFH-Verträg
lichkeitsprüfung festlegen, die bestimmte 
Projekte unterhalb des Schwellenwertes 
vom Erfordernis der Verträglichkeitsprü
fung und damit einer diesbezüglichen be
hördlichen Einzelprüfung und Zustimmung 
befreien108. Die Schwellenwerte beruhen auf 
der fachlichen Wertung, dass bei Vorhaben 
unterhalb des festgelegten Schwellenwer
tes anhand objektiver Umstände mit Ge
wissheit jede Möglichkeit ausgeschlossen 
werden kann, dass Projekte einzeln oder in 
Zusammenwirkung mit anderen Projekten 
Schutzgebiete erheblich beeinträchtigen 
können109. Vorhaben, die den Schwellen
wert überschreiten, müssen jedoch einer 
behördlichen FFH-Verträglichkeitsprüfung 
unterzogen werden.  

Die konkrete Ausgestaltung der behördli
chen FFH-Verträglichkeitsprüfung über
lässt die FFH-Richtlinie den Mitgliedstaa
ten. Sie kann daher in ein Gesamtgenehmi
gungsverfahren integriert oder als eigen
ständiges Verfahren (ggf. auch im Zuge der 
UVP) durchgeführt werden110.  

106 S. Heselhaus, in: M. Pechstein/C. Nowak/U. Häde 
(Hrsg.), Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, 2. Aufl. 
2023, Art. 191 AEUV Rn. 64. 
107 EuGH, Urt. v. 07.09.2004 – C-127/02 – Herzmuschelfi
scherei, Rn. 59; EuGH, Urt. v. 14.01.2016 – C-399/14 – 
Grüne Liga Sachsen, Rn. 48 f.; EuGH, Urt. v. 29.07.2019 – 
C-411/17 – Inter-Environnement Wallonie (Doel), Rn. 120 
zu einem UVP-pflichtigen Projekt. 
108 EuGH, Urt. v. 07.11.2018 – C-293/17 – Coöperatie Mobi
lisation for the Environment und Vereniging Leefmi
lieu, Rn. 34, 108 f. und 112. 
109 EuGH, Urt. v. 07.11.2018 – C-293/17 – Coöperatie Mobili
sation for the Environment und Vereniging Leefmilieu, 
Rn. 120. 
110 A. Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 
4. Aufl. 2019, 9. Kapitel Rn. 70. 
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III. Artenschutzrecht  

Bei Konflikten eines Vorhabens mit dem 
europäischen Artenschutzrecht ist hinsicht
lich einer etwaigen Pflicht zur behördlichen 
Prüfung und Entscheidung zwischen der 
Verbots- und der Ausnahmeebene zu diffe
renzieren. Die Rechtsprechung des EuGH 
kann wohl dahingehend verstanden wer
den, dass die Einhaltung der artenschutz
rechtlichen Verbote nicht zwingend durch 
eine Behörde geprüft werden muss. Die 
Prüfung und Erteilung einer artenschutz
rechtlichen Ausnahme im Falle einer zu er
wartenden Verbotsverletzung ist demge
genüber aber von einer Behörde vorzuneh
men. 

So hat sich der EuGH in einem Fall aus Ir
land zum Verhältnis zwischen dem Geneh
migungsverfahren für ein Projekt und der 
Erteilung einer ggf. erforderlichen arten
schutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung 
im Sinne des Art. 16 FFH-RL geäußert. Ir
land hat die artenschutzrechtlichen Ver
bote aus Art. 12 FFH-RL als Straftatbestände 
in nationales Recht umgesetzt111. Um die 
Begehung einer Straftat durch arten
schutzrechtlich verbotene Handlungen zu 
vermeiden, muss nach irischem Recht die 
Erteilung einer Ausnahmegenehmigung im 
Sinne des Art. 16 FFH-RL bei den zuständi
gen Behörden beantragt werden112. Zur 
Ausgestaltung des Artenschutzregimes im 
irischen Recht wurde dem EuGH die Frage 
vorgelegt, ob aus Art. 12 und/oder 16 FFH-
RL folge, dass ein Ausnahmegenehmi
gungsregime nicht unabhängig vom Pro
jektgenehmigungssystem bestehen dürfe, 
sondern Bestandteil eines integrierten Ge
nehmigungsverfahrens sein müsse, das 
eine Entscheidung der zuständigen Be
hörde über das Erfordernis einer arten
schutzrechtlichen Ausnahmegenehmigung 
beinhalte (in Abgrenzung zu einer vom Pro
jektträger selbst auf der Grundlage einer 

 
111 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy Re
sidents Association, Rn. 14 ohne Verweis auf die irische 
Regulation 27 (Birds and Natural Habitats) Regulations 
2011 (S.I. No. 477/2011), die gewisse behördliche Ver
pflichtungen enthält. 
112 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 15. 
113 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 22. 

allgemeinen strafrechtlichen Vorschrift ge
troffenen Ad-hoc-Beurteilung)113. 

Der EuGH verweist in seiner Entscheidung 
zunächst darauf, dass es sich bei den arten
schutzrechtlichen Verboten aus Art. 12 FFH-
RL um handlungsbezogene Verbotsvor
schriften handelt, die „jedes menschliche 
Handeln betreffen“ und daher von jeder
mann auch außerhalb möglicher Genehmi
gungsverfahren für Projekte einzuhalten 
sind114. Daher sei zum einen keine Integra
tion des Ausnahmeverfahrens nach Art. 16 
FFH-RL in die Verfahren zur Genehmigung 
von Projekten erforderlich115. Zum anderen 
sei es daher nicht von vornherein unzuläs
sig, die artenschutzrechtlichen Verbotstat
bestände des Art. 12 FFH-RL als Straftatbe
stand in nationales Recht umzusetzen116.  

Die Vorlagefrage beantwortet der EuGH ab
schließend wie folgt: 

„[…] dass die Art. 12 und 16 der Richtlinie 
92/43 dahin auszulegen sind, dass in einer 
nationalen Regelung zur Umsetzung dieser 
Bestimmungen in innerstaatliches Recht 
nicht deshalb ein Verstoß gegen diese 
Richtlinie gesehen werden kann, weil sie […] 
kein Genehmigungsverfahren, das eine Ent
scheidung einer zuständigen Behörde dar
über umfasst, ob aufgrund von nach Ertei
lung der Genehmigung für ein Projekt fest
gestellten Umständen eine Ausnahme nach 
Art. 16 dieser Richtlinie zu beantragen ist 
[…], vorsieht“117. 

Die Entscheidung des EuGH könnte mög
licherweise dahingehend verstanden wer
den, dass die Prüfung der artenschutz
rechtlichen Zugriffsverbote nach Art. 12 
FFH-RL (und entsprechend wohl auch Art. 5 
VS-RL) nicht zwingend durch eine Behörde 
erfolgen muss und folglich hierfür auch 
nicht die Durchführung eines (Einzel-)Ge
nehmigungsverfahrens erforderlich ist118. 

114 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 30. 
115 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 30. 
116 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 40. 
117 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 42.  
118 So auch C. Sobotta, REPowerEU – Quo vadis Natur
schutz? – Ein erster Blick auf die revidierte Richtlinie 
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Demnach würde es grundsätzlich genügen, 
dass die artenschutzrechtlichen Verbote 
vom Projektträger in Eigenverantwortung 
eingehalten werden119. Bei Interpretation 
dieser EuGH-Entscheidung ist jedoch zu 
bedenken, dass in dem vorgelegten Fall 
aus Irland sowohl eine FFH-Verträglich
keitsprüfung als auch eine UVP durchge
führt worden waren. Diese hatten keine ne
gativen Auswirkungen auf europäische Ge
biete sowie hinnehmbare Umweltauswir
kungen des geplanten Projekts ergeben120. 
Es erscheint jedenfalls nicht ausgeschlos
sen, dass der EuGH mit Blick auf das Erfor
dernis einer behördlichen Prüfung der ar
tenschutzrechtlichen Zugriffsverbote an
ders entschieden hätte, wenn keinerlei um
weltbezogene Prüfungen für das Vorhaben 
durchgeführt worden wären oder diese (er
hebliche) Umweltauswirkungen angezeigt 
hätten. 

Ist ein Verstoß gegen ein artenschutzrecht
liches Verbot hinreichend wahrscheinlich, 
so wird eine artenschutzrechtliche Aus
nahme erforderlich. Es spricht vieles dafür, 
dass die Prüfung der Ausnahmevorausset
zungen und die Erteilung der Ausnahme
genehmigung durch eine Behörde erfolgen 
müssen. So müssen die Mitgliedstaaten der 
Kommission einen Bericht über die „geneh
migten Ausnahmen“ vorlegen und in 

 

über erneuerbare Energien, NVwZ 2023, S. 1609 (1612 f.) 
mit Blick auf die Befreiung von einer Prüfung der Aus
wirkungen auf den Artenschutz gem. Art. 12 RL 
92/43/EWG oder gem. Art. 5 RL 2009/147/EG in Infra
strukturgebieten (Art. 15e Abs. 2 EE-RL): „Die Befreiung 
von der Prüfung des Artenschutzes erkennt implizit die 
Notwendigkeit einer solchen Prüfung bei der Geneh
migung von Vorhaben an, obwohl die beiden Natur
schutzrichtlinien sie nicht ausdrücklich vorsehen. Es ist 
zwar möglich, entsprechende Anforderungen in die 
Regelungen über die verschiedenen Umweltprüfun
gen hineinzulesen, und wahrscheinlich wird eine sol
che Prüfung implizit durch die artenschutzrechtlichen 
Regelungen vorausgesetzt, aber es ist immer noch vor
stellbar, dass viele Vorhaben praktisch ohne Prüfung 
zugelassen werden.“; ebenso bereits zuvor wohl K. Fü
ßer/M. Lau, Die systematische Verankerung des Arten
schutzrechts im Ordnungsrecht, NuR 2009, S. 445 
(449 ff.). 
119 Eine Pflicht zur behördlichen Prüfung der arten
schutzrechtlichen Verbotstatbestände könnte mög
licherweise aber dann bestehen, wenn ein behördli
ches Projektgenehmigungsverfahren (einschließlich 
Prüfung der artenschutzrechtlichen Zulässigkeit) tat
sächlich durchgeführt wird, sodass die prüfende Be
hörde den Vorhabenträger nicht „sehenden Auges“ in 
ein Handeln entlassen darf, das zur Verwirklichung der 
Verbotstatbestände führt, so K. Füßer/M. Lau, Die sys
tematische Verankerung des Artenschutzrechts im 
Ordnungsrecht, NuR 2009, S. 445 (449 und 451). 

diesem Bericht sind unter anderem „die 
zeitlichen und örtlichen Umstände der Aus
nahmegenehmigungen“ sowie die zustän
dige Behörde anzugeben (Art. 16 Abs. 2 und 
3 FFH-RL)121. Zudem verweist der EuGH im 
Rahmen der artenschutzrechtlichen Aus
nahmen nach Art. 16 Abs. 1 FFH-RL und 
Art. 9 VS-RL auf den Vorsorgegrundsatz122. 
Den Behörden müssen demnach die Be
weismittel, die die erforderlichen Voraus
setzungen für eine Ausnahmeerteilung be
legen, zu dem Zeitpunkt zur Verfügung ste
hen, wenn sie die Ausnahmegenehmigung 
erteilen123. Die behördliche Entscheidung 
über die Erteilung einer artenschutzrechtli
chen Ausnahme muss aber nach der Recht
sprechung des EuGH nicht integrierter Be
standteil eines Gesamtgenehmigungsver
fahrens sein, sondern es ist hierfür auch ein 
eigenständiges Verfahren im Sinne eines 
Einzelgenehmigungsverfahrens zulässig.  

IV. Gewässerschutzrecht 

Ob das europäische Gewässerschutzrecht 
im Konfliktfall eine behördliche Prüfung 
und Entscheidung hinsichtlich der gewäs
serschutzrechtlichen Ge- und Verbote 
(Art. 4 Abs. 1 WRRL) sowie der gewässer
schutzrechtlichen Ausnahmen (Art. 4 Abs. 7 

120 EuGH, Urt. v. 06.07.2023 – C-166/22 – Hellfire Massy 
Residents Association, Rn. 18 und 19. 
121 Sofern die Mitgliedstaaten vereinzelt durch Gesetz, 
Rechtsverordnung oder Allgemeinverfügung das Vor
liegen der Ausnahmevoraussetzungen für bestimmte 
Sachverhalte annehmen, ist umstritten, ob und unter 
welchen Anforderungen solche Pauschalausnahmen 
den strengen Anforderungen der artenschutzrechtli
chen Ausnahmeregime genügen können, da infolge 
der generalisierenden Ausnahme eine behördliche Ein
zelfallprüfung und -entscheidung dann regelmäßig 
entfällt, dazu O. Hendrischke, Bewältigung natur
schutzrechtlicher Konflikte beim Ausbau erneuerbarer 
Energien, NVwZ 2023, S. 965 (969); ausführliche Darstel
lung des Meinungsstands bei M. Schmidt/F. Sailer, Re
formansätze zum Genehmigungsrecht von Windener
gieanlagen, Würzburger Studien zum Umweltenergie
recht Nr. 25 vom 28.01.2022, S. 30 ff., https://stiftung-
umweltenergierecht.de/wp-content/uplo
ads/2022/01/Stiftung-Umweltenergierecht_Refor
mansaetze-Genehmigungsrecht-Windenergie_2022-
01-28-1.pdf. 
122 EuGH, Urt. v. 10.10.2019 – C‑674/17 – Tapiola, Rn. 66; 
EuGH, Urt. v. 23.04.2020 – C-217/19 – Frühjahrsjagd auf 
die männliche Eiderente, Rn. 70. 
123 EuGH, Urt. v. 23.04.2020 – C-217/19 – Frühjahrsjagd 
auf die männliche Eiderente, Rn. 70. 

https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2022/01/Stiftung-Umweltenergierecht_Reformansaetze-Genehmigungsrecht-Windenergie_2022-01-28-1.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2022/01/Stiftung-Umweltenergierecht_Reformansaetze-Genehmigungsrecht-Windenergie_2022-01-28-1.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2022/01/Stiftung-Umweltenergierecht_Reformansaetze-Genehmigungsrecht-Windenergie_2022-01-28-1.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2022/01/Stiftung-Umweltenergierecht_Reformansaetze-Genehmigungsrecht-Windenergie_2022-01-28-1.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2022/01/Stiftung-Umweltenergierecht_Reformansaetze-Genehmigungsrecht-Windenergie_2022-01-28-1.pdf
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WRRL) verlangt, ist nicht ganz eindeutig. 
Die in Art. 4 Abs. 1 WRRL enthaltenen Um
weltziele (insbesondere Verhinderung einer 
Verschlechterung des Zustands von Was
serkörpern sowie Verbesserung des Zu
stands zur Erreichung eines guten Zu
stands von Wasserkörpern) sind rechtsver
bindlich124 und die Mitgliedstaaten sind ver
pflichtet, die notwendigen Maßnahmen 
durchzuführen, um die Umweltziele zu er
reichen. Zwar enthält die Wasserrahmen
richtlinie an dieser Stelle kein Prüfverfahren 
wie etwa die FFH-Richtlinie in Form der 
FFH-Verträglichkeitsprüfung. Art. 4 Abs. 1 
WRRL beschränkt sich nach der Rechtspre
chung des EuGH aber nicht auf die pro
grammatische Formulierung bloßer Ziele 
der Bewirtschaftungsplanung, sondern die 
Pflichten gelten auch in Bezug auf kon
krete Vorhaben125 und entfalten insbeson
dere bei der Genehmigung von Vorhaben 
verbindliche Wirkung für die Mitgliedstaa
ten126. Es sei nämlich unmöglich, „ein Vorha
ben und die Umsetzung von Bewirtschaf
tungsplänen getrennt zu betrachten“127. Der 
betreffende Mitgliedstaat sei folglich ver
pflichtet, die Genehmigung eines Vorha
bens zu versagen, wenn es geeignet ist, 
den Zustand des fraglichen Wasserkörpers 
zu verschlechtern oder die Erreichung ei
nes guten Zustands der Oberflächen- oder 
Grundwasserkörper zu gefährden, es sei 
denn, das Vorhaben fällt unter eine der 
Ausnahmen in Art. 4 Abs. 7 WRRL128. 

Der EuGH stellt ferner fest129: 

„Aus alledem folgt, dass die zuständigen 
Behörden nach Art. 4 der Richtlinie 2000/60 
verpflichtet sind, im Lauf des Projektgeneh
migungsverfahrens, und somit vor dem Er
lass einer Entscheidung, zu prüfen, ob das 
Projekt negative Auswirkungen auf die Ge
wässer haben kann, die den Pflichten zuwi
derliefen, die Verschlechterung des Zu
stands der Oberflächen- und Grundwasser
körper zu verhindern und diesen Zustand zu 

 
124 EuGH, Urt. v. 28.05.2020 – C-535/18 – Land Nordrhein-
Westfalen, Rn. 72. 
125 EuGH, Urt. v. 01.07.2015 – C-461/13 – Weservertiefung, 
Rn. 47; EuGH, Urt. v. 28.05.2020 – C-535/18 – Land Nord
rhein-Westfalen, Rn. 73 f. 
126 EuGH, Urt. v. 20.12.2017 – C-664/15 – Protect, Rn. 32. 
127 EuGH, Urt. v. 01.07.2015 – C-461/13 – Weservertiefung, 
Rn. 47. 

verbessern. Somit schließt diese Vorschrift 
aus, dass eine solche Prüfung erst nach die
sem Zeitpunkt erfolgt.“ 

Nach dieser Rechtsprechung des EuGH be
steht jedenfalls dann eine Pflicht zur be
hördlichen Prüfung der gewässerschutz
rechtlichen Ge- und Verbote sowie ggf. zur 
behördlichen Entscheidung über die Ertei
lung einer gewässerschutzrechtlichen Aus
nahme, wenn ein Genehmigungsverfahren 
für das Vorhaben durchgeführt wird bzw. 
ein Vorhaben unter Genehmigungsvorbe
halt steht. In der Durchführung eines Ge
nehmigungsverfahrens für das Vorhaben 
sei eine „Durchführung“ von notwendigen 
Maßnahmen im Sinne des Art. 4 Abs. 1 
WRRL zu sehen130. 

Die EuGH-Rechtsprechung verhält sich je
doch nicht explizit dazu, ob eine behördli
che Prüfung der gewässerschutzrechtli
chen Ge- und Verbote auch erfolgen muss, 
wenn nicht ohnehin ein Genehmigungsver
fahren für das Vorhaben durchgeführt wird. 
Ausgeschlossen werden kann dies jeden
falls nicht. Denn die gewässerschutzrechtli
chen Ge- und Verbote sind strukturell an
ders ausgestaltet als die artenschutzrechtli
chen Zugriffsverbote. Während die arten
schutzrechtlichen Zugriffsverbote von je
dermann bei seinem Handeln einzuhalten 
sind, verpflichten die gewässerschutzrecht
lichen Umweltziele die Mitgliedstaaten zur 
Durchführung aller notwendigen Maßnah
men.  

Jedenfalls die Erteilung einer gewässer
schutzrechtlichen Ausnahme nach Art. 4 
Abs. 7 WRRL bedarf aber einer behördli
chen Entscheidung, entweder in ein Ge
samtgenehmigungsverfahren integriert 
oder isoliert in einem Einzelgenehmigungs
verfahren. Dafür sprechen die in Art. 4 
Abs. 7 WRRL für die Ausnahmeerteilung 
vorgegebenen Verfahrenspflichten des Mit
gliedstaates (Anpassung von 

128 EuGH, Urt. v. 01.07.2015 – C-461/13 – Weservertiefung, 
Rn. 50; EuGH, Urt. v. 20.12.2017 – C-664/15 – Protect, 
Rn. 31; EuGH, Urt. v. 28.05.2020 – C-535/18 – Land Nord
rhein-Westfalen, Rn. 74. 
129 EuGH, Urt. v. 28.05.2020 – C-535/18 – Land Nordrhein-
Westfalen, Rn. 76. 
130 EuGH, Urt. v. 01.07.2015 – C-461/13 – Weservertiefung, 
Rn. 31 f. 
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Maßnahmenprogrammen und Bewirtschaf
tungsplänen, Durchführung einer Ex-post-
Überprüfung). 

V. Naturwiederherstellungsrecht 

Auch die europäische Naturwiederherstel
lungsverordnung (WVO)131 zum Schutz und 
zur Wiederherstellung von Ökosystemen 
dürfte wohl im Konfliktfall hinsichtlich ihrer 
Verbesserungsgebote und Verschlechte
rungsverbote sowie der diesbezüglichen 
Ausnahmetatbestände behördliche Prüfun
gen und Entscheidungen verlangen.  

Die Naturwiederherstellungsverordnung 
enthält zur Wiederherstellung von Land-, 
Küsten- und Süßwasserökosystemen Ver
besserungsgebote bzw. Verschlechterungs
verbote (Art. 4 Abs. 11 und 12 WVO). Es gilt 
zum einen das Gebot der kontinuierlichen 
Verbesserung von Wiederherstellungsflä
chen, bis ein guter Zustand oder eine aus
reichende Qualität erreicht ist (Art. 4 Abs. 11 
UAbs. 1 WVO). Zum anderen gilt ein Verbot 
der erheblichen Verschlechterung von 
durch Wiederherstellungsmaßnahmen 
wiederhergestellten Flächen (Art. 4 Abs. 11 
UAbs. 2 WVO). Bei Flächen, die sich bereits 
heute in einem guten Zustand befinden, 
bemühen sich die Mitgliedstaaten bis zur 
Veröffentlichung ihres nationalen Wieder
herstellungsplans, erforderliche Maßnah
men zu ergreifen, um eine erhebliche Ver
schlechterung des Zustands der Flächen zu 
verhindern oder die Wiederherstellungs
ziele zu erreichen (Art. 4 Abs. 12 WVO). 

 
131 Verordnung (EU) 2024/1991 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 24. Juni 2024 über die Wie
derherstellung der Natur und zur Änderung der Ver
ordnung (EU) 2022/869, ABl. EU L v. 29.07.2024. 
132 B. Schieferdecker, Die EU-Verordnung zur Wieder
herstellung der Natur, NVwZ 2024, S. 1865 (1873); 
A. Baars/T. Elgeti/S. Norbeck, Die EU-Verordnung zur 
Wiederherstellung der Natur – was ist in Planungs- 
und Genehmigungsverfahren zu beachten?, 
NWVBl. 2025, S. 406 (408); O. Hendrischke, Schutz von 
Ökosystemen nach Art. 4 der Verordnung über die 
Wiederherstellung der Natur, ZUR 2025, S. 150 (155). 
133 O. Hendrischke, Schutz von Ökosystemen nach Art. 4 
der Verordnung über die Wiederherstellung der Natur, 
ZUR 2025, S. 150 (154 f.). 
134 B. Schieferdecker, Die EU-Verordnung zur Wieder
herstellung der Natur, NVwZ 2024, S. 1865 (1873); 
A. Baars/T. Elgeti/S. Norbeck, Die EU-Verordnung zur 
Wiederherstellung der Natur – was ist in Planungs- 
und Genehmigungsverfahren zu beachten?, 
NWVBl. 2025, S. 406 (408); bejahend nur bzgl. der 

Die konkreten Wiederherstellungsmaßnah
men und die Flächen, auf die sie sich bezie
hen, müssen durch nationale Wiederher
stellungspläne bestimmt werden (Art. 14 ff. 
WVO). Die Naturwiederherstellungsverord
nung weist in ihrer Konzeption Parallelen 
zur Wasserrahmenrichtlinie auf. Wegen der 
parallelen Regelungsstruktur dürfte davon 
auszugehen sein, dass die oben unter C.IV. 
dargestellte Rechtsprechung des EuGH zur 
konkret vorhabenbezogenen Wirkung der 
gewässerschutzrechtlichen Verbesserungs
gebote und Verschlechterungsverbote 
auch auf die Verbesserungsgebote und 
Verschlechterungsverbote der Naturwie
derherstellungsverordnung übertragbar 
ist132. Da zudem Ausnahmetatbestände mit 
konkretem Projektbezug in Art. 4 Abs. 14 
bis 16 WVO geregelt sind133 (dazu sogleich), 
spricht vieles dafür, dass die Verbesse
rungsgebote und Verschlechterungsver
bote aus der Naturwiederherstellungsver
ordnung in Zulassungsverfahren von Pro
jekten anzuwenden sind134. Ob dies aller
dings angesichts der erforderlichen Kon
kretisierung von Wiederherstellungsmaß
nahmen und Flächenkulisse auch schon 
vor dem Inkrafttreten der nationalen Wie
derherstellungspläne gilt, ist umstritten135.  

In Art. 4 Abs. 14 bis 16 WVO sind Ausnahme
tatbestände von den Verpflichtungen der 
Naturwiederherstellungsverordnung gere
gelt. Deren Formulierungen („gilt die Ver
pflichtung […] nicht“ bzw. „ist die Nichtein
haltung der […] Verpflichtung gerechtfer
tigt, wenn“) deuten zunächst zwar eher auf 
Legalausnahmen hin, die keine Ausnahme
erteilung durch eine Behörde erfordern136. 

Pflichten aus Art. 4 Abs. 11 WVO, hingegen verneinend 
bzgl. Art. 4 Abs. 12 WVO O. Hendrischke, Schutz von 
Ökosystemen nach Art. 4 der Verordnung über die 
Wiederherstellung der Natur, ZUR 2025, S. 150 (154 f.). 
135 Für eine unmittelbare, vorhabenbezogene Wirkung 
auch schon vor Inkrafttreten nationaler Wiederherstel
lungspläne sprechen sich mit Blick auf Dringlichkeit 
und Schutzgedanken der Naturwiederherstellungsver
ordnung A. Baars/T. Elgeti/S. Norbeck, Die EU-Verord
nung zur Wiederherstellung der Natur – was ist in Pla
nungs- und Genehmigungsverfahren zu beachten?, 
NWVBl. 2025, S. 406 (408) aus; differenzierend B. Schie
ferdecker, Die EU-Verordnung zur Wiederherstellung 
der Natur, NVwZ 2024, S. 1865 (1873); gegen eine vorha
benbezogene Wirkung vor Veröffentlichung des natio
nalen Wiederherstellungsplans O. Hendrischke, Schutz 
von Ökosystemen nach Art. 4 der Verordnung über die 
Wiederherstellung der Natur, ZUR 2025, S. 150 (154). 
136 So B. Schieferdecker, Die EU-Verordnung zur Wie
derherstellung der Natur, NVwZ 2024, S. 1865 (1867), der 
aber wegen der strukturellen Ähnlichkeit zur 
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Allerdings wird anhand der Ausnahmevo
raussetzungen deutlich, dass die Ausnah
metatbestände wohl nicht gänzlich ohne 
behördliche Prüfung auskommen. So sind 
Verschlechterungen außerhalb von Natura-
2000-Gebieten, die auf ein Projekt von 
überwiegendem öffentlichem Interesse zu
rückzuführen sind, nur dann von den Ver
pflichtungen aus Art. 4 Abs. 11 WVO befreit, 
wenn für das Projekt keine weniger schädli
chen Alternativlösungen zur Verfügung 
stehen, „was auf Einzelfallbasis zu bestim
men ist“ (vgl. Art. 4 Abs. 14 lit. c) WVO). Zwar 
wird für Planung, Bau und Betrieb von An
lagen zur Erzeugung von Energie aus er
neuerbaren Quellen sowie deren Netzan
schluss und das betreffende Netz selbst da
von ausgegangen, dass sie im überragen
den öffentlichen Interesse liegen (Art. 6 
Abs. 1 S. 1 WVO), und die Mitgliedstaaten 
können diese Projekte von der einzelfallbe
zogenen Alternativenprüfung ausnehmen – 
allerdings muss dann eine Strategische 
Umweltprüfung oder eine Umweltverträg
lichkeitsprüfung durchgeführt worden sein 
(Art. 6 Abs. 1 S. 2 WVO). In Natura-2000-Ge
bieten ist die Nichteinhaltung der Ver
pflichtungen aus Art. 4 Abs. 11 und 12 WVO 
durch ein Projekt ohnehin nur dann ge
rechtfertigt, wenn das Projekt über eine ha
bitatschutzrechtliche Ausnahmegenehmi
gung verfügt (Art. 14 Abs. 16 lit. c) WVO). Vor 
diesem Hintergrund spricht vieles dafür, 
dass die Erteilung einer Ausnahme nach 
der Naturwiederherstellungsverordnung 
eine behördliche Einzelfallprüfung und Ent
scheidung verlangt, sei es im Rahmen einer 
Gesamtgenehmigung oder als Einzelge
nehmigung. 

 

gewässerschutzrechtlichen Ausnahme in Art. 4 Abs. 7 
WRRL und der dazu ergangenen EuGH-Rechtspre
chung im Ergebnis doch eine behördliche Pflicht zur 
Prüfung der Ausnahmevoraussetzungen vor Genehmi
gungserteilung annimmt. 
137 Richtlinie (EU) 2025/2360 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 12. November 2025 zur Bo
denüberwachung und für Bodenresilienz, ABl. EU L v. 
26.11.2025. 
138 Die Erwägungsgründe unionsrechtlicher Sekundär
rechtsakte sind nicht rechtsverbindlich, aber wichtiges 
Auslegungselement zur Bestimmung von Sinn und 
Zweck des Sekundärrechts nach dem Willen des Ge
setzgebers, dazu ausführlich T. Gumpp, Stellenwert der 

VI. Bodenschutzrecht 

Aus dem europäischen Bodenüberwa
chungsgesetz137 dürfte hingegen kein Erfor
dernis zur Durchführung von Genehmi
gungsverfahren folgen. Zwar verpflichtet 
Art. 12 Bodenüberwachungsgesetz die Mit
gliedstaaten im Rahmen des Flächenver
brauchs dazu, bei neuer Bodenversiege
lung und neuem Bodenabtrag bestimmten 
Grundsätzen Rechnung zu tragen, insbes. 
Versiegelung, Abtrag und negative Auswir
kungen zu verringern. Zieht man zur Ausle
gung von Sinn und Zweck der Bestimmun
gen über den Flächenverbrauch in Art. 12 
Bodenüberwachungsgesetz den zugehöri
gen Erwägungsgrund 42 heran138, so soll die 
Vorschrift wohl weder eine Verpflichtung 
zu neuen Genehmigungsverfahren enthal
ten noch die Genehmigung von Tätigkeiten 
verhindern139. 

VII. Zwischenergebnis 

Die UVP-Richtlinie verlangt die Durchfüh
rung einer UVP sowie eines Genehmi
gungsverfahrens für UVP-pflichtige Vorha
ben. Sie überlässt es aber den Mitgliedstaa
ten, ob sie die UVP im Rahmen des Geneh
migungsverfahrens oder als selbständiges 
Verfahren durchführen. Dabei müssen je
doch zum einen die spezifischen verfah
rensrechtlichen Anforderungen an die UVP 
(insb. Durchführung einer Öffentlichkeits
beteiligung) gewahrt sein. Zum anderen 
müssen die Ergebnisse der UVP beim Ge
nehmigungsverfahren gebührend berück
sichtigt werden. 

Daneben verpflichten auch die materiell-
rechtlichen Vorgaben aus dem europäi
schen Habitat-, Arten- und Gewässer-

Erwägungsgründe in der Methodenlehre des Unions
rechts, ZfPW 2022, S. 446. 
139 Der Rat der Europäischen Union geht zudem davon 
aus, dass Art. 12 Bodenüberwachungsgesetz keine Ver
pflichtungen für Übertragungs- oder Verteilernetzinf
rastruktur vorschreibt, und fordert eine entsprechende 
gesetzliche Klarstellung in Art. 8 Abs. 12b EBM-RL-E, 
vgl. Rat der Europäischen Union, Vorschlag für eine 
Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 
zur Änderung der Richtlinien (EU) 2018/2001, (EU) 
2019/944 und (EU) 2024/1788 im Hinblick auf die Be
schleunigung der Genehmigungsverfahren – Allge
meine Ausrichtung, 2025/0400(COD) v. 23.06.2026, 
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-
10740-2026-INIT/de/pdf.  

https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10740-2026-INIT/de/pdf
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-10740-2026-INIT/de/pdf


 

 

 23 

schutz- sowie Naturwiederherstellungs
recht vielfach zu behördlichen Prüfungen 
und Entscheidungen. Es bleibt dabei aber 
den Mitgliedstaaten auch hier überlassen, 
ob sie diese in ein Gesamtgenehmigungs
verfahren integrieren oder hierfür isolierte 
Einzelgenehmigungsverfahren durchfüh
ren.  

Ob es jedoch beim jeweiligen Vorhaben 
überhaupt zu Konflikten mit dem europäi
schen Umweltrecht kommt und damit die 
unionsrechtlichen Prüf- und Entschei
dungspflichten ausgelöst werden, ist eine 
fachlich zu beantwortende Frage im 

konkreten Einzelfall (z. B. Nähe zu und Be
troffenheit von geschützten Habitaten oder 
Arten, Zugriff auf Gewässer etc.). Hierbei 
spielt nicht nur die Ertüchtigungsmaß
nahme als solche (Änderung, Erweiterung, 
Ersatzneubau) eine Rolle, sondern auch der 
dauerhafte Betrieb der ertüchtigten An
lage. Je nach umweltrechtlicher Konflikt
lage können Vorhaben daher europarecht
lich (weitgehend) verfahrensfrei oder aber 
die ggf. notwendigen Einzelgenehmigun
gen einzuholen sein (zu verfahrensrechtli
chen Spielräumen sogleich ausführlich un
ter D.). 



 

 

24 Ertüchtigung des bestehenden 110-kV-Verteilernetzes 

Wie oben unter B.I.1. aufgezeigt, unterlie
gen Ertüchtigungsmaßnahmen im Bereich 
der 110-kV-Freileitungen regelmäßig einer 
Planfeststellungspflicht. Bei der Regelung 
von mehr Verfahrensfreiheit müssten ins
besondere die dargestellten behördlichen 
Prüf- und Entscheidungspflichten aus dem 
europäischen Umweltrecht beachtet wer
den, denen im Einzelfall ggf. durch (Einzel-
)Genehmigungsverfahren Rechnung zu tra
gen ist (dazu C.). Inwieweit auf dieser 
Grundlage bereits nach dem geltenden 
unionsrechtlichen Rechtsrahmen Spiel
räume des deutschen Gesetzgebers zur Re
duzierung von Planfeststellungserforder
nissen bis hin zu einer vollständigen Ver
fahrensfreiheit bestehen, soll nachfolgend 
aufgezeigt werden.  

I. Anzeigeverfahren oder Plange-
nehmigung statt Planfeststellung  

Der deutsche Gesetzgeber könnte zu
nächst eine Ausweitung der bereits beste
henden Möglichkeiten erwägen, be
stimmte planfeststellungspflichtige Vorha
ben durch Plangenehmigung (§ 43 Abs. 4 
EnWG i. V. m. § 74a VwVfG) oder durch An
zeigeverfahren (§ 43f EnWG) zuzulassen, 
anstatt ein umfangreiches Planfeststel
lungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteili
gung durchzuführen. Eine Ausweitung die
ser Verfahrenserleichterungen könnte etwa 
dadurch erreicht werden, dass ihr Anwen
dungsbereich erweitert, die Tatbestandsvo
raussetzungen abgesenkt oder die Rechts
folgen angepasst werden. Dem deutschen 
Gesetzgeber kommt dabei grundsätzlich 
ein weiter Gestaltungsspielraum zu, der 

 
140 U. Ramsauer, in: H.-J. Koch/E. Hofmann/M. Reese 
(Hrsg.), Handbuch Umweltrecht, 6. Aufl. 2024, § 3 
Rn. 140. 
141 Richtlinie 97/11/EG des Rates vom 3. März 1997 zur 
Änderung der Richtlinie 85/337/EWG über die Umwelt
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen 
und privaten Projekten, ABl. EU L 73 v. 14.03.1997, S. 5. 
142 Es gab zuvor kein bundeseinheitliches Zulassungs
verfahren für den Bau von Hochspannungsfreileitun
gen. Da die UVP-Änderungsrichtlinie für UVP-

seine Grenzen jedoch in den Vorgaben des 
Unionsrechts findet.  

1. Spielräume bei UVP-pflichtigen 
Vorhaben 

Bei UVP-pflichtigen Vorhaben sind zu
nächst die dargestellten Vorgaben der 
UVP-Richtlinie einzuhalten (dazu C.I.). Die 
UVP-Richtlinie überlässt es den Mitglied
staaten, ob sie bei den UVP-pflichtigen und 
damit zugleich genehmigungspflichtigen 
Vorhaben die UVP in das Genehmigungs
verfahren integrieren oder in einem eigen
ständigen Verfahren durchführen. Es muss 
in verfahrensrechtlicher Hinsicht jedoch 
insbesondere eine Öffentlichkeitsbeteili
gung gewährleistet sein und zudem müs
sen die Ergebnisse der UVP gebührend 
beim Genehmigungsverfahren berücksich
tigt werden.  

Im deutschen Zulassungsrecht ist die UVP 
als „unselbstständiger Teil verwaltungsbe
hördlicher Verfahren, die Zulassungsent
scheidungen dienen“, ausgestaltet worden 
(§ 4 UVPG) und braucht damit ein Geneh
migungs- bzw. Zulassungsverfahren als 
sog. Trägerverfahren140. Die Planfeststellung 
für Energieleitungen war im Zuge der Um
setzung der UVP-Änderungsrichtlinie 
97/11/EG141 eigens eingeführt worden, um 
ein solches Trägerverfahren für UVP-pflich
tige Hochspannungsfreileitungen zu schaf
fen142. Auch wenn sich das Planfeststel
lungsverfahren aufgrund des Anhörungs
verfahrens (§ 43a EnWG), des Abwägungs
gebots (vgl. § 43 Abs. 3 S. 1 EnWG) sowie sei
ner umfassenden Konzentrationswirkung 
(vgl. § 75 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 VwVfG143) gut als 

pflichtige Vorhaben ein Genehmigungsverfahren ver
langt, hatte sich der Gesetzgeber zur „Einführung eines 
bundeseinheitlichen Zulassungsverfahrens mit umfas
sender Konzentrationswirkung“ in Form des Planfest
stellungsverfahrens entschieden, BT-Drs. 14/4599, S. 161. 
143 Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des 
Vorhabens einschließlich der notwendigen Folgemaß
nahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von 
ihm berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben 
der Planfeststellung sind andere behördliche Entschei
dungen, insbesondere öffentlich-rechtliche 

D. Spielräume für mehr Verfahrensfreiheit bei 
Ertüchtigungen von 110-kV-Freileitungen 
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Trägerverfahren für die UVP eignet144, muss 
das Trägerverfahren nicht zwingend ein 
Planfeststellungsverfahren sein. Hierfür 
kommen auch andere Zulassungsverfahren 
in Betracht (etwa ein immissionsschutz
rechtliches Genehmigungsverfahren oder 
ein Baugenehmigungsverfahren), solange 
die Verfahrensschritte der UVP nach §§ 15 ff. 
UVPG durchgeführt und das Berücksichti
gungsgebot aus § 25 UVPG beachtet wer
den145.  

Wegen der Pflicht zur Durchführung einer 
Öffentlichkeitsbeteiligung scheiden aber 
solche Zulassungsverfahren als Trägerver
fahren aus, die keine den Anforderungen 
des § 18 UVPG entsprechende Öffentlich
keitsbeteiligung vorsehen146. Da das Plan
genehmigungsverfahren ohne Anhörungs
verfahren stattfindet, waren UVP-pflichtige 
Vorhaben bislang wegen der UVP-beding
ten Pflicht zur Öffentlichkeitsbeteiligung 
von der Plangenehmigung ausgeschlossen 
(§ 74 Abs. 6 S. 1 Nr. 3 VwVfG a. F. bzw. § 74a 
Abs. 1 Nr. 3 n. F. VwVfG)147. Durch die jüngs
ten Änderungen des Infrastruktur-Zu
kunftsgesetzes148 wurde jedoch die Mög
lichkeit geschaffen, künftig auch bei UVP-
pflichtigen Vorhaben ein Plangenehmi
gungsverfahren durchzuführen, sodass die
ses Trägerverfahren für die UVP sein kann 
(§ 74a Abs. 4 S. 1 VwVfG). Die Öffentlich
keitsbeteiligung wird durch eine entspre
chende Anwendung der Vorgaben zum An
hörungsverfahren sichergestellt (§ 74a 
Abs. 4 S. 2 i. V. m. § 73 VwVfG)149. Im Hinblick 
auf eine Zulassung über ein Anzeigeverfah
ren müsste für UVP-pflichtige Vorhaben si
chergestellt sein, dass dennoch eine den 
Anforderungen des § 18 UVPG entspre
chende Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt 
(etwa in einem nach Fachrecht erforderli
chen Einzelgenehmigungsverfahren). An
dernfalls müssten UVP-pflichtige Vorhaben 
von der Möglichkeit des Anzeigeverfahrens 

 

Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilli
gungen, Zustimmungen und Planfeststellungen nicht 
erforderlich.  
Es kommt daher zu einer umfassenden Zuständig
keits-, Verfahrens- und Entscheidungskonzentration. 
144 G. Hermes/D. Kupfer, in: K. Bourwieg/J. Hellermann/ 
G. Hermes (Hrsg.), EnWG, 4. Aufl. 2023, § 43 Rn. 187. 
145 U. Ramsauer, in: H.-J. Koch/E. Hofmann/M. Reese 
(Hrsg.), Handbuch Umweltrecht, 6. Aufl. 2024, § 3 
Rn. 144. 
146 U. Ramsauer, in: H.-J. Koch/E. Hofmann/M. Reese 
(Hrsg.), Handbuch Umweltrecht, 6. Aufl. 2024, § 3 
Rn. 140 f. 

ausgenommen werden (wie in § 43f Abs. 1 
S. 1 Nr. 1 EnWG pauschal für alle UVP-pflich
tigen Vorhaben geregelt).  

Für UVP-pflichtige Vorhaben verlangt das 
Berücksichtigungsgebot zudem, dass die 
Ergebnisse der UVP in den maßgebenden 
Entscheidungsprozess über die Zulassung 
des Vorhabens inhaltlich einbezogen wer
den und über die materiell-rechtlichen Vor
gaben im jeweiligen Fachrecht auch zur 
Versagung der Genehmigung führen kön
nen150. Bei der Plangenehmigung ist dem 
über die umfassende Konzentrationswir
kung Rechnung getragen. Bei einer Zulas
sung im Anzeigeverfahren hingegen 
müsste das Berücksichtigungsgebot über 
ein oder ggf. auch mehrere Einzelgenehmi
gungsverfahren gewährleistet sein151. An
dernfalls müssten UVP-pflichtige Vorhaben 
von der Möglichkeit des Anzeigeverfahrens 
ausgenommen werden (wie in § 43f Abs. 1 
S. 1 Nr. 1 EnWG pauschal für alle UVP-pflich
tigen Vorhaben geregelt). 

Alternativ stünde es dem deutschen Ge
setzgeber nach Art. 2 Abs. 2 UVP-RL auch 
frei, sich vom integrativen Ansatz zu lösen 
und die UVP als autonomes Verfahren mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung im nationalen 
Recht auszugestalten. Dann würde es aber 
dennoch eines (Einzel-)Genehmigungsver
fahrens für das Vorhaben bedürfen, in dem 
die Ergebnisse der UVP gebührend berück
sichtigt werden müssen. 

2. Spielräume im Übrigen 

Sowohl für UVP-pflichtige Vorhaben als 
auch für nicht UVP-pflichtige Vorhaben 
sind bei Konflikten mit dem europäischen 
Umweltrecht im Einzelfall zudem (Einzel-
)Genehmigungsverfahren durchzuführen. 
Das europäische Habitat-, Arten- und 

147 W. Neumann/C. Külpmann, in: P. Stelkens/ 
H. J. Bonk/K. Sachs (Hrsg.), VwVfG, 10. Aufl. 2023, § 74 
Rn. 244a.  
148 Infrastruktur-Zukunftsgesetz vom 22. Juli 2026 
(BGBl. I 2026 Nr. 224).  
149 BT-Drs. 21/4099, S. 153. 
150 A. Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 
4. Aufl. 2019, 6. Kapitel Rn. 77. 
151 Siehe etwa zur Berücksichtigung von Umweltauswir
kungen aus der UVP im Rahmen eines Baugenehmi
gungsverfahrens am Beispiel Bayern A. Decker, in: 
J. Busse/S. Kraus (Hrsg.), BayBO, 142. EL 2021, Art. 68 
Rn. 206 ff. 
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Gewässerschutz- sowie Naturwiederherstel
lungsrecht verpflichten bei entsprechen
den Konflikten in der Regel zu behördli
chen Prüfungen und Entscheidungen 
(dazu ausführlich C.). Dabei bleibt es den 
Mitgliedstaaten überlassen, ob sie diese in 
ein Gesamtgenehmigungsverfahren integ
rieren oder hierfür eigenständige Einzelge
nehmigungsverfahren vorsehen.  

Sowohl das Plangenehmigungsverfahren 
als auch die Pflichten zur Einholung ggf. er
forderlicher fachrechtlicher Einzelgenehmi
gungen im Falle einer Zulassung durch An
zeigeverfahren sind zur Wahrung dieser 
Anforderungen geeignet. Entscheidend ist, 
dass die nach dem europäischen Umwelt
recht im Einzelfall erforderlichen behördli
chen Prüfungen und Entscheidungen je
denfalls in einem Einzelgenehmigungsver
fahren durchgeführt werden.  

II. Abschaffung der 
Planfeststellungspflicht  

Über bloße Verfahrenserleichterungen für 
planfeststellungspflichtige Vorhaben hin
ausgehend bestehen für den deutschen 
Gesetzgeber auch unionsrechtliche Spiel
räume zur Abschaffung des Planfeststel
lungsverfahrens für Ertüchtigungen von 
110-kV-Freileitungen. Die Folgen einer et
waigen Abschaffung sowie das davon aus
gehende Beschleunigungspotenzial sind 
dabei aber ebenso im Blick zu behalten wie 
die Regelungsmöglichkeit einer Antragsop
tion für ein fakultatives Planfeststellungs
verfahren.  

 
152 A. A. B. Thyssen/M. Roth, Planungs- und Genehmi
gungsbeschleunigung – Alter Wein in neuen Schläu
chen oder endlich der große Wurf?, NVwZ 2025, S. 884 
(885): „Viele der in Betracht kommenden Ersatzneu
bauten werden im Falle einer Erweiterung insbeson
dere einer UVP-Pflicht unterliegen, so dass eine Aus
nahme von der Planfeststellungspflicht unter gelten
dem Recht nicht in Betracht kommt. Auch Beeinträch
tigungen von FFH-Gebieten oder Artenschutzbelan
gen sind denkbar. An dieser Stelle müsste also zu
nächst das Unionsrecht geändert werden (s. V.), um 
eine Freistellung von der Planfeststellung zu errei
chen.“ 

1. Keine unionsrechtliche Pflicht zur 
Durchführung eines Gesamtgeneh-
migungsverfahrens  

Das Planfeststellungsverfahren könnte 
schon jetzt abgeschafft werden, da das Uni
onsrecht nicht zur Durchführung eines Ge
samtgenehmigungsverfahrens im Sinne 
der deutschen Planfeststellung zwingt152. Es 
müsste aber im Einzelfall den behördlichen 
Prüf- und Entscheidungspflichten aus dem 
europäischen Umweltrecht nachgekom
men werden, sei es durch Durchführung ei
nes anderen Gesamtgenehmigungsverfah
rens (wie etwa dem immissionsschutz
rechtlichen Genehmigungsverfahren) oder 
durch Durchführung von Einzelgenehmi
gungsverfahren. 

Für UVP-pflichtige Vorhaben ist zwar nach 
dem integrativen Ansatz der deutschen 
Umsetzung ein sog. Trägerverfahren für die 
UVP erforderlich, dieses muss aber nicht 
zwingend ein Planfeststellungsverfahren 
mit seinen Besonderheiten sein. Es kom
men auch andere Zulassungsverfahren als 
Trägerverfahren in Betracht, solange die 
Vorgaben der UVP-Richtlinie beachtet wer
den153. Zur Wahrung des Berücksichti
gungsgebots müsste insbesondere sicher
gestellt sein, dass die Ergebnisse der UVP 
wirksam in den Entscheidungsprozess über 
die Zulassung des Vorhabens einfließen – 
eine Aufspaltung der Genehmigung auf 
mehrere Fachentscheidungen durch meh
rere Stellen darf nämlich nicht die Zielset
zung der UVP-Richtlinie unterlaufen154. Bei 
Abschaffung des Planfeststellungsverfah
rens müsste also ein diesen Vorgaben ent
sprechendes Zulassungsverfahren als Auf
fang-Trägerverfahren für die UVP durchge
führt werden155. Alternativ stünde es dem 
deutschen Gesetzgeber nach Art. 2 Abs. 2 
UVP-RL auch frei, die UVP als autonomes 
Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung 

153 U. Ramsauer, in: H.-J. Koch/E. Hofmann/M. Reese 
(Hrsg.), Handbuch Umweltrecht, 6. Aufl. 2024, § 3 
Rn. 144. 
154 EuGH, Urt. v. 03.03.2011 – C-50/09 – Europäische 
Kommission/Irland, Rn. 71 ff. 
155 M. Kloepfer, in: M. Kloepfer (Hrsg.), Umweltrecht, 
4. Aufl. 2016, § 5 Rn. 636; M. Kment, Mindestvorgaben 
der Umweltverträglichkeitsprüfung im immissions
schutzrechtlichen Genehmigungsverfahren, NVwZ 
2024, S. 1609 (1610); B. Thyssen/M. Roth, Planungs- und 
Genehmigungsbeschleunigung – Alter Wein in neuen 
Schläuchen oder endlich der große Wurf?, NVwZ 2025, 
S. 884 (885). 
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auszugestalten. Dann würde es aber den
noch eines (Einzel-)Genehmigungsverfah
rens für das Vorhaben bedürfen, in dem die 
Ergebnisse der UVP gebührend berücksich
tigt werden. 

Sowohl für UVP-pflichtige Vorhaben als 
auch für nicht UVP-pflichtige Vorhaben 
sind zudem die dargestellten Pflichten zu 
behördlichen Prüfungen und Entscheidun
gen zu beachten, die sich aus dem europäi
schen Umweltrecht ergeben. Da es den 
Mitgliedstaaten überlassen ist, ob sie die 
Prüfungen und Entscheidungen in ein Ge
samtgenehmigungsverfahren integrieren 
oder hierfür Einzelgenehmigungsverfahren 
durchführen, stehen diese Pflichten der Ab
schaffung der Planfeststellung als Ge
samtgenehmigungsverfahren nicht per se 
entgegen. Entscheidend ist aber, dass die 
nach dem europäischen Umweltrecht im 
Einzelfall erforderlichen Prüfungen und 
Entscheidungen jedenfalls in einem Einzel
genehmigungsverfahren durchgeführt 
werden. 

2. Folgen einer abgeschafften 
Planfeststellungspflicht  

Eine Abschaffung der formalen Planfest
stellungspflicht würde den Vorhabenträger 
jedoch nicht von der Einhaltung der gelten
den materiell-rechtlichen Anforderungen 
entbinden – das Vorhaben muss die öffent
lich-rechtlichen Vorschriften einhalten156. 
Da mit einer Abschaffung des Planfeststel
lungsverfahrens auch die damit verbun
dene umfassende Konzentrationswirkung 
(§ 75 Abs. 1 S. 1 Hs. 2 VwVfG) entfällt, müsste 
der Vorhabenträger die aufgrund einschlä
giger Fachgesetze ggf. erforderlichen 

 
156 Zum Straßenrecht C. Bauer/F. Wörner, § 17 FStrG 
und § 14c UVPG nF – praktische Umsetzungsfragen am 
Beispiel von Ersatzneubauten von Brückenbauwerken, 
IR 2024, S. 243 (246); bei Verfahrensfreiheit im Bauge
nehmigungsverfahren explizit geregelt in den Bauord
nungen der Länder (etwa § 50 Abs. 5 S. 1 LBO BW, 
Art. 55 Abs. 2 BayBO, § 62 Abs. 2 S. 1 ThürBO). 
157 M. Elspaß/C. Schwoon, Energiewende ohne Erdka
bel? Das Verfahrensregime zur Zulassung von Erdka
beln in EnWG, EnLAG und NABEG, NVwZ 2012, S. 1066 
(1067).  
158 Ausführlich zur Beachtung naturschutzrechtlicher 
Belange bei Verfahrensfreiheit am Beispiel von Photo
voltaik-Freiflächenanlagen Kompetenzzentrum Natur
schutz und Energiewende, Verfahrensfreistellung von 
Photovoltaik-Freiflächenanlagen – Auswirkungen auf 
die Beachtung naturschutzrechtlicher Belange, 

Einzelgenehmigungen in eigener Verant
wortung bei den zuständigen Fachbehör
den einholen157. Das sind z. B. erforderliche 
Baugenehmigungen nach den Landesbau
ordnungen, Waldumwandlungsgenehmi
gungen, artenschutzrechtliche Ausnahmen 
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG, naturschutz
rechtliche Befreiungen im Sinne des § 67 
BNatSchG, Ausnahmen vom Biotopschutz 
gemäß § 30 Abs. 3 BNatSchG, Abwei
chungsentscheidungen bei erheblichen 
Beeinträchtigungen des Natura-2000-Ge
biets nach § 34 Abs. 3 BNatSchG, Genehmi
gungen für Eingriffe in Natur und Land
schaft nach § 17 Abs. 3 BNatSchG und was
serrechtliche Erlaubnisse und Bewilligun
gen nach § 8 WHG158. Gerade bei Ertüchti
gungen im bestehenden Verteilernetz kön
nen solche Einzelgenehmigungen häufig 
erforderlich werden, da es sich nicht um 
punktförmige, sondern linienförmige Infra
struktur handelt, deren Verlauf zudem 
durch den Verlauf der Bestandstrasse vor
geprägt ist159. 

Beim Vorhabenträger können ggf. Rechts
unsicherheiten darüber bestehen, welche 
Belange in welchem Umfang durch sein 
Vorhaben berührt sind. Das Fachwissen zu 
den betroffenen Belangen und einzuhal
tenden Anforderungen ist zu einem gewis
sen Teil bei den jeweiligen Fachbehörden 
gebündelt, die zudem erhebliche Ausle
gungs-, Anwendungs- und Beurteilungs
spielräume beim Vollzug der einzelnen 
fachrechtlichen Anforderungen haben. Der 
Vorhabenträger müsste selbst prüfen, ob 
sein Vorhaben – auch aus der Sicht der Be
hörde – die fachrechtlichen Vorgaben 
wahrt und ob ggf. eine entsprechende be
hördliche Einzelgenehmigung erforderlich 
ist.  

20.03.2026, https://www.naturschutz-energie
wende.de/download/verfahrensfreistellung-von-photo
voltaik-freiflaechenanlagen/.  
159 Nach § 43 Abs. 3 EnWG ist die Prüfung von Trassen
alternativen bei Ersatzneubauten, Änderungen und Er
weiterungen grundsätzlich auf den Raum in und un
mittelbar neben der Bestandstrasse beschränkt. Au
ßerhalb dieses Raumes sind Trassenvarianten nur aus 
zwingenden Gründen zu prüfen. Solche zwingenden 
Gründe nimmt das Gesetz insbesondere dann an, 
wenn die FFH-Verträglichkeitsprüfung die Unzulässig
keit des Projekts ergeben (§ 34 Abs. 2 BNatSchG) oder 
das Vorhaben gegen die artenschutzrechtlichen Zu
griffsverbote aus § 44 Abs. 5 BNatSchG verstoßen 
würde und daher eine habitat- bzw. artenschutzrechtli
che Ausnahme erforderlich wäre. 

https://www.naturschutz-energiewende.de/download/verfahrensfreistellung-von-photovoltaik-freiflaechenanlagen/
https://www.naturschutz-energiewende.de/download/verfahrensfreistellung-von-photovoltaik-freiflaechenanlagen/
https://www.naturschutz-energiewende.de/download/verfahrensfreistellung-von-photovoltaik-freiflaechenanlagen/
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Es käme also zu einer teilweisen Risiko- 
und Verantwortungsverlagerung bezüglich 
der Einhaltung materiell-rechtlicher Vorga
ben von der Behörde auf den Vorhabenträ
ger160. Bei einem rechtswidrigen Verhalten 
ist der Vorhabenträger dem Risiko eines re
pressiven Einschreitens der Fachbehörden 
zur Durchsetzung des materiellen Rechts 
ausgesetzt, etwa durch nachträgliche An
ordnungen161. Mit dem Entfall der Planfest
stellung könnte sich der Vorhabenträger 
aber nicht mehr auf die gestattende und 
legalisierende Wirkung der Planfeststel
lung berufen (§ 75 Abs. 1 S. 1 VwVfG), die ihn 
in den Grenzen der Genehmigung grund
sätzlich vor einem repressiven Einschreiten 
schützen würde162. Eine Legalisierungswir
kung bestünde nur noch im Rahmen ggf. 
erteilter Einzelgenehmigungen. Auswirkun
gen können sich auch mit Blick auf Ansprü
che aus dem Umweltschadensgesetz erge
ben. Bei Biodiversitätsschäden etwa kann 
sich der Vorhabenträger nur auf die Enthaf
tungsregelung des § 19 Abs. 1 S. 2 BNatSchG 
für „legalisierte“ Biodiversitätsschäden be
rufen, sofern erhebliche nachteilige Auswir
kungen auf bestimmte Arten und natürli
che Lebensräume von der zuständigen Be
hörde ermittelt und genehmigt wurden 
oder zulässig sind163. Die Planfeststellung 
würde hierbei als Legalisierung wegfallen 
und der Vorhabenträger könnte sich allen
falls mit Blick auf ggf. erteilte Einzelgeneh
migungen noch auf die Enthaftungsrege
lung stützen. Zudem sieht sich der Vorha
benträger gesteigerten Klagerisiken ausge
setzt. Denn es entfällt die rechtsgestal
tende Wirkung der Planfeststellung nach 
§ 75 Abs. 1 S. 2, Abs. 2 VwVfG, die mit Be
standskraft des Planfeststellungsbeschlus
ses zu einem umfassenden Ausschluss 

 
160 So auch B. Thyssen/M. Roth, Planungs- und Geneh
migungsbeschleunigung – Alter Wein in neuen 
Schläuchen oder endlich der große Wurf?, NVwZ 2025, 
S. 884 (885). 
161 Ausführlich zu den Folgen der Nichteinhaltung öf
fentlich-rechtlicher Vorschriften am Beispiel verfah
rensfreier Photovoltaik-Freiflächenanlagen Kompe
tenzzentrum Naturschutz und Energiewende, Verfah
rensfreistellung von Photovoltaik-Freiflächenanlagen – 
Auswirkungen auf die Beachtung naturschutzrechtli
cher Belange, 20.03.2026, S. 13 f. 
162 Zur Legalisierungswirkung von Genehmigungen im 
Umweltrecht M. Beckmann/A. Wittmann, in: R. von 
Landmann/G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, 109. EL 
2026, § 1 USchadG Rn. 24. 
163 M. Beckmann/A. Wittmann, in: R. von Landmann/ 
G. Rohmer (Hrsg.), Umweltrecht, 109. EL 2026, § 1 

etwaiger öffentlich-rechtlicher und zivil
rechtlicher Ausgleichsansprüche Dritter 
führt164. Daher könnten insbesondere auch 
zivilrechtliche Ansprüche Dritter auf Unter
lassung, Beseitigung und Schadensersatz 
etwa nach §§ 823, 861, 906 ff., 1004 Bürgerli
ches Gesetzbuch (BGB)165 drohen166.  

Des Weiteren entfällt mit dem Planfeststel
lungsverfahren die enteignungsrechtliche 
Vorwirkung des Planfeststellungsbeschlus
ses bzw. der Plangenehmigung (§ 45 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2 EnWG), die Eingriffe in das Pri
vateigentum erleichtert167. Der festgestellte 
oder genehmigte Plan ist einem Enteig
nungsverfahren zugrunde zu legen und für 
die Enteignungsbehörde bindend (§ 45 
Abs. 1 Nr. 1, Abs. 2 EnWG), sodass es keiner 
weiteren Feststellung der Zulässigkeit der 
Enteignung mehr bedarf. Würde die Plan
feststellungspflicht abgeschafft und ent
fiele die enteignungsrechtliche Vorwir
kung, müsste die Zulässigkeit der Enteig
nung gesondert festgestellt werden (§ 45 
Abs. 1 Nr. 3 EnWG)168. 

Will der Gesetzgeber die mit einer Abschaf
fung der Planfeststellungspflicht verbunde
nen Rechtsunsicherheiten sowie die teil
weise Risiko- und Verantwortungsverlage
rung auf den Vorhabenträger vermeiden, 
könnte er – in den engen unionsrechtlichen 
Grenzen – ergänzend auch materiell-recht
lichen Wirkungen hinsichtlich der Verein
barkeit der Vorhaben mit den Anforderun
gen des materiellen Rechts erwägen. Ver
fahrensfreiheit als allein verfahrensbe
schleunigender Ansatz führt nämlich nicht 
zu einer Reduzierung einzuhaltender mate
riell-rechtlicher Anforderungen.  

USchadG Rn. 26; C. Schrader, in: L. Giesberts/M. Rein
hardt (Hrsg.), Umweltrecht, 78. Ed. 2026, § 19 BNatSchG 
Rn. 29 ff. 
164 N. Kämper, in: J. Bader/M. Ronellenfitsch (Hrsg.), 
VwVfG, 71. Ed. 2026, § 75 Rn. 8. 
165 Bürgerliches Gesetzbuch in der Fassung der Be
kanntmachung vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 
2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes 
vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226) geändert wor
den ist. 
166 BGH, NJW 2005, S. 660 (662). 
167 N. Kämper, in: J. Bader/M. Ronellenfitsch (Hrsg.), 
VwVfG, 71. Ed. 2026, § 75 Rn. 15 f. 
168 Zum Zulässigkeitsfeststellungsverfahren ausführlich 
S. Riege, in: L. Assmann/M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK 
EnWG, 18. Ed. 2026, § 45 Rn. 48 ff. 
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3. Beschleunigungspotenzial durch 
Abschaffung der Planfeststellungspflicht 

Ob die im Einzelfall ggf. erforderlichen Ein
zelgenehmigungen schneller und mit ge
ringerem Aufwand eingeholt werden kön
nen als ein Planfeststellungsbeschluss in ei
nem Planfeststellungsverfahren, wird un
terschiedlich bewertet169. Bei Einzelgeneh
migungsverfahren könnten sich Verfah
rensverzögerungen daraus ergeben, dass 
sie bei unterschiedlichen Fachbehörden 
einzuholen sind und keine Koordination 
durch eine übergeordnete Behörde wie die 
Planfeststellungsbehörde erfolgt. Insbeson
dere eine defizitäre personelle und sachli
che Ausstattung der Fachbehörden kann 
daher zu Verzögerungen führen. Im Falle 
eines Enteignungsverfahrens müsste zu
dem die Zulässigkeit der Enteignung in ei
nem gesonderten Verfahren festgestellt 
werden.  

Dem stünden aber zahlreiche Vorteile 
durch Abschaffung der Planfeststellung ge
genüber, die sich beschleunigend auf den 
Verteilernetzausbau auswirken könnten. 
Bei der Planfeststellung handelt es sich um 
ein hochkomplexes und zeitintensives Ver
waltungsverfahren mit einer Vielzahl ver
fahrens- und materiell-rechtlicher Anforde
rungen, das einen hohen Aufwand beim 
Vorhabenträger und den Behörden auslöst, 
um das Vorhaben hinsichtlich aller von ihm 
berührten öffentlichen und privaten Be
lange zu prüfen170. So muss der Vorhaben
träger bereits zur Einleitung des Planfest
stellungsverfahrens einen Plan einreichen, 
der eine Gesamtwürdigung des Vorhabens 
und seiner Auswirkungen ermöglicht171. Der 
Plan muss alle für die Bewertung der zu er
wartenden Auswirkungen relevanten bauli
chen, technischen, ökologischen und sons
tigen Gesichtspunkte des Vorhabens abbil
den172. Demgegenüber würden sich Antrag 
und beizubringende Unterlagen für 

 
169 Nach Auffassung von S. Riege, in: L. Assmann/ 
M. Peiffer (Hrsg.), BeckOK EnWG, 18. Ed. 2026, § 43 
Rn. 54 und M. Kment, in: M. Kment (Hrsg.), Energiewirt
schaftsgesetz, 3. Aufl. 2023, § 43 Rn. 26 sind Einzelge
nehmigungsverfahren zügiger realisierbar; dagegen 
halten M. Elspaß/C. Schwoon, Energiewende ohne Erd
kabel? Das Verfahrensregime zur Zulassung von Erd
kabeln in EnWG, EnLAG und NABEG, NVwZ 2012, 
S. 1066 (1067 und 1071) das Planfeststellungsverfahren 
für das gegenüber Einzelgenehmigungsverfahren 
schnellere Verfahren. 
170 Siehe etwa M. Deutsch, Rechtsprobleme der Plan
feststellung aus anwaltlicher Sicht, DVBl 2019, S. 1437 

Einzelgenehmigungsverfahren allein auf 
die von der Fachbehörde zu prüfende Aus
nahme, Befreiung, Abweichung und sonsti
gen Entscheidungen beschränken. Das er
möglicht dem Vorhabenträger insbeson
dere ein zeitlich gestaffeltes und auf be
stimmte Belange beschränktes Vorgehen 
bei der Erstellung von Unterlagen und der 
Einholung von Einzelgenehmigungen. Fer
ner würden sich Kapazitätsengpässe bei 
der Planfeststellungsbehörde oder Verzö
gerungen in der Verfahrenskoordination 
zwischen Planfeststellungsbehörde und 
Fachbehörden nicht mehr auswirken. Zu
dem sind bei Einzelgenehmigungen nur 
diejenigen Behörden involviert, bei denen 
der Vorhabenträger die erforderlichen Ein
zelgenehmigungen einzuholen hat, wohin
gegen im Planfeststellungsverfahren alle 
Behörden beteiligt werden, deren Aufga
benbereich durch das Vorhaben berührt 
wird (§ 43a Abs. 4 EnWG i. V. m. § 73 Abs. 2 
VwVfG). Das können zusätzlich zu den für 
die Erteilung notwendiger Einzelgenehmi
gungen zuständigen Fachbehörden insbe
sondere auch solche Behörden sein, deren 
Stellungnahmen einzuholen, deren Beneh
men herzustellen oder deren Einverneh
men etc. fachgesetzlich vorgesehen ist173. 
Ferner ist im Planfeststellungsverfahren 
eine Anhörung der betroffenen Öffentlich
keit sowie anerkannter Vereinigungen un
ter Wahrung entsprechender Auslegungs- 
und Einwendungsfristen und ggf. ein Erör
terungstermin durchzuführen (§ 43a EnWG 
i. V. m. § 73 VwVfG). Bei Einzelgenehmi
gungsverfahren bestehen nur teilweise Mit
wirkungsrechte anerkannter Vereinigun
gen (vgl. etwa § 63 BNatSchG). Auch eine 
Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit 
oder von Nachbarn ist dort nur teilweise 
vorgesehen (etwa bei wasserrechtlichen 
Bewilligungsverfahren gem. § 11 Abs. 2 
WHG oder Baugenehmigungsverfahren 
nach den Landesbauordnungen). Vor allem 

(1441); T. Krappel, in: J. Ziekow (Hrsg.), Handbuch des 
Fachplanungsrechts, 3. Aufl. 2024, § 1 Rn. 38; 
J. Matthei/A. Avdullahu/S. Mackenbach/K. Klemt-Al
bert, Untersuchungen zur Optimierung im Planfest
stellungsverfahren im Kontext jüngster gesetzlicher 
Reformen, NuR 2025, S. 388. 
171 R. Dix, in: C. Theobald/J. Kühling (Hrsg.), Energierecht, 
131. EL 2025, § 43 EnWG Rn. 123. 
172 R. Dix, in: C. Theobald/J. Kühling (Hrsg.), Energie
recht, 131. EL 2025, § 43 EnWG Rn. 123. 
173 N. Kämper, in: J. Bader/M. Ronellenfitsch (Hrsg.), 
VwVfG, 71. Ed. 2026, § 73 Rn. 17. 
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aber entfällt die umfassende fachplaneri
sche Abwägung aller vom Vorhaben be
rührten öffentlichen und privaten Belange 
durch die Planfeststellungsbehörde (§ 43 
Abs. 3 EnWG).  

Die Planfeststellung hat schließlich den 
Ruf, fehler- und damit auch rechtsmittelan
fälliger zu sein174. Dadurch können Planer
gänzungsverfahren zur Heilung erheblicher 
Abwägungsfehler erforderlich werden (§ 75 
Abs. 1a VwVfG). Da das Abwägungsgebot 
zudem ein drittschützendes Recht auf ge
rechte Abwägung verleiht175, können An
trags- und Klageverfahren Dritter auch we
gen einer möglichen Verletzung des Abwä
gungsgebots möglich sein. Diese wirken 
sich zwar nicht verzögernd auf den Zeit
raum von der Planeinreichung bis zur be
hördlichen Planfeststellung aus, können 
aber ggf. die Vorhabenrealisierung nach 
Planfeststellung durch gerichtliche Verfah
ren zur Überprüfung verzögern.  

4. Antragsoption 

Angesichts der dargestellten Konsequen
zen einer abgeschafften Planfeststellungs
pflicht und zur Gewährleistung einer hohen 
Flexibilität für den Vorhabenträger könnte 
sich die Regelung einer fakultativen Plan
feststellungsmöglichkeit anbieten. Diese 
würde die Durchführung eines Planfeststel
lungsverfahrens auf Antrag des Vorhaben
trägers ermöglichen. Etwa bei einer nicht 
erzielbaren Einigung mit betroffenen 
Grundstückseigentümern könnte dann auf 
ein Planfeststellungsverfahren mit enteig
nungsrechtlicher Vorwirkung zurückgegrif
fen werden. Unter Umständen könnte eine 
solche Antragsoption aber auch „falsche“ 
Anreize zur Durchführung aufwendiger 
Planfeststellungsverfahren bei einfach ge
lagerten Sachverhalten setzen, bei denen 
eigentlich kein Bedürfnis für ein Planfest
stellungsverfahren besteht. Das könnte den 
durch Abschaffung der Planfeststellungs
pflicht bezweckten Beschleunigungseffekt 
konterkarieren. 

 
174 So M. Beckmann, in: W. Erbguth/W. Kluth (Hrsg.), 
Planungsrecht in der gerichtlichen Kontrolle, 2012, 
S. 123 (125). 

5. Zwischenergebnis 

Die Planfeststellungspflicht könnte schon 
nach dem geltenden Rechtsrahmen abge
schafft werden, sofern jedenfalls die uni
onsrechtlich im Einzelfall ggf. erforderli
chen (Einzel-)Genehmigungsverfahren 
durchgeführt werden. Dadurch würde der 
Vorhabenträger jedoch nicht von der Ein
haltung der geltenden materiell-rechtli
chen Anforderungen befreit. Er müsste ei
genverantwortlich prüfen, ob sein Vorha
ben die Anforderungen einhält und ggf. 
nach Fachrecht erforderliche Einzelgeneh
migungen bei den zuständigen Fachbehör
den einholen. Das könnte mit Rechtsunsi
cherheiten behaftet sein. Es käme zu einer 
teilweisen Risiko- und Verantwortungsver
lagerung auf den Vorhabenträger, der sich 
insbesondere nicht mehr auf die legalisie
rende Wirkung der Planfeststellung beru
fen könnte, sondern allenfalls noch auf die 
der ggf. erteilten Einzelgenehmigungen. 
Mit dem Planfeststellungsverfahren würde 
jedoch auch ein hochkomplexes und zeitin
tensives Verwaltungsverfahren entfallen, 
das einen hohen Aufwand bei Behörden 
und Vorhabenträgern auslöst. Um dem 
Vorhabenträger – etwa im Hinblick auf die 
enteignungsrechtliche Vorwirkung der 
Planfeststellung – mehr Flexibilität zu ge
währleisten, könnte sich ggf. ein Wahlrecht 
bzw. eine Planfeststellungsmöglichkeit an
bieten. 

III. Vollständige Verfahrensfreiheit 

Eine vollständige Verfahrensfreiheit durch 
Abschaffung auch der Pflichten zur Einho
lung nach Fachrecht ggf. erforderlicher Ein
zelgenehmigungen könnte der deutsche 
Gesetzgeber derzeit nicht regeln. Behördli
che Prüf- und Entscheidungspflichten aus 
dem europäischen Umweltrecht verpflich
ten im Einzelfall ggf. zur Durchführung von 
(Einzel-)Genehmigungsverfahren.  

175 BVerwG, NJW 1975, S. 1373 (1376). 
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1. Unionsrechtlich erforderliche (Einzel-) 
Genehmigungsverfahren 

Für UVP-pflichtige Vorhaben verlangt die 
UVP-Richtlinie die Durchführung eines Ge
nehmigungsverfahrens sowie die gebüh
rende Berücksichtigung der UVP-Ergeb
nisse im Genehmigungsverfahren. Dane
ben verpflichten – je nach umweltrechtli
cher Konfliktlage im Einzelfall – auch das 
europäische Habitat-, Arten- und Gewässer
schutz- sowie Naturwiederherstellungs
recht weitgehend zur behördlichen Prü
fung der Vorgaben sowie zu einer behördli
chen Entscheidung über die Erteilung einer 
diesbezüglich ggf. erforderlichen Aus
nahme. Diesen Vorgaben muss im Einzelfall 
ggf. über Einzelgenehmigungsverfahren 
Rechnung getragen werden. 

Es könnten zwar schon nach dem beste
henden europäischen Rechtsrahmen Spiel
räume für eine Herausnahme bestimmter 
Strominfrastrukturvorhaben aus der natio
nalen UVP-Vorprüfungspflicht bestehen 
(dazu sogleich unter D.IV.1.). Hierüber 
würde allerdings nur die UVP-bedingte 
Pflicht zur Durchführung eines Genehmi
gungsverfahrens entfallen. Den behördli
chen Prüf- und Entscheidungspflichten aus 
dem europäischen Umweltrecht müsste im 
Einzelfall dennoch nachgekommen wer
den. Diese bestünden als Hemmnis für eine 
vollständige Verfahrensfreiheit fort. 

Über diese Hürden kann auch das bereits 
im unionsrechtlichen Rechtsrahmen beste
hende und in nationales Recht umgesetzte 
Beschleunigungsinstrument der Infrastruk
turgebiete nicht hinweghelfen, vgl. Art. 15e 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie (EE-RL)176 
bzw. §§ 14f, 43n Abs. 1 EnWG. Innerhalb aus
gewiesener Infrastrukturgebiete kann zwar 
von der UVP(-Vorprüfung), der FFH-Ver
träglichkeitsprüfung und einer arten
schutzrechtlichen Prüfung befreit werden 
bzw. können diese Prüfpflichten jedenfalls 
modifiziert werden. Allerdings ist in Infra
strukturgebieten dennoch ein Genehmi
gungsverfahren mit einem behördlichen 
Screening durchzuführen. Eine vollständige 
Verfahrensfreiheit wird hierüber daher 
nicht ermöglicht. 

 
176 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 11. Dezember 2018 zur 

2. Pflicht zur Einhaltung materiell-
rechtlicher Vorgaben 

Selbst wenn eine vollständige Verfahrens
freiheit unionsrechtlich zulässig wäre, 
würde diese nur zum Entfall formaler be
hördlicher Prüfpflichten führen. Der Vorha
benträger wäre aber nicht von der Pflicht 
zur Einhaltung der geltenden materiell-
rechtlichen Anforderungen befreit. Die 
diesbezügliche Risiko- und Verantwor
tungsverlagerung auf den Vorhabenträger 
würde sich – verglichen mit dem Entfall des 
Planfeststellungsverfahrens – noch einmal 
verschärfen, da er sich hier bei einem re
pressiven Einschreiten der Behörden oder 
etwaigen Haftungsansprüchen aus dem 
Umweltschadensrecht nicht einmal mehr 
auf die Legalisierungswirkung von ggf. er
teilten Einzelgenehmigungen berufen 
kann.  

3. Zwischenergebnis 

Eine vollständige Verfahrensfreiheit durch 
Abschaffung auch der Pflichten zur Einho
lung von nach Fachrecht ggf. erforderli
chen Einzelgenehmigungen ist unions
rechtlich derzeit nicht zulässig. Sie würde 
den Vorhabenträger im Übrigen ebenfalls 
nicht von der Einhaltung materiell-rechtli
cher Anforderungen befreien und die Prüf
last bzw. das Risiko einer Nichteinhaltung 
des materiellen Rechts vollständig auf den 
Vorhabenträger verlagern. 

IV. Nutzung von Umsetzungs- und 
Konkretisierungsspielräumen aus 
dem Unionsrecht 

Weitere Spielräume in Sachen Verfahrens
freiheit könnten für den nationalen Gesetz
geber sowohl im UVP-Recht über die Um
setzungsspielräume der UVP-Richtlinie als 
auch im materiellen europäischen Umwelt
recht über die Nutzung von Konkretisie
rungsspielräumen bestehen.  

Förderung der Nutzung von Energie aus erneuerbaren 
Quellen, ABl. EU L 328 v. 21.12.2018, S. 82. 
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1. UVP-Recht 

Wie oben unter C.I. erwähnt, existieren 
schon im bestehenden europäischen 
Rechtsrahmen Spielräume für eine Heraus
nahme bestimmter Strominfrastrukturvor
haben aus der nationalen UVP-Vorprü
fungspflicht und damit zugleich für eine 
Befreiung dieser Vorhaben von der UVP-
bedingten Pflicht zur Durchführung eines 
Genehmigungsverfahrens. Dabei muss sich 
der deutsche Gesetzgeber allerdings inner
halb der Umsetzungsspielräume der UVP-
Richtlinie bewegen.  

Die UVP-Richtlinie schreibt für gewisse Pro
jekte eine Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung vor. Eine 
unbedingte UVP-Pflicht besteht allerdings 
nur für den „Bau von Hochspannungsfrei
leitungen für eine Stromstärke von 220 kV 
oder mehr und mit einer Länge von mehr 
als 15 km“ (Anhang I Nr. 20 UVP-RL), mithin 
nicht bei Verteilernetzen der 110-kV-Ebene 
oder darunter. Für andere Vorhaben zur 
„Beförderung elektrischer Energie über 
Freileitungen“ (Anhang II Nr. 3 lit. b) UVP-
RL) sowie deren Änderung oder Erweite
rung (Anhang II Nr. 13 lit. a) UVP-RL) und 
damit auch bei Freileitungen im Verteiler
netzbereich gibt die Richtlinie dagegen ei
nen Ermessensspielraum der Mitgliedstaa
ten vor, ob sie diese Vorhaben einer Pflicht 
zur Umweltverträglichkeitsprüfung unter
stellen (Art. 4 Abs. 2 S. 1 UVP-RL). Hierfür 
können sie eine (behördliche) Einzelfallun
tersuchung oder – auf Grundlage einer ge
neralisierenden Bewertung – nationale 
Schwellenwerte bzw. Kriterien vorsehen 
oder beide Ansätze kombinieren (Art. 4 
Abs. 2 S. 2 und 3 UVP-RL). Dabei müssen sie 
jeweils die Auswahlkriterien aus Anhang III 
der UVP-RL berücksichtigen (Merkmale des 
Projekts, Standortmerkmale und Merkmale 

 
177 EuGH, Urt. v. 25.05.2023 – C-575/21 – WertInvest Ho
telbetrieb, Rn. 39; EuGH, Urt. v. 22.10.1998 – C-301/95 – 
Kommission/Deutschland, Rn. 45; EuGH, Urt. v. 
24.10.1996 – C-72/95 – Aannemersbedrijf 
P. K. Kraaijeveld BV u. a./Gedeputeerde Staten van 
Zuid-Holland, Rn. 50. 
178 EuGH, Urt. v. 25.05.2023 – C-575/21 – WertInvest Ho
telbetrieb, Rn. 39; EuGH, Urt. v. 22.10.1998 – C-301/95 – 
Kommission/Deutschland, Rn. 45; EuGH, Urt. v. 
24.10.1996 – C-72/95 – Aannemersbedrijf 
P. K. Kraaijeveld BV u. a./Gedeputeerde Staten van 
Zuid-Holland, Rn. 50. 

der zu erwartenden Umweltauswirkung, 
Art. 4 Abs. 3 UVP-RL).  

Nach der Rechtsprechung des EuGH ist der 
Ermessensspielraum der Mitgliedstaaten 
aus Art. 4 Abs. 2 UVP-RL, ob sie in Anhang II 
gelistete Vorhaben einer Pflicht zur Um
weltverträglichkeitsprüfung unterstellen, 
zwar grundsätzlich weit177. Der Ermessens
spielraum wird jedoch durch Art. 2 Abs. 1 
UVP-RL begrenzt. Danach müssen Projekte 
vor ihrer Genehmigung einer Prüfung ihrer 
Auswirkungen auf die Umwelt unterzogen 
werden, wenn aufgrund ihrer Art, Größe 
oder ihres Standorts mit erheblichen Um
weltauswirkungen zu rechnen ist178. Dabei 
ist die Erheblichkeit von Umweltauswirkun
gen eine Wertungsfrage, die sich nach den 
einschlägigen fachrechtlichen Vorschriften 
bestimmt (z. B. Immissionsschutzrecht, Ar
tenschutzrecht etc.)179. Gemeint sind solche 
Auswirkungen, die an die Zulässigkeits
schwelle heranreichen und damit auf das 
„Wie“ der Genehmigungsentscheidung Ein
fluss nehmen können180. Bei Änderungs- 
und Erweiterungsvorhaben bezieht sich die 
UVP(-Vorprüfung) dabei allein auf die Än
derung bzw. Erweiterung und damit ledig
lich auf das Delta zur Bestandsanlage181. Der 
Bestand wird hier als Vorbelastung berück
sichtigt und nur danach gefragt, ob zusätz
liche oder andere nachteilige Umweltaus
wirkungen hervorgerufen werden können, 
die erheblich sind. Ist auf Grundlage einer 
generalisierenden Bewertung mit keinen 
erheblichen Umweltauswirkungen zu rech
nen, muss für solche Projekte keine UVP-
(Vorprüfungs-)Pflicht vorgesehen werden. 
So ist dies etwa in Deutschland für Umbe
seilungen, Zubeseilungen und standort
nahe Maständerungen nach Maßgabe von 
§ 43f Abs. 2 EnWG oder generell für Freilei
tungen unterhalb der 110 kV-Ebene gere
gelt worden.  

179 S. Bauer, in: M. Beckmann/M. Kment (Hrsg.), UVPG, 
6. Aufl. 2023, § 3 Rn. 16 m. w. N.; siehe auch BVerwG, Urt. 
v. 17.12.2023 – 4 A 1/13, juris Rn. 37. 
180 S. Bauer, in: M. Beckmann/M. Kment (Hrsg.), UVPG, 
6. Aufl. 2023, § 3 Rn. 17 m. w. N.; siehe auch BVerwG, Urt. 
v. 17.12.2023 – 4 A 1/13, juris Rn. 37 ff. 
181 OVG Berlin, Urt. v. 18.12.2024 – 7 A 39/24, juris 
Rn. 44 ff.; OVG Münster, Urt. v. 06.09.2024 – 22 D 
106/23.AK, juris Rn. 41 f.; M. Kohls/B. Boestra, Aktuelle 
Beschleunigungsgesetzgebung zum Netzausbau – EU-
Notfall-Verordnung, RED III und Umsetzung in 
Deutschland (Teil 1), EnWZ 2024, S. 69 (77); H.-J. Pe
ters/S. Balla/T. Hesselbarth, UVPG, 4. Aufl. 2019, § 9 
Rn. 12 f. 
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Diese Ermessensspielräume bei der Frage 
der UVP-Pflichtigkeit könnten insbeson
dere für solche 110-kV-Verteilernetzvorha
ben relevant sein, die zwar nach nationaler 
Richtlinienumsetzung einer UVP-Vorprü
fungspflicht unterstellt wurden, bei denen 
aber die bislang durchzuführende UVP-Vor
prüfung in der Regel182 ergibt, dass das Vor
haben keine erheblichen nachteiligen Um
weltauswirkungen haben kann und damit 
keine UVP durchgeführt werden muss. Da
bei wäre aber zu beachten, ob UVP-Vorprü
fungen nur deshalb nicht zu einer UVP-
Pflicht führen, weil im Vorprüfungsverfah
ren festgestellte erhebliche Umweltauswir
kungen durch Änderungen oder Umpla
nungen des Projekts ausgeräumt werden. 
In diesen Fällen würde die UVP-Vorprüfung 
gerade ihren Zweck erfüllen, erhebliche 
nachteilige Umweltauswirkungen zu erken
nen und zu vermeiden.  

Regelungstechnisch könnte eine Heraus
nahme bestimmter 110-kV-Verteilernetzvor
haben aus der nationalen UVP-Vorprü
fungspflicht etwa über eine Anhebung der 
aktuellen nationalen Prüfwerte für die UVP-
Vorprüfungspflicht erwogen werden 
(Ziff. 19.1.2 bis 19.1.5 Anlage 1 zum UVPG). Der 
Festlegung dieser Prüfwerte für die UVP-
Vorprüfungspflicht lag die gesetzgeberi
sche Beurteilung zugrunde, dass bei Vorha
ben unterhalb der Prüfwerte im Regelfall 
keine erheblichen nachteiligen Umweltaus
wirkungen zu erwarten sind183.  

Ferner könnten Sondervorschriften zur 
UVP-(Vorprüfungs-)Pflicht für bestimmte 
Vorhabenkategorien in Erwägung gezogen 
werden, wie sie etwa für die bereits 

 
182 Noch enger M. Kment, Mindestvorgaben der Um
weltverträglichkeitsprüfung im immissionsschutz
rechtlichen Genehmigungsverfahren, NVwZ 2024, 
S. 1609 (1613). 
183 S. Mitschang, in: A. Schink/O. Reidt/S. Mitschang 
(Hrsg.), UVPG/UmwRG, 2. Aufl. 2023, Anlage 1 UVPG 
Rn. 2. 
184 BT-Drs. 19/7375, S. 60. 
185 P. Franke/F. Karrenstein, Neue Instrumente zur Be
schleunigung des Netzausbaus, EnWZ 2019, S. 195 (197); 
S. Schlacke/D. Römling, Die Novelle von NABEG und 
EnWG 2019: Beschleunigung des Planungsverfahrens 
durch Verfahrensvereinfachung und Flexibilisierung, 
DVBl 2019, S. 1429 (1434). 
186 P. Franke/F. Karrenstein, Neue Instrumente zur Be
schleunigung des Netzausbaus, EnWZ 2019, S. 195 (197). 

erwähnten Umbeseilungen, Zubeseilungen 
oder standortnahen Maständerungen in 
§ 43f Abs. 2 EnWG geregelt worden sind. 
Die dort aufgelisteten Fälle, in denen – un
ter Einhaltung bestimmter Vorgaben etwa 
zum Schutz vor elektromagnetischen Fel
dern oder Lärm – keine Umweltverträglich
keitsprüfung durchzuführen ist, stellen 
nach Auffassung des Gesetzgebers eine 
nach Art. 4 Abs. 2 S. 2 UVP-RL zulässige Al
ternative zur Einzelfallprüfung dar, die die 
in Anhang III UVP-RL genannten Auswahl
kriterien berücksichtige184. Der Gesetzgeber 
hat also für bestimmte Umweltauswirkun
gen eine generalisierende Betrachtung vor
genommen185. Über das Erfordernis einer 
UVP wird hier auf Grundlage dieser genera
lisierenden Betrachtung in Kombination 
mit einer behördlichen Einzelfallprüfung 
hinsichtlich derjenigen Umweltauswirkun
gen entschieden, die nach Einschätzung 
des Gesetzgebers keiner generalisierenden 
Bewertung zugänglich sind (etwa die Vor
gaben zum Schutz vor elektromagneti
schen Feldern nach der 26. BlmSchV sowie 
zum Schutz der Natura-2000-Gebiete)186.  

Mit dem Referentenentwurf zum UVP-An
passungsgesetz (UVPG-RefE)187 scheint eine 
weitere Sondervorschrift für die UVP-(Vor
prüfungs-)Pflicht von gewissen Änderungs
konstellationen an Freileitungsanlagen ge
plant (vgl. § 9 Abs. 3a Nr. 2 i. V. m. Anlage 1a 
Ziff. 6 UVPG-RefE). Der Vorschlag basiert 
ebenfalls auf der Annahme, es handle sich 
bei den von ihm erfassten Vorhaben um 
besondere Fälle von Änderungsvorhaben, 
die regelmäßig keine erheblichen Umwelt
auswirkungen hervorrufen, sodass keine 
UVP(-Vorprüfung) notwendig sei188. 

187 BMUKN, Referentenentwurf des Bundesministeri
ums für Umwelt, Klimaschutz, Naturschutz und nukle
are Sicherheit – Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung 
des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
an unionsrechtliche Vorgaben und zur Reform der Um
weltverträglichkeitsprüfung bei dem Umwelt- und Kli
maschutz dienenden Änderungsvorhaben (UVP-An
passungsgesetz) v. 27.07.2026, https://www.bundesum
weltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Down
load_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/uvp-anpas
sungsg/Entwurf/uvp-anpassungsg_luv_a
end_refe_bf.pdf. 
188 Ein im Auftrag des Umweltbundesamtes durchge
führtes Forschungsvorhaben habe ergeben, dass die 
Vorprüfung bei den in Anlage 1a aufgeführten Ände
rungsvorhaben regelmäßig keine UVP-Pflicht ergebe, 
vgl. BMUKN, Referentenentwurf v. 27.07.2026, S. 27. 

https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/uvp-anpassungsg/Entwurf/uvp-anpassungsg_luv_aend_refe_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/uvp-anpassungsg/Entwurf/uvp-anpassungsg_luv_aend_refe_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/uvp-anpassungsg/Entwurf/uvp-anpassungsg_luv_aend_refe_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/uvp-anpassungsg/Entwurf/uvp-anpassungsg_luv_aend_refe_bf.pdf
https://www.bundesumweltministerium.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Glaeserne_Gesetze/21._LP/uvp-anpassungsg/Entwurf/uvp-anpassungsg_luv_aend_refe_bf.pdf
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2. Materielles europäisches Umweltrecht 

Ferner könnten Konkretisierungsspiel
räume im materiellen europäischen Um
weltrecht für mehr Verfahrensfreiheit ge
prüft und genutzt werden. Dies betrifft so
wohl Fälle, in denen eine Verletzung der 
europäischen Vorgaben von vornherein 
ausgeschlossen werden kann189, als auch 
Fälle, in denen sich Umweltauswirkungen 
unterhalb einer Erheblichkeits-/Relevanz
grenze bewegen und dafür fachlich be
gründete Irrelevanzschwellen, Bagatell
grenzen oder Abschneidekriterien existie
ren190. So erlaubt auch das materielle euro
päische Umweltrecht eine Festlegung fach
lich begründeter Erheblichkeits- bzw. Irre
levanzschwellen, unterhalb derer keine uni
onsrechtliche Pflicht für eine behördliche 
Prüfung und Entscheidung besteht. In die
sem Sinne urteilte der EuGH zum Stickstof
feintrag191, wonach die Mitgliedstaaten ge
setzliche Schwellenwerte festlegen durften, 
die Projekte unterhalb dieses fachlich be
gründeten Grenzwertes für Stickstoffabla
gerungen vom Erfordernis der behördli
chen FFH-Verträglichkeitsprüfung ausneh
men192. Bei der Schwellenwertsetzung 
dürfte aber der fachliche Nachweis erfor
derlich sein, dass bestimmte Auswirkungen 
eines Vorhabens unterhalb der jeweiligen 
Schwelle die materiell-rechtlichen Vorga
ben des europäischen Umweltrechts wah
ren und es daher nicht zu diesbezüglichen 
Verstößen kommt. Der Anwendungsbe
reich solcher Schwellen dürfte daher be
grenzt sein193. 

 

 
189 Siehe etwa die abschließende Liste an kollisionsge
fährdeten Brutvogelarten in Anlage 1 Abschnitt 1 
BNatSchG und hierzu BVerwG, Beschl. v. 07.11.2025 – 7 
B 2.25, juris Rn. 8 f. 
190 Zu den Begrifflichkeiten M. Pickardt, Irrelevanz im 
Umweltrecht, 2026, S. 47 ff.; im Lichte des UVP-Rechts 
auch H.-J. Peters/S. Balla/T. Hesselbarth, UVPG, 4. Aufl. 
2019, § 9 Rn. 13. 

V. Zwischenergebnis 

Die Planfeststellungspflicht für Ertüchti
gungen im 110-kV-Verteilernetz könnte be
reits nach dem geltenden unionsrechtli
chen Rechtsrahmen abgeschafft werden. 
Weder die Pflicht zur Durchführung eines 
Genehmigungsverfahrens für UVP-pflich
tige Vorhaben aus der UVP-Richtlinie noch 
die im Einzelfall etwaig bestehenden Prüf- 
und Entscheidungspflichten aus dem euro
päischen Habitat-, Arten- und Gewässer
schutz- sowie Naturwiederherstellungs
recht erfordern die Durchführung eines Ge
samtgenehmigungsverfahrens im Sinne 
des deutschen Planfeststellungsverfahrens. 
Vielmehr können die im Einzelfall ggf. er
forderlichen behördlichen Prüfungen und 
Entscheidungen auch in einem anderen 
Gesamtgenehmigungsverfahren oder in 
Einzelgenehmigungsverfahren erfolgen. Da 
aber je nach umweltrechtlicher Konflikt
lage im Einzelfall jedenfalls solche Einzelge
nehmigungsverfahren unionsrechtlich er
forderlich sein können, ist eine vollständige 
Verfahrensfreiheit durch Abschaffung auch 
dieser Einzelgenehmigungspflichten der
zeit nicht zulässig. Ein Absehen von Einzel
genehmigungspflichten erscheint allenfalls 
in engen Grenzen durch Auslotung und 
Ausnutzung von Umsetzungsspielräumen 
im UVP-Recht und von Konkretisierungs
spielräumen im materiellen europäischen 
Umweltrecht möglich. 

191 EuGH, Urt. v. 07.11.2018 – C-293/17 – Coöperatie Mobili
sation for the Environment und Vereniging Leefmilieu, 
Rn. 34, 108 f. und 112. 
192 EuGH, Urt. v. 07.11.2018 – C-293/17 – Coöperatie Mobili
sation for the Environment und Vereniging Leefmilieu, 
Rn. 34, 108 f. und 112. 
193 Siehe auch BVerwG, Urt. v. 19.02.2025 – 9 A 9.23, juris 
Rn. 181 f. mit Verweis auf EuGH, Urt. v. 28.05.2020 – C-
535/18 – Land Nordrhein-Westfalen. 
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Die EU-Kommission hat im Rahmen des 
sog. Grids Package im Dezember 2025 ei
nen Richtlinienvorschlag mit Maßnahmen 
zur Beschleunigung der Genehmigungs
verfahren auch für Übertragungs- und Ver
teilernetze vorgelegt194. Als eines der zent
ralen Hemmnisse beim Ausbau der Ener
gieinfrastruktur war zuvor das bislang feh
lende übergreifende Genehmigungssystem 
für Stromnetze im europäischen Rechtsrah
men identifiziert worden195. Daher sollen in 
Art. 8 und Art. 8a Elektrizitätsbinnenmarkt
richtlinie (EBM-RL)196 allgemeine Anforde
rungen an die Genehmigungsverfahren für 
Stromübertragungs- und -verteilernetzinf
rastruktur festgelegt werden197. Die Vor
schläge der EU-Kommission würden damit 
auch ein spezifisches Sonderrecht für das 
hier betrachtete 110-kV-Verteilernetz schaf
fen, indem Erleichterungen von den Vorga
ben des europäischen Umweltrechts vorge
sehen oder die Mitgliedstaaten hierzu er
mächtigt werden sollen. Inzwischen haben 
im ordentlichen Gesetzgebungsverfahren198 
auch der Rat der Europäischen Union199 so
wie das Europäische Parlament200 ihre Posi
tionen zu den Vorschlägen der Europäi
schen Kommission im sog. Grids Package 

 
194 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der Genehmi
gungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 10.12.2025. 
195 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der Genehmi
gungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 10.12.2025, 
S. 3 f. 
196 Richtlinie (EU) 2019/944 des Europäischen Parla
ments und des Rates vom 5. Juni 2019 mit gemeinsa
men Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt, 
ABl. EU L 158 v. 14.06.2019, S. 125. 
197 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der Genehmi
gungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 10.12.2025, Er
wägungsgrund 15. 
198 Zum Ablauf des ordentlichen Gesetzgebungsverfah
rens vgl. Art. 294 AEUV. 
199 Rat der Europäischen Union, Allgemeine Ausrich
tung, 2025/0400(COD) v. 23.06.2026.  
200 Siehe Ausschuss für Industrie, Forschung und Ener
gie, Bericht über den Vorschlag für eine Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung 
der Richtlinien (EU) 2018/2001, (EU) 2019/944 und (EU) 

beschlossen und am 14. Juli 2026 interinsti
tutionelle Verhandlungen zur Erzielung ei
ner Einigung im Trilog aufgenommen201.  

Flankierend hat die EU-Kommission im 
Rahmen des sog. Umweltomnibus einen 
Vorschlag für eine Verordnung zur Be
schleunigung von Umweltprüfungen vor
gelegt202. Dadurch sollen Umweltprüfungen 
nach Wasserrahmenrichtlinie, SUP-Richtli
nie203, UVP-Richtlinie, Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie und Vogelschutz-Richtlinie be
schleunigt werden. Diese sind auch für das 
Verteilernetz von Relevanz. Statt einer Re
formierung der europäischen Umweltricht
linien selbst würde der Verordnungsvor
schlag gezielte Sondervorschriften für de
ren Anwendung in den Genehmigungsver
fahren von Projekten schaffen. Anders als 
beim Grids Package liegen im ordentlichen 
Gesetzgebungsverfahren zum Umweltom
nibus noch keine Positionen des Rats der 
Europäischen Union und des Europäischen 
Parlaments vor204. 

Die Vorschläge der Europäischen Kommis
sion in Grids Package und Umweltomnibus 
zur Beschleunigung von Genehmigungs
verfahren und Umweltprüfungen würden 

2024/1788 im Hinblick auf die Beschleunigung der Ge
nehmigungsverfahren, A10-0195/2026 v. 03.07.2026, 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/seance_ple
niere/textes_deposes/rap
ports/2026/0195/P10_A(2026)0195_DE.pdf.  
201 Zum Stand des Gesetzgebungsverfahrens beim Vor
schlag für eine Richtlinie im Hinblick auf die Beschleu
nigung der Genehmigungsverfahren, COM(2025) 1007 
final v. 10.12.2025 siehe https://law-tracker.eu
ropa.eu/procedure/2025_400?lang=de.  
202 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Ver
ordnung zur Beschleunigung von Umweltprüfungen, 
COM(2025) 984 final v. 10.12.2025. 
203 Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. Juni 2001 über die Prüfung der 
Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Pro
gramme, ABl. EU L 197 v. 21.07.2001, S. 30. 
204 Zum Stand des Gesetzgebungsverfahrens beim Vor
schlag für eine Verordnung zur Beschleunigung von 
Umweltprüfungen, COM(2025) 984 final v. 10.12.2025 
siehe https://law-tracker.europa.eu/proce
dure/2025_391?lang=de.  

E. Auswirkungen der in Grids Package und 
Umweltomnibus geplanten Erleichterungen 
für Verteilernetze  

https://www.europarl.europa.eu/RegData/seance_pleniere/textes_deposes/rapports/2026/0195/P10_A(2026)0195_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/seance_pleniere/textes_deposes/rapports/2026/0195/P10_A(2026)0195_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/RegData/seance_pleniere/textes_deposes/rapports/2026/0195/P10_A(2026)0195_DE.pdf
https://law-tracker.europa.eu/procedure/2025_400?lang=de
https://law-tracker.europa.eu/procedure/2025_400?lang=de
https://law-tracker.europa.eu/procedure/2025_391?lang=de
https://law-tracker.europa.eu/procedure/2025_391?lang=de
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zwar teilweise den Entfall von unionsrecht
lichen Prüf- und Entscheidungspflichten 
für Verteilernetzinfrastruktur ermöglichen. 
Sofern sie zum Wegfall der UVP führen, 
entfällt damit auch die Pflicht zur Durch
führung eines Genehmigungsverfahrens 
nach Art. 2 Abs. 1 UVP-RL. Nur wenn dane
ben aber auch die oben dargestellten be
hördlichen Prüf- und Entscheidungspflich
ten aus dem europäischen Habitat-, Arten- 
und Gewässerschutz- sowie Naturwieder
herstellungsrecht entfallen, wäre eine voll
ständige Verfahrensfreiheit unionsrechtlich 
zulässig. Mit Blick auf den Anwendungsbe
reich, die Tatbestandsvoraussetzungen und 
Rechtsfolgen der Vorschläge verbleiben je
doch zahlreiche Rechtsunsicherheiten, Aus
legungs- und Anwendungsfragen sowie 
teilweise Regelungslücken. Es kann daher 
nicht abschließend bestimmt werden, in
wieweit durch die Vorschläge bestehende 
unionsrechtliche Hürden für eine vollstän
dige Verfahrensfreiheit abgebaut würden.  

Zudem ist nicht eindeutig geregelt, ob die 
Vorschläge über einen bloßen Entfall von 
formalen Prüfpflichten hinaus auch materi
ell-rechtliche Wirkungen hinsichtlich der 
Vereinbarkeit der Vorhaben mit den Anfor
derungen des europäischen Umweltrechts 
beinhalten. Durch eine entsprechende Re
gelung solcher materiell-rechtlicher Wir
kungen könnten Rechtsunsicherheiten hin
sichtlich der Einhaltung materiell-rechtli
cher Vorgaben beim Vorhabenträger redu
ziert und so einer Risiko- und Verantwor
tungsverlagerung auf den Vorhabenträger 
begegnet werden.  

Nachfolgend soll ein kurzer Überblick über 
diejenigen im Unionsrecht geplanten Än
derungen und ihre Auswirkungen auf das 
nationale Recht gegeben werden, die für 
eine Verfahrensfreiheit von Ertüchtigungen 
der 110-kV-Freileitungen relevant sein kön
nen. Weitere Vorschläge wie etwa Delta-
Prüfungen bei Erweiterung, Umbau, Mo
dernisierung und Repowering bestehender 
Verteilernetze (Art. 8 Abs. 12 EBM-RL-E) 
oder Prüfungsentfall beim Bau neuer Ver
teilernetzinfrastruktur (Art. 8 Abs. 10 EBM-
RL-E) bleiben hier außer Betracht. 

 
205 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der 

I. Begrifflichkeiten im Unionsrecht 

Das Unionsrecht unterscheidet für den Be
reich der Stromnetze bislang nicht zwi
schen einzelnen Vorhabenkategorien wie 
etwa das nationale Recht mit Neubau, Er
satzneubau, Erweiterung, Änderung etc. 
Die UVP-Richtlinie differenziert lediglich 
zwischen dem „Bau“ von Freileitungen und 
der „Änderung oder Erweiterung von Pro
jekten“ (Anhang I Nr. 20 und Nr. 24 zur 
UVP-RL). In Art. 15e Abs. 5 EE-RL wurde mit 
„Projekt zum Ausbau der Netzinfrastruktur“ 
eine neue Begrifflichkeit verwendet, ohne 
diese allerdings zu definieren.  

Die Regelungsvorschläge der EU-Kommis
sion aus Grids Package und Umweltomni
bus verwenden verschiedene Begrifflichkei
ten: 

▶ Bau neuer Verteilernetze, 

▶ Umbau, Modernisierung, Repowering be
stehender Verteilernetze,  

▶ Erweiterung bestehender Verteilernetze, 

▶ Änderung und Erweiterung von Projek
ten. 

Diesbezügliche Legaldefinitionen oder Kon
kretisierungen sind in den Vorschlägen bis
lang nicht geregelt. Lediglich Erwägungs
grund 25 enthält rechtlich unverbindliche, 
allgemeine Umschreibungen zur Ausle
gung205. Teilweise definiert das Unionsrecht 
die Begriffe in anderen Zusammenhängen. 
Nach Art. 2 Nr. 10 EE-RL ist etwa das 
„Repowering“ von Erneuerbare-Energien-
Anlagen „die Modernisierung von Kraftwer
ken, die erneuerbare Energie produzieren, 
einschließlich des vollständigen oder teil
weisen Austauschs von Anlagen oder Be
triebssystemen und -geräten zum Aus
tausch von Kapazität oder zur Steigerung 
der Effizienz oder der Kapazität der An
lage“.  

Angesichts der Vielzahl an verwendeten, 
aber nicht näher definierten Begrifflichkei
ten können zwar Rechtsunsicherheiten 
beim Anwendungsbereich der einzelnen 
Regelungen bestehen. Da sich die Anwen
dungsbereiche aber meist auf mehrere Be
grifflichkeiten beziehen und hierfür die 
gleichen Erleichterungen gelten sollen, ist 

Genehmigungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 
10.12.2025, Erwägungsgrund 25. 
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die genaue Abgrenzung ein Stück weit ent
behrlich. Die Kommission scheint in ihren 
Vorschlägen im Ergebnis primär zwei Kate
gorien zu unterscheiden: einerseits den 
Bau neuer Netzinfrastrukturen und ande
rerseits verschiedene Formen der Ertüchti
gung bestehender Netzinfrastrukturen. Er
satzneubauten, Änderungen und Erweite
rungen im Sinne des deutschen Genehmi
gungsrechts wären der Ertüchtigung be
stehender Netzinfrastruktur zuzuordnen.  

II. Vorgeschlagene Erleichterungen 

Für die Zulässigkeit einer vollständigen 
Verfahrensfreiheit sind vor allem zwei Re
gelungsvorschläge der Europäischen Kom
mission relevant. Zum einen der Prüfungs
entfall bei Umbau, Modernisierung und 
Repowering bestehender Verteilernetze 
(Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E) und zum anderen 
die Erleichterungen bei Änderungen und 
Erweiterungen von Projekten (Art. 5 Um
weltomnibus-VO-E).  

1. Prüfungsentfall bei Umbau, Moderni-
sierung und Repowering bestehender 
Verteilernetze (Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E) 

Nach Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E müssen die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die zu
ständige Behörde bis zum Erreichen der 
Klimaneutralität auf Unionsebene  

▶ in begründeten Fällen206 und  

▶ sofern dies nicht die Nutzung zusätzli
cher Flächen nach sich zieht und 

▶ die geltenden Umweltschutzmaßnah
men, die für die ursprüngliche Anlage 
festgelegt wurden, eingehalten werden,  

 
206 Ein begründeter Fall ist dem Vorschlag nach insbe
sondere dann gegeben, wenn Erleichterungen erfor
derlich sind, um den Ausbau der Stromsysteminfra
struktur zur Verwirklichung der Ziele in Bezug auf Kli
maneutralität und erneuerbare Energie zu beschleuni
gen.  
207 Gemeint ist wohl Europäische Kommission, Vor
schlag für eine Verordnung zur Beschleunigung von 
Umweltprüfungen, COM(2025) 984 final v. 10.12.2025, 
dazu ausführlich unter E.II.3. 
208 Übereinkommen über die Umweltverträglichkeits
prüfung im grenzüberschreitenden Rahmen vom 
25. Februar 1991, ABl. EU C 104 v. 24.04.1992, S. 7. 
209 Das sehen wohl auch der Rat der Europäischen 
Union und der Ausschuss für Industrie, Forschung und 

den Umbau, die Modernisierung oder das 
Repowering bestehender Verteilernetzinf
rastruktur von folgenden Prüfungen aus
nehmen kann: 

▶ Umweltverträglichkeitsprüfung,  

▶ FFH-Verträglichkeitsprüfung in Bezug 
auf ihre Auswirkungen auf Natura-2000-
Gebiete gemäß Art. 6 Abs. 3 FFH-RL und 

▶ Artenschutzprüfungen nach Art. 12 Abs. 1 
FFH-RL und Art. 5 VS-RL,  

▶ Prüfung gemäß Art. 5 der „Verordnung 
[xxxxx]“207. 

Die Ausnahmen gelten hingegen nicht bei 
grenzüberschreitenden Umweltauswirkun
gen, da hierfür die völkerrechtlichen Vorga
ben der Espoo-Konvention208 zu beachten 
sind. Zudem müssen die Mitgliedstaaten 
die Anwendung der Erleichterungen in Na
tura-2000-Gebieten, in anderen Gebieten, 
die unter nationale Schutzprogramme fal
len, sowie in Gebieten zum Schutz kulturel
len oder historischen Erbes beschränken. 

a) Anwendbarkeit und Regelungsgehalt 

Die Vorschrift dürfte im deutschen Vertei
lernetz zumindest für den Großteil der um
fassten Repowering- und womöglich auch 
für die genannten Umbau- und Modernisie
rungsvorhaben aufgrund der vergleichs
weise hohen Voraussetzungen nicht an
wendbar sein. Jedenfalls ein kapazitätser
weiterndes Repowering von Verteilernetz-
infrastruktur geht in aller Regel mit zusätz
licher Flächeninanspruchnahme durch grö
ßere Masten und Fundamente einher209. 
Hinsichtlich der Einhaltung der geltenden 
Umweltschutzmaßnahmen für die ur
sprüngliche Anlage ist zu bedenken, dass 
die heutigen Bestandsanlagen vielfach aus 
der Nachkriegszeit (oder sogar aus der Zeit 

Energie im Europäischen Parlament so, die sich in ih
ren Positionen für eine Lockerung des Tatbestands
merkmals ausgesprochen haben (Rat der Europäi
schen Union, Allgemeine Ausrichtung, 
2025/0400(COD) v. 23.06.2026, S. 61: „sofern dies nicht in 
wesentlichem Maße zusätzliche Flächen erfordert“ 
bzw. Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, 
Bericht, A10-0195/2026 v. 03.07.2026, S. 60: „sofern der 
Umbau, die Modernisierung oder das Repowering be
stehender Übertragungs- und Verteilernetzinfrastruk
turen für Strom nicht die Nutzung nennenswerter zu
sätzlicher Flächen nach sich zieht, ausgenommen die 
vorübergehende Nutzung zusätzlicher Flächen, die 
während der Arbeiten notwendig sind“). 
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davor) stammen210 und daher zu einem 
Großteil in aller Regel weder (umwelt-)ge
prüft noch (umwelt-)genehmigt worden 
sind, wenngleich die heutigen Umweltvor
gaben auch für diese Anlagen gelten. Die 
heutige moderne Umweltgesetzgebung 
gibt es nämlich erst seit den 1970er Jah
ren211. Zudem dürften die Anlagen überwie
gend noch keiner Umweltverträglichkeits
prüfung unterzogen worden sein, da die 
Ursprungsfassung der UVP-Richtlinie erst 
1985 erlassen wurde212. Der zur Auslegung 
von Sinn und Zweck heranziehbare Erwä
gungsgrund 25213 stellt jedoch darauf ab, 
dass für die bestehenden Anlagen „bereits 
zu einem früheren Zeitpunkt eine Umwelt
verträglichkeitsprüfung durchgeführt 
wurde“ und dass die Projekte ursprünglich 
geprüft wurden. Dies ist allerdings nicht als 
Voraussetzung in den Wortlaut von Art. 8 
Abs. 9 EBM-RL-E aufgenommen worden 
und eine auf Erwägungsgründe gestützte 
Auslegung darf nicht gegen den Wortlaut 
des Normtextes durchgeführt werden214. 
Letztlich ist nicht hinreichend bestimmt, ob 
und welche Prüfanforderungen an die Be
standsanlagen gestellt werden und welche 
Umweltschutzmaßnahmen (auch ohne Be
zug zum europäischen Habitat- und Arten
schutzrecht) gemeint sind. 

Nicht klar geregelt ist ferner, wer die Er
leichterungen im Mitgliedstaat zur Anwen
dung bringen kann. Nach dem Wortlaut 
„stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass […] 
die zuständige Behörde in begründeten 
Fällen“ von Prüfpflichten „ausnehmen 

 
210 Die Anlagen wurden nach § 4 EnWG (in der berei
nigten Fassung vom 13. Dezember 1935, BGBl. Teil III, 
Gliederungsnummer 752-1) über ein Anzeigeverfahren 
zugelassen. Nach § 4 EnWG 1935 waren Energieversor
gungsunternehmen verpflichtet, vor Bau, Erneuerung, 
Erweiterung oder Stilllegung von Energieanlagen An
zeige zu erstatten. Das noch aus der NS-Zeit stam
mende und später nur bereinigte Energiewirtschafts
gesetz wurde erst 1998 durch das Gesetz zur Neurege
lung des Energiewirtschaftsrechts vom 24. April 1998 
(BGBl. 1998 I Nr. 23) neu gefasst.  
211 A. Epiney, Umweltrecht der Europäischen Union, 
4. Aufl. 2019, 2. Kapitel Rn. 1. 
212 Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimm
ten öffentlichen und privaten Projekten, ABl. EU L 175 v. 
05.07.1985, S. 40. 
213 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der Genehmi
gungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 10.12.2025, Er
wägungsgrund 25. 
214 EuGH, Urt. v. 24.11.2005 – C-136/04 – Deutsches Milch-
Kontor GmbH, Rn. 32. 

kann“. Demnach könnte eine vorhabenbe
zogene Einzelfallentscheidung der zustän
digen Behörde erforderlich sein, ob ein be
gründeter Fall vorliegt und ob bzw. von 
welchen Prüfpflichten sie befreit. Sinn und 
Zweck der Vorschrift sprechen jedoch eher 
für eine Anwendung durch den Gesetzge
ber selbst. Erleichterungen sollen nämlich 
gerade dann zulässig sein, wenn sie erfor
derlich sind, um den Ausbau der Strominf
rastruktur zur Verwirklichung der Ziele in 
Bezug auf Klimaneutralität und erneuer
bare Energie zu beschleunigen. Die beab
sichtigte Beschleunigungswirkung ist bei 
einer gesetzlichen Regelung, die eine Viel
zahl von Fällen erfasst, höher als bei einer 
behördlichen Anwendung nur im Einzelfall.  

b) Ermöglicht der Vorschlag eine vollstän
dige Verfahrensfreiheit?  

Mit dem Entfall der Pflicht zur Durchfüh
rung einer UVP würde auch die daran ge
knüpfte Pflicht zur Durchführung eines Ge
nehmigungsverfahrens entfallen. Daneben 
kann von der FFH-Verträglichkeitsprüfung 
und den Artenschutzprüfungen (gemeint 
ist wohl auch die Prüfung der artenschutz
rechtlichen Ausnahmeerteilung215) befreit 
werden, sodass diesbezüglich unionsrecht
lich keine Durchführung eines behördli
chen (Einzel-)Genehmigungsverfahrens 
mehr erforderlich wäre.  

Allerdings ist im Vorschlag der Europäi
schen Kommission keine Befreiung von 
den gewässerschutzrechtlichen Ge- und 

215 Der Wortlaut der Norm nimmt allerdings (nur) die 
artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote nach Art. 12 
Abs. 1 FFH-RL und Art. 5 VS-RL in Bezug und nicht 
(auch) die artenschutzrechtliche Ausnahmeerteilung 
nach Art. 16 Abs. 1 FFH-RL und Art. 9 VS-RL. Die Prüfung 
der artenschutzrechtlichen Verbote muss wohl – an
ders als die Prüfung der artenschutzrechtlichen Aus
nahmeerteilung – gerade nicht zwingend durch eine 
Behörde erfolgen. Dass die Regelung eines Prüfentfalls 
hinsichtlich der artenschutzrechtlichen Verbote die 
Notwendigkeit einer solchen Prüfung impliziere, ob
wohl die beiden Artenschutz-Richtlinien sie gar nicht 
ausdrücklich vorsehen, führt C. Sobotta mit Blick auf 
die ähnlich formulierte Befreiung in Art. 15e Abs. 2 EE-
RL aus, C. Sobotta, REPowerEU – Quo vadis Natur
schutz? – Ein erster Blick auf die revidierte Richtlinie 
über erneuerbare Energien, NVwZ 2023, S. 1609 (1612 f.). 
Der Unionsgesetzgeber scheint regelmäßig pauschal 
auf die Verbotstatbestände zu verweisen, wenn er ei
nen Prüfentfall für das Artenschutzrecht regeln 
möchte (so schon in Art. 6 VO (EU) 2022/2577 und 
Art. 15e Abs. 2 EE-RL). 
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Verboten nach Art. 4 Abs. 1 WRRL vorgese
hen. Das Europäische Parlament216 und der 
Rat der Europäischen Union adressieren in 
ihren Änderungsvorschlägen zwar auch das 
Gewässerschutzrecht. Der Änderungsvor
schlag des Rates der Europäischen Union 
erstreckt diesbezügliche Erleichterungen 
allerdings nur auf neue Verteilernetzinfra
struktur, sodass diese nicht auf Ertüchti
gungen anwendbar wären217. Bis zum Ab
schluss des Gesetzgebungsverfahrens ver
bleiben daher mit Blick auf behördliche 
Prüf- und Entscheidungspflichten aus dem 
Gewässerschutzrecht unionsrechtliche Un
sicherheiten.  

Einer vollständigen Verfahrensfreiheit ent
gegenstehen dürften aber wohl die Verbes
serungsgebote bzw. Verschlechterungsver
bote aus der Naturwiederherstellungsver
ordnung, weil ein diesbezüglicher Prüfent
fall bislang weder vom Regelungsvorschlag 
noch von den Änderungsvorschlägen 
adressiert wird. 

c) Materiell-rechtliche Wirkungen? 

Es ist nicht klar geregelt, ob die Vorschrift 
auch materiell-rechtliche Wirkungen hin
sichtlich der Vereinbarkeit der Vorhaben 
mit den Anforderungen des europäischen 
Umweltrechts beinhaltet. Auf den ersten 
Blick könnte der Wortlaut von Art. 8 Abs. 9 
EBM-RL-E lediglich einen formalen Prü
fentfall nahelegen mit der Folge, dass die 
Vorhabenträger die materiell-rechtlichen 
Vorgaben aus dem Habitat- und 

 
216 Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, Be
richt, A10-0195/2026 v. 03.07.2026, S. 54 f. 
217 Rat der Europäischen Union, Allgemeine Ausrich
tung, 2025/0400(COD) v. 23.06.2026, S. 63. 
218 So auch K. Drewing/O. Hendrischke, Die Novelle der 
Erneuerbare-Energien-Richtlinie – Neue Regeln für 
den Naturschutz (Teil 2), EurUP 2024, S. 380; J. Wulff, 
Die Umsetzung der Erneuerbare Energien-Richtlinie 
(RED III) in nationales Recht, NVwZ 2024, S. 368 (376).  
219 Anders als bei den Beschleunigungsgebieten für er
neuerbare Energie (Art. 15c Abs. 1 UAbs. 3 EE-RL) ist 
diese vermutete Vereinbarkeit mit den Vorgaben des 
europäischen Umweltrechts bei den Infrastrukturge
bieten in Art. 15e EE-RL zwar nicht explizit geregelt 
worden. Die gesetzgeberische Wertung dürfte auf
grund der Parallelität beider Regime jedoch übertrag
bar sein. Die Einhaltung bestimmter europäischer Um
weltschutzvorgaben soll grundsätzlich durch die nach 
Umweltfaktoren erfolgte Gebietsauswahl und die 
Durchführung von Maßnahmen aus den Plänen zur 
Ausweisung der Gebiete gewährleistet sein, es sei 
denn, ein überschlägiger Korrekturmechanismus 
(Screening) zeigt ausnahmsweise unvorhergesehene 
Auswirkungen an und widerlegt die Vermutung. 

Artenschutzrecht weiterhin einhalten müs
sen und diese lediglich behördlicherseits 
nicht mehr (vorab) geprüft werden.  

Bei näherer Betrachtung sind jedoch ge
wisse Parallelen zur Regelung für Netzvor
haben in Infrastrukturgebieten (Art. 15e EE-
RL) erkennbar, die für solche materiell-
rechtliche Wirkungen hinsichtlich der Ver
einbarkeit der Vorhaben mit den Anforde
rungen des europäischen Umweltrechts 
sprechen könnten. Art. 15e EE-RL modifi
ziert in Infrastrukturgebieten bestimmte 
Prüfpflichten aus dem europäischen Um
weltrecht und regelt dadurch materiell-
rechtliche Privilegierungen218. Die Vorha
benträger werden zur Einhaltung von in 
den Plänen zur Ausweisung der Gebiete 
festgelegten Regeln und Minderungsmaß
nahmen verpflichtet, um mögliche nachtei
lige Umweltauswirkungen zu vermeiden 
oder erheblich zu verringern. Bei Einhal
tung dieser festgelegten Regeln und Maß
nahmen wird davon ausgegangen, dass das 
Projekt nicht gegen die maßgeblichen ma
teriell-rechtlichen Umweltvorgaben ver
stößt219. Der Durchführung von Minde
rungsmaßnahmen auf Projektebene 
kommt damit eine materiell-rechtliche Wir
kung im Sinne einer Legalisierungswirkung 
zu220. Vergleichbar verpflichtet auch Art. 8 
Abs. 9 EBM-RL-E dazu, dass „die geltenden 
Umweltschutzmaßnahmen, die für die ur
sprüngliche Anlage festgelegt wurden, ein
gehalten werden“. Zudem führt die EU-
Kommission in dem zur Auslegung von 

Deshalb entfallen im Genehmigungsverfahren vorha
benbezogene Umweltprüfungen entweder ganz oder 
werden jedenfalls modifiziert. Das soll die Genehmi
gungsverfahren beschleunigen. Lediglich wenn Mit
gliedstaaten beschließen, keine Infrastrukturgebiete 
auszuweisen, „bleiben die im Rahmen des Umwelt
rechts der Union geltenden Prüfungen und Vorschrif
ten anwendbar“, so Erwägungsgrund 46 der Richtlinie 
(EU) 2023/2413 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. Oktober 2023 zur Änderung der Richtli
nie (EU) 2018/2001, der Verordnung (EU) 2018/1999 und 
der Richtlinie 98/70/EG im Hinblick auf die Förderung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen und zur Aufhe
bung der Richtlinie (EU) 2015/652 des Rates, ABl. EU L v. 
31.10.2023. 
220 Eine solche Legalisierungswirkung lässt sich wohl 
auch der deutschen Umsetzung der Infrastrukturge
biete entnehmen. Nach § 43n Abs. 6 S. 1 EnWG ist auch 
für die Bauphase die Einhaltung der artenschutzrecht
lichen Zugriffsverbote gewährleistet, wenn in der Ge
nehmigung für besonders geschützte Arten angeord
nete Maßnahmen und der dort angeordnete finanzi
elle Ausgleich vorgenommen werden. 
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Sinn und Zweck der Vorschrift heranzieh
baren Erwägungsgrund 25 aus, dass Um
bau, Modernisierung oder Repowering be
stehender Verteilernetzinfrastrukturen „im 
Allgemeinen Projekte mit minimalen Um
weltauswirkungen“221 sind. Verteilernetze 
hätten „aufgrund der geringeren Größe ih
rer Projekte, der geringeren Spannung ih
rer Anlagen und der Tendenz, in bebauten, 
verbrauchernäheren Gebieten angesiedelt 
zu sein, in der Regel keine erheblichen Um
weltauswirkungen“222. Dies könnte dafür 
sprechen, dass auch Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E 
bei Einhaltung von Maßnahmen zum 
Schutz der Umwelt eine materiell-rechtli
che Wirkung entfaltet.  

Allerdings gehen diese für die Rechtssi
cherheit entscheidenden materiell-rechtli
chen Wirkungen hinsichtlich der Verein
barkeit der Vorhaben mit den Anforderun
gen des europäischen Umweltrechts nicht 
eindeutig aus dem Wortlaut von Art. 8 
Abs. 9 EBM-RL-E hervor. Will der europäi
sche Gesetzgeber hier für mehr Rechtsklar
heit und -sicherheit sorgen, könnte er z. B. 
eine ausdrückliche Regelung aufnehmen, 
wonach Umbau, Modernisierung oder 
Repowering bestehender Verteilernetzinf
rastruktur nicht gegen die vom Prüfentfall 
erfassten Vorgaben des europäischen Um
weltrechts verstoßen, wenn die für die ur
sprüngliche Anlage geltenden Umwelt
schutzmaßnahmen eingehalten werden.  

2. Erleichterungen für Änderungen und 
Erweiterungen von Projekten (Art. 5 
Umweltomnibus-VO-E) 

Nach Art. 5 Umweltomnibus-VO-E unterlie
gen Änderungen oder Erweiterungen von 
Projekten lediglich einer Vorprüfung durch 
die zuständigen Behörden, um festzustel
len, ob sie voraussichtlich erhebliche Aus
wirkungen auf die Umwelt haben. Solche 
Änderungen oder Erweiterungen werden 
nur dann einer Umweltprüfung unterzo
gen, wenn sie umfangreiche Arbeiten um
fassen, die hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
auf die Umwelt mit den Risiken des 

 
221 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der Genehmi
gungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 10.12.2025, Er
wägungsgrund 25. 
222 Europäische Kommission, Vorschlag für eine Richtli
nie im Hinblick auf die Beschleunigung der 

ursprünglichen Projekts vergleichbar oder 
ähnlich riskant sind. Die Erleichterungen 
gelten nicht für Änderungen oder Erweite
rungen von Projekten, die voraussichtlich 
erhebliche grenzüberschreitende Umwelt
auswirkungen haben könnten. 

a) Anwendbarkeit und Regelungsgehalt  

Der Anwendungsbereich der Vorschrift er
fasst nur „Änderungen und Erweiterungen 
von Projekten“. Was „Projekte“ sind, be
stimmt sich nach Art. 1 Abs. 2 lit. a) UVP-RL, 
da für die Zwecke der Umweltomnibus-Ver
ordnung die Begriffsbestimmungen der 
SUP- und UVP-Richtlinie gelten223. Dem
nach fallen unter den Projekt-Begriff so
wohl die Errichtung von baulichen oder 
sonstigen Anlagen als auch sonstige Ein
griffe in Natur und Landschaft. „Änderun
gen und Erweiterungen“ werden in der 
UVP-Richtlinie dagegen nicht definiert, 
sondern lediglich in Anhang I Nr. 24 und 
Anhang II Nr. 13 lit. a) UVP-RL unter gewis
sen Voraussetzungen einer UVP-Pflicht un
terstellt. Welche Projekte genau unter „Än
derungen und Erweiterungen“ zu fassen 
sind, ist nicht hinreichend geregelt. 

Für Änderungen und Erweiterungen von 
Projekten ist eine Vorprüfung hinsichtlich 
voraussichtlich erheblicher Auswirkungen 
auf die Umwelt durchzuführen. „Vorprü
fung“ ist definiert als das von der zuständi
gen Behörde durchzuführende Verfahren 
zur Feststellung, ob Pläne, Programme 
oder Projekte aufgrund ihrer voraussichtli
chen erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt einer Umweltprüfung unterzogen 
werden müssen (Art. 2 Abs. 2 lit. c) Umwelt
omnibus-VO-E). Das wirft die Frage auf, ob 
damit ausschließlich die bereits bestehen
den Vorprüfungspflichten gemeint sind 
(also die UVP-Vorprüfung nach Art. 4 Abs. 2 
UVP-RL und die FFH-Vorprüfung nach 
Art. 6 Abs. 3 S. 1 FFH-RL)224, und ob diese 
Vorprüfungspflicht auch dann gilt, wenn 
für Projekte nach geltender Rechtslage 
keine dieser bestehenden Vorprüfungen 
notwendig ist. 

Genehmigungsverfahren, COM(2025) 1007 final v. 
10.12.2025, Erwägungsgrund 25. 
223 Vgl. Art. 2 Abs. 1 Umweltomnibus-VO-E. 
224 Dagegen kennen z. B. das europäische Arten- und 
Gewässerschutzrecht bislang keine formalisierten Vor
prüfungen. 
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Die auf Rechtsfolgenseite vorgesehenen Er
leichterungen bestehen in einem etwaigen 
Entfall von „Umweltprüfungen“. Die Um
weltomnibus-Verordnung gilt für alle Um
weltprüfungen von Plänen, Programmen 
und Projekten, die in den Anwendungsbe
reich der Wasserrahmenrichtlinie, SUP-
Richtlinie, Vogelschutz-Richtlinie, UVP-
Richtlinie und Fauna-Flora-Habitat-Richtli
nie fallen (Art. 1 Umweltomnibus-VO-E). 
Umweltprüfungen sind daher die Umwelt
verträglichkeitsprüfungen, Strategische 
Umweltprüfungen, FFH-Verträglichkeits-, 
Artenschutz- und Gewässerschutzprüfun
gen. Auch bei diesem Regelungsvorschlag 
ist damit bislang ein Prüfentfall hinsichtlich 
der Verbesserungsgebote bzw. Verschlech
terungsverbote aus der Naturwiederher
stellungsverordnung nicht vorgesehen. 

Wird bei der Vorprüfung festgestellt, dass 
Änderungen oder Erweiterungen voraus
sichtlich erhebliche Auswirkungen auf die 
Umwelt haben, löst dies aber nicht unmit
telbar eine Pflicht zur Durchführung von 
Umweltprüfungen aus. Umweltprüfungen 
sind nach dem bisherigen Entwurf nur 
dann erforderlich, wenn diese Änderungen 
oder Erweiterungen zudem „umfangreiche 
Arbeiten umfassen, die hinsichtlich ihrer 
Auswirkungen auf die Umwelt mit den Risi
ken des ursprünglichen Projekts vergleich
bar oder ähnlich riskant sind“. Im Übrigen 
besteht keine Pflicht zu Umweltprüfungen. 
Ergibt die Vorprüfung hingegen, dass die 
Änderung oder Erweiterung voraussichtlich 
keine erheblichen Auswirkungen auf die 
Umwelt hat, entfallen von vornherein alle 
weiteren Umweltprüfungen.  

Unbestimmt bleibt nach dem bisherigen 
Vorschlag, wann von „umfangreichen Ar
beiten […], die hinsichtlich ihrer Auswirkun
gen auf die Umwelt mit den Risiken des ur
sprünglichen Projekts vergleichbar oder 
ähnlich riskant sind“, auszugehen ist. Da 

 
225 M. Nettesheim, in: E. Grabitz/M. Hilf/M. Nettesheim 
(Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 87. EL 2026, 
Art. 288 AEUV Rn. 101. 
226 EuGH, Urt. v. 18.02.1970 – C-40/69 – Hauptzollamt 
Hamburg/Bollmann, Rn. 9. 
227 U. Ehricke, in: R. Streinz (Hrsg.), EUV/AEUV, 3. Aufl. 
2018, Art. 267 AEUV Rn. 6. 
228 M. Nettesheim, in: E. Grabitz/M. Hilf/M. Nettesheim 
(Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 87. EL 2026, 
Art. 288 AEUV Rn. 101; J. Gundel, in: M. Pechstein/C. No
wak/U. Häde (Hrsg.), Frankfurter Kommentar EUV/GRC/ 
AEUV, 2. Aufl. 2023, Art. 288 AEUV Rn. 16. 

„Arbeiten“ weniger in der Betriebsphase 
von Anlagen, sondern eher in der Bauphase 
zu verorten sind, könnte ein Bezug zur Bau
phase naheliegen. Offen bleibt auch, ob als 
Bezugspunkt der Vergleichsbetrachtung 
die genehmigten oder die faktischen Aus
wirkungen des Bestandsprojekts heranzu
ziehen sind und wie diese ermittelt werden. 
Auch der Maßstab der Vergleichsbetrach
tung ist konkretisierungsbedürftig, um 
klarzustellen, welche Umweltauswirkungen 
miteinander zu saldieren sind. Denkbar 
wäre eine isolierte Saldierung von Auswir
kungen auf den Habitat-, Arten- und Ge
wässerschutz oder eine Gesamtsaldierung 
aller Umweltauswirkungen. 

Die geschilderten Rechtsunsicherheiten 
und offenen Fragestellungen erscheinen 
angesichts der gewählten Rechtsform einer 
Verordnung besonders problematisch. Ver
ordnungen gelten in den Mitgliedstaaten 
unmittelbar (Art. 288 Abs. 2 AEUV), also 
ohne weitere Transformation oder Einfü
gung in nationales Recht225. Eine Konkreti
sierung durch den Mitgliedstaat ist deshalb 
grundsätzlich unzulässig. Den Mitgliedstaa
ten steht insbesondere keine Befugnis zum 
Erlass verbindlicher Auslegungsregeln zu226. 
Auslegungsfragen müssen über das Vor
abentscheidungsverfahren beim EuGH ge
klärt werden, um eine unionsweit einheitli
che Auslegung und Anwendung von Uni
onsrecht zu gewährleisten227. Im Einzelfall 
kann eine Verordnung aber zu ihrer Wirk
samkeit mitgliedstaatliche Durchführungs
regeln228 oder aufgrund mangelnder Be
stimmtheit nationale Konkretisierung erfor
dern229. Es fehlt Verordnungen an einer un
mittelbaren Anwendbarkeit, wenn sie zwar 
formal unmittelbar gelten, aber materiell 
zu unbestimmt sind und daher faktisch na
tionaler Ausgestaltung bedürfen230. Die Mit
gliedstaaten müssen dabei aber den von 
der Verordnung gesetzten Rahmen einhal
ten und ihre Kompetenz zum Erlass von 

229 So etwa EuGH, Urt. v. 06.10.1970 – 9/70 – Grad/Finanz
amt Traunstein, Rn. 5; EuGH, Urt. v. 18.02.1970 – C-
40/69 – Hauptzollamt Hamburg/Bollmann, Rn. 9; siehe 
auch B. Biervert, in: J. Schwarze/U. Becker/A. 
Hatje/J. Schoo (Hrsg.), EU-Kommentar, 4. Aufl. 2019, 
Art. 288 AEUV Rn. 21. 
230 J. Gundel, in: M. Pechstein/C. Nowak/U. Häde (Hrsg.), 
Frankfurter Kommentar EUV/GRC/AEUV, 2. Aufl. 2023, 
Art. 288 AEUV Rn. 16. 
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Durchführungsrecht geht nur so weit, wie 
dies zur Schließung einer Regelungslücke 
im Unionsrecht unerlässlich ist231.  

b) Ermöglicht der Vorschlag eine vollstän
dige Verfahrensfreiheit?  

Zwar ermöglicht die Vorschrift grundsätz
lich den Entfall behördlicher Prüf- und Ent
scheidungspflichten aus dem europäischen 
Umweltrecht und würde insoweit beste
hende Hürden für eine Verfahrensfreiheit 
abbauen. Da aber der Entfall der Umwelt
prüfungen an eine vorher durchzuführende 
behördliche Vorprüfung geknüpft ist, 
stünde diese Vorprüfung einer vollständi
gen Verfahrensfreiheit zunächst entge
gen – vorbehaltlich einer Befreiung von der 
Vorprüfung durch Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E 
(dazu sogleich). 

c) Materiell-rechtliche Wirkungen? 

Ob die Vorschrift neben einem etwaigen 
Entfall von Umweltprüfungen auch materi
ell-rechtliche Wirkungen hinsichtlich der 
Vereinbarkeit der Vorhaben mit den Anfor
derungen des europäischen Umweltrechts 
regelt, geht nicht eindeutig daraus hervor. 
Jedenfalls für Fälle, in denen die Vorprü
fung voraussichtlich keine erheblichen Um
weltauswirkungen anzeigt, sprechen Sinn 
und Zweck der Norm für eine solche mate
riell-rechtliche Wirkung. Denn erhebliche 
Auswirkungen auf die Schutzgüter des Ha
bitat-, Arten- und Gewässerschutzrechts 
sind dann nachweislich nicht zu besorgen. 
Für unerhebliche Umweltauswirkungen 
löst die Vorschrift noch nicht einmal for
male Umweltprüfpflichten aus. Es spricht 
also vieles dafür, dass der Gesetzgeber un
erhebliche Umweltauswirkungen hin
nimmt und diese legalisiert werden. Über 
das negative Ergebnis der Vorprüfung wäre 
demnach festgestellt, dass das Projekt in 
Einklang mit den materiell-rechtlichen Vor
gaben steht.  

Nicht hinreichend rechtssicher geregelt ist, 
ob eine solche materiell-rechtliche Wir
kung auch für Fälle anzunehmen ist, in de
nen die Vorprüfung zwar voraussichtlich er
hebliche Umweltauswirkungen anzeigt, 
aber keine umfangreichen Arbeiten mit der 
Änderung oder Erweiterung verbunden 

 
231 M. Nettesheim, in: E. Grabitz/M. Hilf/M. Nettesheim 
(Hrsg.), Das Recht der Europäischen Union, 87. EL 2026, 
Art. 288 AEUV Rn. 101; J. Gundel, in: M. Pechstein/C. No-

sind, die hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
auf die Umwelt mit den Risiken des ur
sprünglichen Projekts vergleichbar sind. 
Nach dem Willen des Gesetzgebers sind in 
diesem Fall ebenfalls keine Umweltprüfun
gen erforderlich, obwohl bei der Vorprü
fung der Behörde nachweislich voraus
sichtlich erhebliche Umweltauswirkungen 
festgestellt worden sind. Der Gesetzgeber 
nimmt diese Auswirkungen wohl ebenfalls 
hin. Das könnte zugleich bedeuten, dass 
der Gesetzgeber keine Verstöße gegen die 
materiell-rechtlichen Vorgaben vermutet, 
soweit die Änderung oder Erweiterung 
keine umfangreichen Arbeiten umfasst, die 
hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf die 
Umwelt mit den Risiken des ursprüngli
chen Projekts vergleichbar sind. 

3. Unterschiede von Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-
E und Art. 5 Umweltomnibus-VO-E und 
Verhältnis zueinander  

Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E sieht eine Befrei
ungsmöglichkeit von der Prüfung gemäß 
Art. 5 Umweltomnibus-VO-E vor. Im An
wendungsbereich des Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-
E kann also für Änderungen und Erweite
rungen von Projekten von Vorprüfungen 
hinsichtlich voraussichtlich erheblicher 
Auswirkungen auf die Umwelt im Sinne des 
Art. 5 Umweltomnibus-VO-E abgesehen 
werden. Eine solche Befreiung hätte dann 
aber auch zur Konsequenz, dass ein Entfall 
von Umweltprüfungen über Art. 5 Umwelt
omnibus-VO-E ausscheidet.  

Beide Normen weisen zahlreiche struktu
relle Unterschiede auf, die sich auf das ge
naue Verhältnis der Normen zueinander 
und auch auf die unionsrechtliche Zulässig
keit einer vollständigen Verfahrensfreiheit 
auswirken: 

▶ Während der Anwendungsbereich von 
Art. 5 Umweltomnibus-VO-E Änderungen 
und Erweiterungen von jeglichen Projek
ten erfasst, erstreckt sich Art. 8 Abs. 9 
EBM-RL-E auf Umbau, Modernisierung 
und Repowering bestehender Übertra
gungs- und Verteilernetzinfrastrukturen. 
Inwieweit sich diese Anwendungsberei
che überschneiden oder voneinander 

wak/U. Häde (Hrsg.), Frankfurter Kommentar 
EUV/GRC/AEUV, 2. Aufl. 2023, Art. 288 AEUV Rn. 16. 
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abweichen, kann wegen fehlender ge
setzlicher Definitionen nicht abschlie
ßend beurteilt werden. 

▶ Während Art. 5 Umweltomnibus-VO-E als 
Verordnungsvorschrift unmittelbar gilt, 
bestehen bei der Richtlinienvorschrift des 
Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E Umsetzungsspiel
räume der Mitgliedstaaten. Es hängt da
her von der jeweiligen Umsetzung in na
tionales Recht ab, ob im Anwendungsbe
reich des Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E von der 
verpflichtenden Vorprüfung nach Art. 5 
Umweltomnibus-VO-E abgesehen wird. 

▶ Mit Blick auf eine Verfahrensfreiheit sind 
folgende Unterschiede auf Rechtsfolgen
seite zu beachten: Art. 5 Umweltomni
bus-VO-E verlangt zunächst immer eine 
Vorprüfung, von deren Ausgang maß
geblich abhängt, ob Umweltprüfungen 
entfallen. Bei Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E kann 
hingegen ohne Umweg über eine Vor
prüfung unmittelbar von Prüfpflichten 
befreit werden. Allerdings ermöglicht 
Art. 8 Abs. 9 EBM-RL-E auf Rechtsfolgen
seite nur Befreiungen von der UVP, der 
FFH-Verträglichkeits- und der Arten
schutzprüfung, wohingegen sich Art. 5 
Umweltomnibus-VO-E auf alle Umwelt
prüfungen im Sinne des Art. 1 Umwelt
omnibus-VO-E erstreckt und damit auch 
das Gewässerschutzrecht erfasst (nicht 
aber die Verpflichtungen aus der Natur
wiederherstellungsverordnung). 

III. Zwischenergebnis 

Die im Zuge von Grids Package und im Um
weltomnibus vorgeschlagenen Erleichterun
gen zur Beschleunigung von Genehmigungs
verfahren und Umweltprüfungen würden 
zwar teilweise den Entfall unionsrechtlicher 
Prüf- und Entscheidungspflichten für 

Verteilernetzinfrastruktur ermöglichen. So
fern sie zum Wegfall der UVP führen, entfällt 
damit auch die Pflicht zur Durchführung ei
nes Genehmigungsverfahrens nach Art. 2 
Abs. 1 UVP-RL. Daneben ermöglichen sie un
ter gewissen – jedoch vielfach unklaren oder 
hohen – Voraussetzungen auch teilweise den 
Entfall von behördlichen Prüfpflichten aus 
dem europäischen Habitat- und Arten- sowie 
teils auch Gewässerschutzrecht. Weil aber 
bislang in beiden Vorschlägen die Verbesse
rungsgebote bzw. Verschlechterungsverbote 
aus der Naturwiederherstellungsverordnung 
nicht und auch das europäische Gewässer
schutzrecht nur teilweise adressiert sind, 
könnten jedenfalls diesbezügliche behördli
che Prüfpflichten einer vollständigen Verfah
rensfreiheit entgegenstehen. 

Mit Blick auf die zahlreichen Rechtsunsicher
heiten, Auslegungs- und Anwendungsfragen 
sowie teilweisen Regelungslücken bei An
wendungsbereich, Tatbestandsvoraussetzun
gen, Rechtsfolgen und beim Verhältnis der 
Vorschläge zueinander kann daher nicht ab
schließend bestimmt werden, inwieweit die 
Vorschläge bestehende unionsrechtliche 
Hürden für eine Verfahrensfreiheit abbauen 
würden.  

Zudem ist in beiden Vorschlägen nicht hinrei
chend rechtssicher geregelt, ob sie über den 
Entfall von formalen Prüfpflichten hinaus 
auch materiell-rechtliche Wirkungen hin
sichtlich der Vereinbarkeit der Vorhaben mit 
den Anforderungen des europäischen Um
weltrechts beinhalten. Mit einer solchen ma
teriell-rechtlichen Wirkung könnte den mit 
einer Verfahrensfreiheit verbundenen Risiko- 
und Verantwortungsverlagerungen auf den 
Vorhabenträger begegnet werden. Will der 
europäische Gesetzgeber hier für mehr 
Rechtsklarheit sorgen, könnte eine aus
drückliche Regelung aufgenommen wer
den. 
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